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Die vorliegende Arbeit beschäftigt sich mit dem Thema besondere Herausforderungen bei 
der Übersetzung von Rechtstexten am Beispiel der österreichischen und polnischen 
zivilrechtlichen Urteile. Ihr Zeil ist es, den Übersetzerinnen und Übersetzern von 
Rechtstexten eine Hilfe beim translatorischen Handeln auf dem Gebiet Zivilrecht zu bieten. 
Im Rahmen der Arbeit soll veranschaulicht werden, welche Elemente des 
Rechtsübersetzungsprozesses besonders problematisch sein können und wie man die 
eventuell vorkommenden Probleme lösen kann. Sich dessen bewusst zu sein, scheint nämlich 
für jede Übersetzerin und jeden Übersetzer von Rechtstexten unheimlich wichtig zu sein. 
Durch die im Folgenden vorgeschlagenen Übersetzungsstrategien soll bezweckt werden, dass 
das übersetzerische Handeln der Rechtsübersetzerinnen und -übersetzer erleichtert und die 
Qualität des von ihnen produzierten Translaten verbessert wird. 
Das erste Kapitel beschäftigt sich mit der Rechtsübersetzung, die eine der größten 
Übersetzungszwiegen darstellt. In diesem Kapitel werden die Arten der Rechtsübersetzung 
und ihr Schwierigkeitsgrad besprochen. Hier wird es auch auf das Thema der Übersetzbarkeit 
eingegangen, das im Kontext der Rechtstexte von enormer Bedeutung ist. Weiters wird auf 
die Grundprinzipen aufmerksam gemacht, die beim Übersetzen von Rechtstexten zu 
berücksichtigen sind. Am Ende des Kapitels wird die Methodik der Rechtsübersetzung 
besprochen. 
Das zweite Kapitel widmet sich der Rechtsvergleichung, die mit der Rechtsübersetzung in 
einem engen Zusammenhang steht. Am Anfang des Kapitels werden kurz die Grundfragen 
und Funktionen der Rechtsvergleichung beschrieben. Weiters wird die allgemeine Methodik 
der Rechtsvergleichung dargestellt und die meiner Meinung nach wichtigsten und 
nützlichsten Methoden geschildert. 
 Im dritten Kapitel wird das Verhältnis von Rechtsübersetzung und Rechtsvergleichung 
diskutiert. Hier wird es versucht, die Frage danach zu beantworten, in welcher Beziehung 
Rechtsübersetzung und Rechtsvergleichung zueinander stehen und ob sie als eigenständige 
Disziplinen ohne einander bestehen können. 
Das vierte Kapitel beschäftigt sich mit der Problematik des Übersetzens von Gerichtsurteilen 
im Allgemeinen. In diesem Kapitel wird es auch auf die theoretischen Grundlagen 
aufmerksam gemacht, auf die die Übersetzerinnen und Übersetzer beim Übersetzen dieser 
besondern Art von juristischen Texten ausnahmlos Rücksicht nehmen müssen. 
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Im fünften Kapitel werden die rechtlichen Grundlagen beschrieben, die bei der Erstellung 
von österreichischen und polnischen zivilrechtlichen Urteilen von der Verfasserin bzw. dem 
Verfasser zu beachten sind. 
Das sechste Kapitel stellt einen kontrastiven Vergleich der Malro- und Mikrostruktur der 
österreichischen und polnischen zivlilrechtlichen Urteile dar.  
Das siebte Kapitel widmet sich der Frage der Verständlichkeit von Rechtstexten. 
Im achten Kapitel werden einige Beispiele der österreichischen und polnischen 
zivilrechtlichen Urteile in Anlehnung an die Kriterien des Hamburger 
Verständlichkeitsmodells analysiert. Das Ziel dieser Studie ist es, festzustellen, welche 
Ähnlichkeiten und Unterschiede zwischen österreichischen und polnischen Urteilen im 
Hinblick auf ihre Verständlichkeit bestehen. 
Das neunte Kapitel stellt einen Versuch dar, ein Gerichtsurteil aus dem Polnischen ins 
österreichische Deutsche unter Anwendung der früher besprochenen Methoden zu 
übersetzen. Die Analyse des Übersetzungsprozesses hat zum Zweck, den Übersetzerinnen 
und Übersetzern von Rechtstexten auf die beim Übersetzen auftauchenden Probleme 
aufmerksam zu machen und konkrete Lösungen vorzuschlagen. 
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1.   Rechtsübersetzung   Da ich im Rahmen dieser Arbeit das Thema der besonderen Herausforderungen bei  der  Übersetzung  von  Rechtstexten  besprechen  möchte,  soll  zunächst  die  Frage danach beantwortet werden, was eigentlich das Rechtsübersetzen ist, welche Arten von Rechtsübersetzen es gibt und was es von anderen Übersetzungszweigen unterscheidet. Ohne  Zweifel  stellt  das  Rechtsübersetzen  einen  besonderen  Zweig  der Translationswissenschaft  dar  und  gleich  am  Anfang  soll  darauf  hingewiesen  werden, dass  die  Übersetzung  juristischer  Texte  anderen  Regeln  unterworfen  ist  als  jene anderer  Textsorten.  Da  sie  in  jedem  Fall  eine  enorme  Herausforderung  für  die Übersetzerin  bzw.  den  Übersetzer  ist,  gilt  sie  als  einer  der  schwierigsten Translationstypen.  Besonders  den  im  Laufe  der  Übersetzerausbildung  nicht volljuristisch qualifizierten Rechtsübersetzerinnen und Rechtsübersetzern bereitet die Rechtsübersetzung  Schwierigkeiten  (vgl.  Wiesmann  2004:  1).  Falls  man  beabsichtigt, sich mit der Rechtsübersetzung zu beschäftigen, soll man  rechtzeitig, bestenfalls bereits während des Studiums, sich die Mühe machen, juristisches Wissen zu vertiefen, indem man z.B. einschlägige Vorlesungen an einem juristichen Fakultät besucht. Sich  Kenntnisse  der  Rechtswissenschaften  anzueignen  ist  erforderlich,  falls  man Rechtstexte  profesionell  übersetzen möchte.  Diese  Tatsache  geht  darauf  zurück,  dass ein  professioneller  Umgang  mit  fremden  Rechtstexten  tiefes  Rechtsversändnis erfordert, das sich nicht nur auf die Ausgangsrechtsordnung beschränken soll, sondern vielmehr auch die Zielrechtsordnung umfassen soll1. Was  die  größte  Herausforderung  beim  Übesetzen  von  Rechtstexten  betrifft,  ist  sie wahrscheinlich  das  Problem  der  Vergleichbarkeit,  wobei  auch  Übersetzen  im Allgemeinen    immer  notwendige  Vergleiche  bedeutet.  Das  Besondere  am Rechtsübersetzen  besteht  jedoch  darin,  dass  es  dabei  viel  häufiger  als  bei  anderen Translationstypen der Fall ist, dass ein zu vergleichender Begriff kein Äquivalent in der Zielrechtsordnung  hat.  Wenn  keine  synonyme,  systematische  und  funktionale Äquivalenz existiert, hat man mit einem Fall der Unvergleichbarkeit zu tun. Eine solche Unvergleichbarkeit  führt zu doktrinellen, axiologischen und pragmatischen Problemen (vgl.  Pommer  2006:  37).    Aus  diesen  Gründen  ist  die  Behauptung,  dass  das Rechtsübersetzen zu den anspruchsvollsten Arten der Übersetzug gehört, sehr triftig.                                                          1  In  weiteren  Kapiteln  werden  die  Fälle  der  Rechtsordnungen  besprochen,  die  in  mehreren  Sprachen erfasst  sind.  Im  Folgenden  wird  auch  darauf  hingewiesen,  dass  es  auch  möglich  ist,  dass  mehrere Rechtsordnungen  in  derselben  Sprache  erfasst  sind.  Daher  ist  hier  von  Ausgangs‐  und Zielrechtsordnungen die Rede und nicht von ausgangs‐ und zielsprachigen Rechtsordnungen. 
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Eine interlinguale Übersetzung im Allgemeinen besteht nach Kohlmayer (2002) darin, 
zu versuchen, dieselbe Botschaft in einer anderen Sprache wiederzugeben. Eine interlinguale 
(oder zwischensprachliche) Rechtsübersetzung widmet sich der Übertragung juristischer 
Inhalte von einer Sprache in eine andere unter Beachtung der betreffenden Rechtsordnungen 
und kulturspezifischen Denkmuster (vgl. Pommer 2006: 38). Bei der Übersetzung von 
Rechtstexten ist dies in so fern von Bedeutung, dass nicht zwischen zwei Sprachen übersetzt 
wird, sondern zwischen den Sprachen zwei bestimmter Rechtsordnungen. Die weit 
verbreitete Vorstellung, dass Substitution von einem bestimmten Rechtsbegriff einer 
Einzelsprache durch einen anderen einzelsprachlichen Begriff, ist daher nicht richtig (vgl. 
Pommer 2006: 38). 
 
„Übersetzen ist vielmehr ein multidimensionaler Vorgang, bei dem eine komplexe Verknüpfung 
sprachlichen, sachlichen und kulturellen Wissens notwendig ist, um nicht nur rechtssprachliche 
Ausdrücke, sondern auch zugrungeliegende Rechtsordnungen und kulturspezifische Denkmuster zu 
übertragen“ (Pommer 2006:38). 
 
Auch Stolze (1992a: 78) weist auf die große Bedeutung des Verständnises der hinter den 
juristischen Texten liegende fremden Rechts- und Verfahrensordnungen hin, das über das 
Gelingen des Mitteilungsgeschehen sehr häufig entscheidet. 
Nach Wiesmann (2004: 71) soll man bei der Rechtsübersetzung auch die Tatsache vor Augen 
haben, dass diese Translationsart eine besondere ist, und ihre Theorie wegen der komplexen 
Fuktionsweise des Rechts nicht eine rein linguistische ist. Den Vordergrund bei der 
interlingualen Rechtsübersetzung stellen vielmehr die Regelungsinhalte dar. Am wichtigsten 
ist hier die Präzision der juristischen Aussage, daher tritt die Eleganz des sprachlichen 
Ausdrucks in Hintergrund, was die Möglichkeiten einer stilistischen Gestaltung äußerst 
begrenzt (vgl. Pommer 2006: 38).  
In diesem Zusammenhang soll auch auf eine Sondersituation aufmerksam gemacht werden, 
nähmlich auf die, in der dieselbe Sprache in mehreren Rechtsordnungen verwendet wird. In 
einer solchen Situation muss sich die Übersetzerin bzw. der Übersetzer bewusst für eine 
dieser Rechtssprachen entscheiden, wobei diese Entscheidung von der intendierten 
Leserschaft abhängen soll. Die Entscheidung für eine bestimmte Rechtsordnung ist im Falle 
der sogennanten Weltsprachen wie Englisch, Spanisch und Französisch besonders schwierig, 
weil die Übersetzerin bzw. der Übersetzer die intendierte Leserschaft nicht kennt oder, was 
noch schlimmer ist, jede Juristin bzw. jeder Jurist in Frage käme, die bzw. der die Zielsprache 
verstehen kann (vgl. Pommer 2006: 38).  Obwohl der letztere Fall für die Rechtsübersetzerin 
bzw. den Rechtsübersetzer besonders schwierig sein kann, muss man damit rechnen, dass 
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man im Bereich Rechtsübersetzen mit solchen Situatioen relativ häufig konfrontiert sein wird 
(wie schon erwähnt vor allem bei den Weltsprachen wie Englisch, Spanisch und 
Französisch), was auf die Tatsache zurückgeht, dass unglaublich große Mengen an 
Rechtstexten jedes Jahr übersetzt werden (vgl. Wiesmann 2004: 67), zu einem großen Teil 
sind das die Texte, die in inter- bzw. supranationalen Organisationen erfasst werden und 
befinden sich daher im Interessenskreis vieler Juristinnen und Juristen aus verschidenen 
Ländern mit unterschiedlichen Rechtssystemen.  
Pommer (2006: 38) veranschaulicht auch eine weitere Herausforderung, die bei der 
interlingualen Übersetzung von Rechtstexten zum Ausdruck kommt. Sie besteht darin, dass 
„die genaue Betrachtung gewisser Problemstellungen bei der Übersetzung von Rechtstexten als 
interlinguale Übersetzung einer Rechtssprache in eine andere, zu einem besseren Verständnis klassischer 
Fragen der juristischen Interpretatation als eine Art intralingualer „Übersetzung“ von Rechtssprache 
innerhalb einer Sprache führen [kann].“ 
Dieser Tatsache seien sich nach Pommer (2006: 39) Juristinnen und Juristen nicht bewusst, 
während Übersetzerinnen und Übersetzer von Rechtstexten, auch wenn sie keine Juristinnen 
bzw. Juristen sind, dieser Betrachtungsweise immer mehr Bedeutung beimessen. 
Ein Sonderfall stellen auf diesem Gebiet mehrsprachige Rechtssysteme dar, die in 
mehrsprachigen Staaten oder Staatengemeinschaften (z.B. Belgien, Kanada, Finnland und der 
Schweiz) vorkommen. Im Falle eines mehrsprachigen Rechtssystems kann eine einzige 
Rechtsordnung in zwei oder sogar mehreren Amts- bzw. Nationalsprachen verfasst sein, was 
zur Folge hat, dass eine Kommunikationsgemeinschaft aus zwei oder mehreren 
Sprachgemeinschaften besteht. In einer solchen Situation stellen alle im Anwendungsgebiet 
des Rechtsystems lebende Personen die potenzielle Zielleserschaft dar. In einem 
mehrsprachigen Rechtssystem gleten alle diesen Personen als gleichberechtigt, was unter 
Umständen bei widersprüchlichen Übersetzungen Gesetzesinterpretationsprobleme bedeuten 
kann. Das Übersetzen von Recht im Rahmen eines mehrsprachigen Rechtssystems ist 
hingegen mit keinen Problemen der Rechtsvergleichung verbunden. Darüber hinaus werden 
auf regionaler Ebene Übersetzungen für regional anerkannte Sprachen, in die mindestens die 
Gesamtheit der Gesetze übersetzt wird, was in der Praxis bedeutet, dass alle Rechtsgebiete 
betroffen sind (vgl. Pommer 2006: 39). 
Außerdem weist Pommer (2006: 39) darauf hin, dass, wenn eine juristische Handlung die 
Grenzen des Rechts- und Sprachsystems überschreitet, Rechtstexte für am Rechtsverkehr 
teilnehmende Personen erstellt werden. Es handelt sich dabei vor allem um die Übersetzung 
von Verträgen. 
Was juristische Übersetzungen zu kognitiven Zwecken betrifft, berichtet Pommer (2006: 39), 
dass sie am meisten für Wissenschaftler oder Personen angefertigt werden, die am 
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ausländischen Recht interessiert sind. Es ist auch relativ häufig der Fall, dass solche 
Übersetzungen vom Gesetzgeber oder von den Regierungsstellen verwendet werden, die für 
die Vorbereitung von Gesetzen zuständig sind. Was interessant ist, lassen manche Staaten 
Übersetzungen von Gesetzestexten (oder Inventare von vorhandenen Übersetzungen 
nationaler Gesetze) anfertigen, damit ihr Rechtssystem anderen Staaten zur Kenntnis 
gebracht werden kann (vgl. Pommer 2006: 39).  
Was in diesem Zusammenhang interessant ist, kann besonders in dieser Kategorie der 
Rechtsübersetzungen die Funktion  des Zieltextes von jener der Ausgangstextes deutlich 
abweichen (vgl. Wiesmann 2004: 91). Wenn z.B. ein Urteil oder ein Bescheid, der durch 
seine performative Funktion gekennzeichnet ist, zu kognitiven Zwecken übersetzt wird, 
ändert sich die Funktion des Zieltextes im Vergleich zum Ausgangstext. Die Funktion des 
Zieltextes kann nämlich nicht die performative sein, weil man von der performativen 
Funktion nur dann sprechen kann, wenn ein Text selbst eine Handlung ist, dh. z.B. ein Recht 
begründet oder die Wirklichkeit verändert (vgl. Widła/Zienkiewicz 2011: 11). Eine 
Übersetzung eines Textes mit performativer Funktion, die zu kognitiven Zwecken angefertigt 
wird, kann jedoch keine performative Funktion haben, sondern bloß die informative, weil sie 
keine Handlung ist, sondern über eine Handlung informiert. Eine Ausnahme könnte hier eine 
Übersetzung eines Rechtstextes mit performativer Funktion darstellen, die im Rahmen eines 
mehrsprachigen Rechtssystems angefertigt wird, da in einem solchen System Rechtstexe in 
allen Sprachen des Systems gleichgestellt sind, was bedeutet, dass in diesem Fall auch eine 
Übersetzung eine Rechtshandlung darstellen könnte. 
Man hat auch mit der Übersetzung juristischer Texte in publizistischer Art für breiteres Pub-
likum zu tun. Von Anwältinnen und Anwälten und von der erkennenden Richterin bzw. vom 
erkennenden Richter benötigt werden hingegen Übersetzungen von Schriftsätzen in 
Gerichtsverfahren (vgl. Pommer 2006: 40). 
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1.1.2. Intralinguale Übersetzung 
 
Abbildung 2: Schematische Darstellung der intralingualen Rechtsübersetzung  
Pommer (2006: 40) macht darauf aufmerksam, dass auch innerhalb einer Sprache eine 
Art Übersetzung erforderlich werden kann. Es handelt sich um die Fälle, wenn regional 
unterschidliche Ausdrücke verwendet werden und rechtliche Fachtermini formell und bzw. 
oder materiell voneinander abweichen. In solchen Situationen ist eine sogennante inner- oder 
intralinguale Übersetzung notwendig. Kohlmayer (2002) bezeichnet eine solche Übersetzung 
als Umformulieren in derselben Sprache und nennt diesen Prozess auch rewording. Meine 
Recherche ergab, dass die intralinguale Übersetzung von Rechtstexten vor allem dann zum 
Einsatz kommt, wenn man mit zwei oder mehreren Rechtsordnungen zu tun hat, die in 
gleicher Sprache fungieren. Wenn es sich um bloß regionale Unterschiede in der 
Verwendung eines Terminus im Rahmen derselben Rechtsordnung handelt, ist sehr selten 
eine Übersetzung notwendig, da diese Unterschiede zu gering sind, um die Bedeutung einer 
Botschaft ändern zu können. Das eigentliche Problem stellen hier die oben erwähnten 
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formellen und materiellen Abweichungen von Bedeutung einzelner Rechtstermini in 
verschiedenen Rechtsordnungen dar, die sich derselben Sprache bedienen. 
Die in weiteren Kapiteln verwendeten Ausdrücke  Rechtsübersetzen und Übersetzen von 
Rechtstexten sollen als interlinguale Rechtsübersetzung verstanden werden. 
1.2 Schwierigkeitsgrad der Rechtsübersetzung  
Falls zwischen unterschiedlichen Rechtsordnungen oder gar Rechtskreisen übersetzt 
wird, nimmt der gesamte Übersetzungsprozess an Komplexität zu. Die Tatsache, dass die 
Rechtsquellen unterschiedlich sind, was zur Folge hat, dass man insbesondere Gesetzestexte 
häufig kaum miteinander vergleichen kann, weil sie vor einem völlig unterschiedlichen 
Denkhorizont stehen, stellt das oft bennante Hauptproblem bei juristischen Übersetzungen 
dar (vgl. Pommer 2006: 40). „Der Schwierigkeitsgrad bei einer juristischen Übersetzung kann von einem Rechtsgebiet zum 
anderen sehr unterschiedlich sein. Schwieriger erweist sich die Übersetzung von Rechtstexten 
in Bereichen, wo nationale oder lokale Eigenheiten stärker zum Ausdruck kommen, so zB bei 
Gerichts- und Verwaltungsorganisation, Verfahrens-, Liegenschafts-, Erb- und Familienrecht 
sowie in Kernbereichen des Zivilrechts (zB Obligationenrecht). Weniger schwierig erweist sich 
idR die Übersetzung von Texten in Bereichen, die von jeher für den interlokalen, 
interregionalen oder internationalen Austausch bestimmt waren, so in weiten Bereichen des 
Handels-, Bank. [sic] und Wirtschaftsrechts. Dies ist auch der Fall in allen neueren, technischen 
Bereichen des Rechts, insofern sie über die klassischen Rechtsgrundlagen des öffentlichen und 
bürgerlichen Rechts hinausgehen, wie das Umwelt-, das Verbraucherschutz- und das 
Medienrecht sowie neu geregelte Bereiche des Medizinrechts“ (Pommer 2006: 40). 
Außerdem ist das Rechtsübersetzen aus dem Grund kompliziert, dass Rechtsübersetzerinnen 
und Rechtsübersetzer neben allgemeinen übersetzerischen Regeln auch andere, sich auf die 
Rechtstexte beziehende Punkte beachten sollen, die u.a. besagen, dass: 
• „die Übersetzung den Inhalt des Ausgangstextes so wiedergeben soll, dass die 
Gemeinsamkeiten und die Unterschiede zwischen den Rechtsordnungen ersichtlich 
sind, 
• die Textstruktur am Ausgangstext auszurichten ist und 
• der Stil, soweit möglich, den Erwartungen des zielkulturellen Empfängers angepasst 
werden soll“ (Wiesmann 2004: 70). 
 
Wie aus den oben genannten Punkten ersichtlich ist, besteht bei der Rechtsübersetzung eine 
weitere Schwierigkeit darin, dass die bei der Rechtsübersetzung zu beachtenden Punkte von 
den heutzutage allgemein geltenden Regeln der Übersetzungswissenschaft teilweise 
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abweichen (z.B. ausgangs- / zieltextorientierte Vorgangsweise). Wie man mit solchen 
Herausforderungen umgehen kann, wird in den folgenden Kapiteln dieser Arbeit besprochen. 
 
Die oben geführten allgemeinen Überlegungen zum Schwierigkeitsgrad der 
Rechtsübersetzung möchte ich mit einer Aussage von Stolze (1992a: 177) zusammenfassen: 
 
„Das Verstehen und Übersetzen juristischer Texte ist [...] mit drei Problemkreisen konfrontiert: der 
Auslegung des individuellen Textsinns wie bei jedem Text, dem Umgang mit den Standardformeln und 
der Übersetzung der rechtsförmigen Begriffswörter“. Die  obige  Aussage  macht  deutlich  klar,  dass  das  Übersetzen  von  Rechtstexten  mit mehreren  Problemen  verbunden  ist,  als  das  Übersetzen  der  meisten  anderen Textsorten,  da  die  Übersetzerin  bzw.  der  Übersetzer  bei  der  Übersetzung  von Rechtstexten auf eine besonders komplexe Weise vorgehen muss. Bedeutet  dies  aber,  dass  das  Übersetzen  von  Rechtstexten  immer  im  gleichen  Maße schwierig ist? Bereitet die Rechtsübersetzung immer die gleichen Probleme unabhängig davon, was  für einen Rechtstext sie betrifft? Die Antwort  lautet: nein. An dieser Stelle soll  nämlich  deutlich  auf  die  Tatsache  aufmerksam  gemacht  werden,  dass  der Schwierigkeitsgrad  der  Rechtsübersetzung  und  mit  ihm  auch  die  Komplexität  der Überlegungen bezüglich der übersetzerischen Vorgangsweise mit abnehmendem Grad der Vergleichbarkeit der Rechtsordnungen zunimmt. Dies kommt vor allem dann zum Ausdruck,  wenn  zwischen  verschiedenen  Rechtskreisen  (mehr  dazu  im  Unterkapitel 
2.3.1. Rechtskreisen und Rechtsfamilien) übersetzt wird (vgl. Wiesmann 2004: 123). 
 
1.3. Kulturelle Aspekte der Rechtsübersetzung  
Rechtsübersetzung - wie auch jede andere Übersetzungsart – kann als kultureller 
Transfer verstanden werden. An dieser Stelle soll erörtert werden, was in 
Translationswissenschaft Kultur bedeutet. Eine der geläufigsten Definitionen von Kultur 
stammt von Vermeer (1996: 221), der sie als „die Menge aller Sichverhaltenskonventionen 
und –normen und deren Resultate in einer gegebenen Gemeinschaft/Gesellschaft/Sozietät“ 
definiert. Stolze (2010: 11) weist auch darauf hin, dass Kultur „Hintergrund jeder 
menschlichen Kommunikation [ist]. Die kulturelle Einbettung als Basis der Texte im 
allgemeinen ist daher auch in technischen und wissenschaftlichen Texten wirksam.“ Pommer 
(2006: 41) macht darauf aufmerksam, dass damit auch Gesetze als fremdbestimmte Normen 
und die Sitten, Gebräuche und Konventionen, die von der Mehrheit der Betroffenen 
entwickelt wurden, sowie Wertvorstellungen der Einzelnen unter den Kulturbegriff fallen. 
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Somit kann Recht als ein wesentliches Element von Kultur betrachtet werden. Wie aber 
Pommer (2006: 41) richtig bemerkt, sollen einige Besonderheiten beachtet werden:  
„Eine Kultur wird meistens durch eine gemeinsame Sprache gekennzeichnet, das Recht zerfällt jedoch in 
Rechtsordnungen, die jeweils unabhängig von der bzw. den verwendeten Rechtssprachen durch 
politische und gesellschaftliche Rahmenbedingungen konstituiert werden.“ 
Es seien nämlich nicht nur eigenständige rechtliche Inhalte und Rechtsvorschriften, deren 
sich Rechtsordnungen als kulturelle Einheiten bedienen, sondern auch eine eigene Tradition 
der Exteriorisierung dieser Inhalte im Hinblick auf die Sprache und – im Allgemeinen – der 
Kommunikation über diese rechtliche Inhalte. Nach Pommer (2006: 41) soll sich dies in 
erster Linie auf die Schriftlichkeit des Recht beziehen, wobei auch die Art und Weise der 
schriftlichen Fixierung des Recht sowie die Textsortenkonventionen der entstandenen Texte 
und die Differenziertheit der angewendeten Terminologie davon betroffen sind. 
In diesem Zusammenhang macht Stolze (2010: 14) darauf aufmerksam, dass das Verständnis 
der betreffenden Kultur für das Verstehen der Terminologie, derer sie sich bedient, in der 
Regel unverzichtbar. Man sollte diese Tatsache immer vor Augen haben, da bei der 
Rechtsübersetzung die Wahl der Terminologie immer sehr sorgfältig und bewusst getroffen 
werden muss, was unmöglich ist, wenn man sie nicht richtig versteht. 
Worin das Übersetzen von Recht als kultureller Transfer besteht, wird von Pommer (2006: 
41) festgestellt: 
„Die Translation von Recht iSd Übersetzung rechtsgebundener Texte bedeutet die Übertragung und 
Vermittlung von Rechtsvorschriften bzw Rechtsinhalten und im weitesten Sinn von rechtlicher 
Information. Die Translation im Bereich Recht stellt damit nach der Ansicht mancher Autoren eine 
‚Sondersorte kulturellen Transfers‘ dar, insofern nämlich rechtliche Inhalte einer Rechtsordnungung und 
damit einer Kulturgemeinschaft zur Verwendung in einer anderen Rechtsordnung übertragen werden.“ 
Ähnliche Meinung äußert Witte (1999: 345): „Neuere translationstheoretische Überlegungen 
[definieren] Translation als kulturelle Transferhandlung und unterstreichen die Rolle des 
Translators als eines Kulturmittlers.“ Diese Aussage bezieht sich zwar nicht explizit auf die 
Rechtsübersetzung, sondern auf di Translation im Allgemeinen, aber da Rechtsübersetzung 
eine Translationsart ist, kann man annehmen, dass sie sich direkt auch auf das Übersetzen 
von Rechtstexten bezieht. 
Nach Pommer (2006: 41) stellt die Übersetzung von Rechtstexten ein Informationsangebot in 
einer Zielrechtssprache und -rechtsordnung über ein Informationsangebot aus einer 
Ausgangsrechtssprache und –rechtsordunung dar, wobei dies nur dann zutrifft, wenn von der 
Übersetzung zwischen zwei Rechtsordnungen die Rede ist, weil im Falle mehrsprachiger 
Rechtsordnungen, wo im Rahmen einer Rechtsordnung übersetzt wird, der Zieltext und der 
Ausgangstext in der Regel als gleichwertig gelten und der Zieltext als vollwertiger Rechtstext 
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in der anderen Rechtssprache funktioniert (es handle sich dann um ein einheitliches in 
mehreren Sprachen ausgedrücktes Rechtssystem). In einem solchen Fall sind also die 
Begriffe, die in Gesetzestexten zu finden sind, gleichen Inhalts und ihre Ausdrucksweise ist 
durch das Gesetz geregelt. 
Da Ausgangssprache und Zielsprache im Hinblick auf die Übersetzung von Recht in der 
Regel aus zwei kategorisch verschiedenen Soziokulturen stammen, stellt auch jeder Text 
einen Teil einer solchen Soziokultur dar, die die Kommunikationsform bestimmt. Im 
Zusammenhang damit, dass jeder Text mit seinem soziokulturellen Hintergrund untrennbar 
verbunden ist, stellt sich die Frage danach, ob es in dieser Situation überhaupt noch von einer 
„äquivalenten“ Übersetzung die Rede sein kann (vgl. Pommer 2006: 42). 
Es wird von Pommer (2006: 42) noch auf einen weiteren wichtigen kulturellen Aspekt der 
Rechtsübersetzung hihgewiesen: 
„In der allgemeinen Übersetzungstheorie existiert die Definition der Übersetzung als ein 
Informationsangebot in einer Zielkultur und deren Sprache über ein Informationsangebot in einer 
Ausgangskultur und deren Sprache. Die Übersetzung eines Rechtstextes wird zwar von Lesern rezipiert, 
die durch ihre (Rechts-) Kultur geprägt sind, sie ist aber dabei dennoch eine (auf diese Kultur 
bedachtnehmende) Übersetzung in eine Sprache, nicht in ein Rechtssystem.“ 
Die Ausdrucksmittel, die im Rahmen dieser Sprache auf dem Gebiet Recht zur Verfügung 
stehen, sind zwar aufgrund der Rechtsentwicklung auch kulturell geprägt, im Hinblick auf 
ihre Anwendungsmöglichkeiten sind sie jedoch nicht auf diese Kultur beschränkt – vielmehr 
kann man sie auch zur Information über kulturfremde Sachverhalte haeranziehen (vgl. 
Pommer 2006: 42). 
Die obigen Überlegungen zu kulturellen Aspekten der Rechtsübersetzung möchte ich mit 
einer sich auf Translation im Allgemeinen beziehenden Aussage von Witte (1999: 347) 
zusammenfassen: 
„Will der Translator nun funktionsgerechte interkulturelle Kommunikation ermöglichen, so muß er die 
im Vorwissen der Interaktanten bereits vorhandenen oder sich in der interkulturellen Situation u.U. 
herausbildenden gegenseitigen ‚Bilder‘ und deren möglichen Einfluß auf den interkulturellen Kontakt in 
seinem Handeln berücksichtigen. Das heißt, „translatorische Kulturkompetenz“ umfaßt nicht nur das 
Wissen über die jeweiligen Arbeitskulturen für sich genommen („Kompetenz-in-Kulturen“), sondern 
auch eine Kompetenz zwischen diesen Kulturen.“ 
1.4. Übersetzbarkeit der Rechtstexte  
 
Da die Übersetzbarkeit der Rechtstexte sehr oft einen Probleme bereitetenden Aspekt 
der Arbeit der Rechtsübersetzerinnen und Rechtsübersetzer darstellt, möchte ich dieses 
Unterkapitel dieser Frage widmen. Obwohl man mit der Problemetik der Übersetzbarkeit von 
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Texten  bei der Übersetzung aller Textarten zu tun hat, ist die Frage der Übersetzbarkeit der 
Rechtstexte eine besonders komplexe und herausfordende. Bei der Übersetung von 
Rechtstexten kann es nämlich aus vielen Gründen zu verschiedenen Problemen kommen, die 
unmittelbar oder mittelbar mit der Übersetzbarkeit verbunden sind. Eine solche 
problematische Situation kann z.B. jene sein, in der der Zieltext in einer anderen 
Rechtsordnung als der Ausgangstext funktionieren soll, oder wenn die Rezipientinnen und 
Rezipienten des Zieltextes aus einer anderen Rechtsordnung stammen (vgl. Pommer 2006: 
43). Zwar kann man als Übersetzer nicht immer hervorsehen, wer die Leserschaft einer 
Übersetzung darstellen wird, man soll jedoch trotzdem möglichst weitgehende Maßnahmen 
ergreifen, um festzustellen, an wen genau eine zu lieferende Übersetzung gerichtet wird. Es 
ist nämlich von essenzieller Bedeutung zu wissen, wer als Razipientin bzw. Rezipient 
intendiert wird (vgl. Vermeer 1986: 43), da von diesem Wissen oder seinem Fehlen sehr 
häufig die Qualität der Übersetzung abhängt. 
Im Kontext der Übersetzbarkeit der Rechtstexte im Hinblick auf die Verwandtschaft der 
Rechtsordnungen ist Folgendes zu bemerken: 
„Die Übersetzbarkeit steht [...] in direktem Verhältnis zur Verwandtschaft der Rechtsordnungen, die in 
der Rechtskreislehre dargestellt wird. Gehören beide Rechtsordnungen demselben Rechtskreis an, nimmt 
die hA mit ZWEIGERT/KÖTZ iSd sog praesumptio similitudinis eine relative Nähe der Rechtsinhalte 
an; bei unterschiedlichen Rechtskreisen können Tradition und Rechtsauffassung jedoch zu völlig 
verschiedenen Rechtslösungen mit entsprechenden Auswirkungen auf die Übersetzbarkeit führen“ 
(Pommer 2006: 43). 
An dieser Stelle könnte man die Frage danach stellen, ob es in diesem Zusammenhang 
möglich ist, Recht nicht nur zwischen Sprachen, sondern auch von einem Rechtssystem in ein 
anderes unter Beibehaltung der ursprünglichen Bedeutung der übersetzten Rechtssätze zu 
übersetzen. Die Organisation des Gemeinwesens einer Gesellschaft zeigt sich nämlich durch 
ihre Rechtsregeln, die auch die Wertvorstellungen reflektieren, die dem Rechtssystem 
zugrundeliegen und die einem historischen Wandel unterworfen sind. Die Übersetzung 
juristischer Regeln besteht daher nicht bloß in Übersetzung von Worten oder Vorstellungen, 
sondern ist schlicht der Import von fremden Methoden zur Gesellschaftsorganisation. Diese 
Methoden müssten mit Hilfe sprachlicher Mittel auch in anderen Gesellschaftsorganisationen 
erklärt werden können. In diesem Zusammenhang ist darauf aufmerksam zu machen, dass der 
interdisziplinäre Zugang von Rechtsübersetzung und Rechtsvergleichung von großer 
Bedeutung ist (vgl. Pommer 2006: 43)2. 
Beim Rechtsübersetzen ist es oft notwendig, dass die Übersetzerin bzw. der Übersetzer nicht 
nur ihre bzw. seine eigentliche Übersetzungsarbeit leistet, sondern auch Kommentare zur 
Übersetzung verfasst und somit als Brückenschläger zwischen zwei Rechtsvorstellungen                                                         2 Mehr dazu im Kapitel 3. Interdisziplinäre Problemstellungen.  
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fungiert. In einer solchen Situation ist es durchaus erlaubt, sich eines ausgangssprachlichen 
Rechtsausdrucks zu bedienen, wobei jedoch zugleich wenigstens darauf aufmerksam 
gemacht werden soll (in Form einer erklärenden Anmerkung), worin die Unterschiede 
zwischen dem ausgangs- und zielsprachigen Ausdruck bestehen (vgl. Weisflog 1996: 59)3. 
1.4.1. Theorie der Unübersetzbarkeit nach Catford  
Im Rahmen dieser Arbeit möchte ich mich mit dem Thema Unübersetzbarkeit der 
Rechtstexte etwas intensiver beschäftigen, da sie relativ häufig eine der größten 
Herausforderungen darstellt, mit denen die Rechtsübersetzerin bzw. der Rechtsübersetzer 
konfrontiert wird.  
In Kontext der Unübersetzbarkeit der Rechtstexte soll zunächst die Frage danach erörtert 
werden, was es bedeutet, dass etwas unübersetzbar ist. Im Allgemeinen lässt sich annehmen, 
dass als Unübersetzbarkeit die Tatsache bezeichnet wird, „daß gewisse Textfunktionen beim 
Übersetzen nicht auf Ausdruckmittel der Zielsprache übertragen werden (oder nicht 
übertragen werden können bzw. dürfen)“ (Ulrich 1997: 126), wobei bei dieser Definition der 
Unübersetzbarkeit man unter Übersetzung „die Übertragung der einzelsprachlich 
ausgedrückten Bezeichnungsrelation, d.h. den Übergang von einer Einzelsprache zu einer 
anderen über den ausgedrückten Inhalt versteht“ (Ulrich 1997: 126). In einem solchen Fall 
kann man eigentlich von Entsprachlichung und Versprachlichung reden, „und das, was nicht 
„entsprachlicht“ werden kann, kann auch nicht wieder „versprachlicht“, d.h. nicht in diesem 
Sinne „übersetzt“ werden“ (Ulrich 1997: 126).4 Da  beim  Übersetzen  im  Bestreben  Übersetzungsäquivalenz  zu  erreichen  so  viele erhebliche  Probleme  auftreten  können,  entwickelte  J.C.  Catford  die  sog.  Theorie  der Unübersetzbarkeit  bzw.  der  Nichtübersetzbarkeit,  die  zwei  Arten  von Unübersetzbarkeit  unterscheidet,  nämlich  die  linguistische  und  die  kulturelle  (vgl. Pommer 2006: 44). Diese werden von Pommer (2006: 44) wie folgt beschrieben: „Seiner [Catford] Ansicht nach liege linguistische Unübersetzbarkeit vor, wenn in der Zielsprache kein 
lexikalischer oder syntaktischer Ersatz für einen in der Ausgangssprache enthaltenen Terminus bestehe. 
In diesen Fällen handelt es sich jedoch nur um eine relative Unübersetzbarkeit, die durch Umschreibung 
überwunden werden muß. Kulturelle Unübersetzbarkeit sei andererseits dem Umstand zuzuschreiben,                                                         3 Wie man in in solchen Situationen vorgehen soll, wird in weiteren Kapiteln besprochen. 4  Genauere theoretische Überlegungen zum Thema Unübersetzbarkeit im Allgemeinen  
werden im Rahmen dieser Arbeit nur oberflächlich besprochen. Genaueres dazu findet man 
in Ulrich (1997).  
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daß in der Kultur der Zielsprache ein entsprechendes, in der Ausgangssprache vorhandenes Objekt (Ding 
oder Lebewesen) fehle.“ 
Mit der kulturellen Unübersetzbarkeit hat man vor allem dann zu tun, wenn ausgangs- und 
zielsprachliche soziokulturelle Faktoren nicht deckungsgleich sind (vgl. Wilss 1984: 57). 
Weiters unterscheidet Pommer (2006: 44) die rechtskulturelle Unübersetzbarkeit: 
„Unter den Unterbegriff der ‘rechtskulturellen Unübersetzbarkeit‘ fallen dieser Theorie zufolge va Fälle, 
in denen die Bezeichnung einer Institution von einer Ausgangssprache in eine Zielsprache zu übertragen 
ist, in deren Sprachgebiet keine genau entsprechende Institution existiert.“ 
In diesem Sinne können vor allem Übersetzungen von Gerichtsbezeichnungen und 
Verfahrensaspekten problematisch sein. 
An dieser Stelle soll bemerkt werden, dass es leider sehr selten der Fall ist, dass es der 
Übersetzerin bzw. dem Übersetzer gelingt, in Fällen von linguistischer oder (rechts-) 
kultureller Unübersetzbarkeit, eine absolute und vollständige Äquivalenz zwischen dem 
ausgangs- und zielsprachlichen Text herzustellen (vgl. Pommer 2006: 44). 
1.4.2. Adäquanz 
 
  Pommer (2006: 44) definiert Adäquanz als „eine Größe, die im Zusammenhang mit 
einem Tun gesehen werden muß.“. Und weil der ausschlaggebende Faktor einer Übersetzung 
ihr Zweck ist, sind die übersetzerischen Entscheidungen diesem Zweck anzupassen. 
Adäquatheit ist somit nach Pommer (2006: 44) „eine Mittel-Zweck-Relation und beschreibt 
die zielorientierte Handlung der Sprachzeichenwahl im Hinblick auf einen mit der 
Übersetzung verfolgten Zweck.“ Die adäquate Wahl bezieht sich nicht auf Worte, Grammatik 
und Stilistik, sondern auch auf den sprachlichen Makrotext, den Situationskontext (den 
inneren und äußeren), die soziokulturelle Einbettung des jeweiligen Textes und die Funktion 
des Gesamttextes in der Kommunikationssituation (vgl. Pommer 2006: 45). 
Bemerkenswert ist auch die Tatsache, dass man formale und dynamische Adäquanz 
unterscheidet. Als formale Adäquanz ist ist die lexikalische Übereinstimmung zu verstehen 
und mit der dynamischen Adäquanz ist die Äquivalenz textuellen Sinnwirkung in der 
Ausgangs- und Zielsprache (vgl. Srubar 2009: 156). 
1.4.3. Äquivalenz   Äquivalenz  ist  nach  Pommer  (2006:  45)  „die  Gleichwertigkeit  im  Sinn  einer Beziehung von Ausgangs‐ und Zielprodukt und zwar die Relation der Gleichwertigkeit von  Sprachzeichen  in  jeweils  zwei  Sprachen.“  Als  Textäquivalenz  wird  die 
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Gleichwertigkeitsrelation von Sprachzeichen eines Textes in zwei verschiedenen 
Sprachgemeinschaften beschrieben (vgl. Pommer 2006: 45). Wodurch sich Äquivalenz bei 
Rechtstexten im Vergleich mit anderen Fachsprachen auszeichnet, stellt Wiesmann (2004: 
233) fest: 
„Bei der Terminologie wird unter Äquivalenz im Allgemeinen eine Übereinstimmung der Begriffe 
verstanden. Im Unterschied zur Terminologie anderer Fachsprachen wird bei der Terminologie der 
Rechtssprache davon ausgegangen, dass eine völlige begriffliche Übereinstimmung nur beim Bezug auf 
ein und dieselbe Rechtsordnung gegeben ist, während bei unterschiedlichen Rechtsordnungen i.d.R. 
lediglich von einer approximativen Übereinstimmung5 der Begriffe ausgegangen wird.“ 
Probleme mit der Äquivalenz hängen eng mit den Präzisionsgraden der betreffenden 
Sprachen und ihrer Übereinstimmung zusammen. Darüber hinaus bemerkt Pommer (2006: 
45): 
„Auch wenn die Kontextualität die Polysemie eliminiert, bleibt dennoch die Vagheit bestimmter 
Ausdrücke bestehen. In der Rechtssprache gibt es drei Arten von Kontext, die die Bedeutung dieser 
Ausdrücke beeinflussen, nämlich der linguistische, der systematische und der funktionale Kontext.“ 
Wie aus den obigen Ausführungen ersichtlich wird, ist die Problematik der Äquivalenz bei 
Rechtstexten sehr komplex und es muss auf diese Tatsache bei der Übersetzung von 
Rechtstexten immer Rücksicht genommen werden. 
1.4.3.1. Übersetzungsäquivalenz  
Unter dem Begriff der Übersetzungsäquivalenz wird das Problem wörtliche oder 
sinngemäße Übersetzung verstanden. In der Linguistik wird zwischen formeller 
Übereinstimmung/formeller Äquivalenz und dynamischer Äquiwalenz/dynamischer 
Gleichewertigkeit unterschieden.  Im Falle formeller Übereinstimmung/formeller Äquivalenz 
wird die Treue der Übersetzung zum Original angestrebt (ausgangssprachliche Orientierung) 
und bei dynamischer Äquiwalenz/dynamischer Gleichewertigkeit hingegen die 
Bedeutungsgleichheit der Wirkungen des Originals und der Übersetzung (zielsprachliche 
Gerichtetheit). Es soll auch darauf hingewiesen werden, dass das ausgangssprachlich 
orientierte Übersetzungskonzept semantic translation genannt wird und das zielsprachlich 
orientierte – communicative translation. Semantic translation solle die Autorin bzw. den 
Autor in den Mittelpunkt stellen und ist daher author-centered und communicative 
translation ist vor allem auf die Leserin bzw. den Leser gerichtet und ist somit reader-
centered (vgl. Pommer 2006: 45f; Newmark 1991: 10ff).                                                         5 Mehr Informationen zu diesem Thema findet man im Unterkapitel 1.6.2.1. 
Übersetzerische Strategien unter dem Punkt approximative Äquivalenz.  
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Es wird heutzutage versucht, eine Methode auszuarbeiten, die „die geschilderte Dichtonomie 
zwischen formeller Übereinstimmung und dynamischer Gleichwertigkeit durch eine eher 
relativistische, subjektive und funktionale Methode [...] überbrücken“ würde (Pommer 
2006:46). Sie sollte Lösungen anhand der Rahmenbedingungen der gegebenen 
Übersetzungssituation suchen, also im Kontext, was als situationskontextuelle Betrachtung 
bezeichnet wird (vgl. Weisflog 1996: 36f;  Pommer 2006: 46). 
Eine Übersetzung mit gleichzeitiger Äquivalenz auf allen Textebenen scheint jedoch eine 
Abstraktion zu sein, daher ist immer ein Kompromiss zwischen verschiedenen 
Äquivalenzforderungen erforderlich (vgl. Weisflog 1996: 37; Pommer 2006:46). 
1.4.3.2. Äquivalenzkriterien  
Die Aufstellung von Äquivalenzkriterien für die Übersetzung eines Textes wird von 
zwei Prinzipien bestimmt: vom Prinzip der Selektion und vom Prinzip der Hierarchisierung. 
Die Selektion besteht darin, dass die Übersetzerin bzw. der Übersetzer bei der 
Ausgangstextanalyse die Elemente eruiert, die für den jeweiligen Text merkmalhaft sind und 
die Hierarchisierung bezieht sich auf die Vorrangigkeit beizubehaltender Elemente, wenn 
nicht alle davon zugleich äquivalent in der Zielsprache gehalten werden können (vgl. Reiß 
1985: 44; Pommer 2006: 46).  
„Dabei sind jeweils die Funktion der einzelnen Textelemente in ihrem Beitrag zum Sinn des 
Gesamttextes und die Funktion des Textesselbst im Kommunikationsgeschehen ausschlaggebende 
Gesichtspunkte. Rechtliche Äquivalente entsprechen nämlich nicht notwendig der systematischen und 
funktionalen Äquivalenz der Vergleichsbegriffe.“ (Pommer 2006: 46f) 
Daher ist es für für die Übersetzerin bzw. den Übersetzer nicht ausreichend, bei der Suche 
nach Äquivalenten den nächstverwandten Begriff in Ausgangs- und Zieltext zu finden. 
Außerdem müssen von der Übersetzerin bzw. vom Übersetzer strukturelle Ähnlichkeiten und 
Unterschiede festgestellt und, wenn möglich, etwaige konzeptuelle Unterschiede kompensiert 
werden. Damit konzeptuelle Inkongruenz kompensiert werden kann, sollen technische und 
andere kulturgebundene Begriffe vermieden werden, die kein nahes Äquivalent in anderen 
Rechtsordnungen haben. Statt dessen können z.B. deskriptive Paraphrasen verwendet werden 
(vgl. Pommer 2006: 47). 
Äquivalenz zwischen Ausgangs- und Zieltext kann auf verschiedenen Ebenen eines Textes, 
der als Kommunikationsmittel zu verstehen ist, vorkommen. Da die einzelnen Elemente auf 
jeder dieser Ebenen in der Regel nicht alle zugleich äquivalent gehalten werden können (etwa 
wegen der Verschidenheiten der Sprachen und der soziokulturellen Einbettung der 
Kommunikation), muss die Übersetzerin bzw. der Übersetzer feststellen, welche Elemente 
des Ausgangstextes für einen konkreten Fall funktional relevant sind (Prinzip der Selektion) 
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und wie eine hierarchische Reihenfolge der Beachtung der Merkmale auszusehen hat (Prinzip 
der Hierarchisierung) (vgl. Reiß 1985: 44; Pommer 2006: 47). Danach, laut Pommer (2006: 
47), 
„richtet sich die Entscheidung, in welchen Fällen er [Übersetzer] auf eine äquivalente Wiedergabe des 
jeweiligen Merkmals verzichten will oder muß, in welchen Fällen er Kompensationen („versetzte 
Äquivalente“) und in welchen Fällen er die Reproduktionen des entsprechenden Elements wählen will 
oder muß, um für den Zieltext insgesamt Äquivalenz, dh Gleichwertigkeit in bezug [sic!] auf die 
Funktion des Textes im Kommunikationsgeschehen innerhalb der Ziel-gemeinschaft [sic!] zu erreichen.“ 
(vgl. auch Reiß 1995: 122) 
Bei solchen Entscheidungen, bei denen die Funktion einzelner Elemente im Gesamttext 
unbedingt zu berücksichtigen ist, sind oft etwa die soziokulturelle Einbettung des jeweiligen 
Textes, seine Zugehörigkeit zu einer Textsorte und einem Texttyp, der sprachliche Kontext 
und der Situationskontext sehr hilfreich. Diese Entscheidungen hängen natürich auch von den 
Strukturverschiedenheiten des jeweiligen Sprachenpaars ab (vgl. Reiß 1995: 122; Pommer 
2006:47). 
Um zusammenzufassen: „Äquivalenz zwischen Ausgangs- und Zieltext besteht [...] in der 
gleichwertigen Relationierung von Inhalt(en) und Form(en) eines Textes in ihren Funktionen 
zur Erreichung des Textsinns“ (Pommer 2006: 48; vgl. Reiß 1995: 123). 
 1.4.4. Textsortenkonventionen und ihre translatorische Relevanz   Beschäftigen  sich  Übersetzerinnen  und  Übersetzer  mit  der  Übersetzung  von Recht,  sind  sie  mit  mehreren  Problemen  konfrontiert.  Eines  dieser  Probleme  ist  die oben  erwähnte  Inäquivalenz  der  Rechtsterminologien.  Ein  weiteres  stellen  die Textsortenkonventionen und die damit verbundenen Angelegenheiten dar.  An  dieser  Stelle  soll  geklärt  werden,  was  unter  Textsortenkonventionen  verstanden wird.  Ich  bediene  mich  der  Definition  von  Textsortenkonventionen  nach  Engberg (1997:  45),  die  besagt,  dass  Textsortenkonventionen  die  „typischen  sprachlichen Regelmäßigkeiten  von  Textsorten“  seien.  Ähnlich  betrachtet  dieses  Thema  Frilling (1995: 30), die der Meinung ist, dass Rechtstexte „nicht einzeln immer wieder aufs neue konzipiert,  sondern  unter  Beachtung  von  bereits  festliegenden,  jeweils textsortenspezifischenGestaltungsmaximen  erstellt  [werden], die sich im juristischen 
Tätigkeitsbereich konventionalisiert haben.“  
In Anbetracht der obigen Aussagen muss man feststellen, dass die Kenntnis der 
Textsortenkonventionen bei der Rechtsübersetzung unerlässlich ist und zweifelsohne eine der 
größten Herausforderungen dabei darstellt. Eine Rechtsübersetzung, die ohne 
Berücksichtigung der einschlägigen Textsortenkonventionen, dh. in der Regel eine schlechte 
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Übersetzung, kann nämlich schwerwiegende Folgen nach sich ziehen, die im Vergleich mit 
ähnlichen Fehlern, die bei anderen Translationstypen begangen wurden,  u.U. mit 
ernsthafteren Konsequenzen verbunden sein können (z.B. Nichtigkeit eines 
zwischenstaatlichen Vertrags). 
Aus diesem Grund soll nach Pommer (2006: 48) beim Übersetzen stetz die Funktion des 
Textes im Vordergrund stehen und die Äquivalenz von Übersetzungen ausschließlich bei der 
Funktionsgleichheit von Ausgangs- und Zieltext in den Ausgangs- und 
Zielkulturgemeinschaften angestrebt werden soll. Hier solle oft schon allein der Texttyp 
ausschleggebend sein. Pommer (2006:48) stellt weiters fest: 
„Ein Teil der Identität  eines  Textes  besteht  in  seiner  Textsortenzugehörigkeit. Textsortenkonventionen  dienen  als  Erkennungs‐  und  Steuerungssignale  für  das Textverstehen und lösen bei der Leserschaft bestimmte Erwartungshaltungen aus; somit können  sie  dem  Übersetzer  wertvolle  Entscheidungshilfen  bieten.  Bei  der  Übersetzung von Rechtstexten muß also nach bestehenden Textsorten (translation genres) und deren üblichen  Konventionen  unterschieden  werden.  Diese  Textsorten  können  nach  ihrer Makrostruktur  in  verschiedene  Typen  juristischer  Texte,  nämlich  ua  Gesetzestexte, Gerichtsentscheidungen,  Prozeßakte,  Verträge,  Urkunden  und  Abhandlungen untergliedert  werden.  Jede  dieser  Textkategorien  hat  eine  eigene  Ausdrucksweise.  Der eigene Stil in der Ausgangssprache muß eine Entsprechung in der Zielsprache finden.“ Es  ist  dabei  darauf  hinzuweisen,  dass  Gesetzestexte  und  Gerichtsentscheidungen (darunter  auch  die  Urteile,  die  das  Hauptthema  dieser  Arbeit  sind)  stellen  die Textsorten  dar,  die  meist  an  bestimmte  Formeln  gebunden  sind.  Andere Rechtstextsorten  zeichnen  sich durch  einen wesentlich  freieren  Stil  aus  (vgl.  Pommer 2006: 49). In diesem Zusammenhang  möchte ich noch die Feststellung von Wiesmann (2004: 59‐60)  anführen,  nach  derer  man  verschiedene  rechtssprachliche  Stile  verschiedenen Typen von Autoren zuordnen kann. Jeder dieser Stile ‐ obwohl sie in sich uneinheitlich und vielschichtig sind ‐  lässt den Typ von Autor erkennen (Richter, Gesetzgeber, etc.). Diese Tatsache sei darauf zurückzuführen, dass sich der jeweilige Typ von Autor je nach intendiertem Publikum und dem verfolgten Ziel unterschiedlich ausdrückt. 
1.5. Grundprinzipien der Rechtsübersetzung   Im  Rahmen  dieses  Unterkapitels  werden  die  Grundprinzipien  der Rechtsübersetzung  besprochen,  nach  denen  sich  jede  Übersetzerin  bzw.  jeder Übersetzer von Rechtstexten richten soll. 
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1.5.1. Relevanzprinzip   Bei  der  Übersetzug  von  Rechtstexten  stellt  das  Prinzip  der  Relevanz  für  die intendierte Leserin bzw. den  intendierten Leser der Übersetzung oberstes Leitprinzip dar. Die Leserinnen und Leser suchen nämlich Informationen, die für ihre Ziele relevant sind und möchten sich nicht übermäßig für die Erlangung von Wissen anstrengen. Die Übersetzerin bzw. der Übersetzer  soll  daher  imstande  sein,  es  einzuschätzen, was  für ihre  bzw.  seine  Leserinnen  bzw.  Leser  von  Relevanz  ist.  Die  Übersezerin  bzw.  der Übersetzer muss u.a.  die Entscheidung  treffen,  ob  eine  indirekte Übersetzung  geliefert werden soll, in der eine Reihe von Implikationen expliziert werden muss, oder ob eine 
direkte Übersetzung anzufertigen  ist, bei der angenommen wird, dass die Leserin bzw. der  Leser  sich  das  zum  Textverständnis  erforderliche Wissen  selbst  beschaffen  kann (vgl. Pommer 2006: 53). Pommer (2006: 54) bemerkt weiters:  „Mit dem Prinzip der Relevanz als oberster Leitlinie evaluiert der Übersetzer ein ganzes Netzwerk  an  komplexen  gesellschaftlichen  und  kulturellen  Beziehungen,  die  die Bedeutung  von  einander  potenziell  entsprechenden  Begriffen  in  Ausgangs‐  und Zielsprache festlegen, und trifft danach seine Übersetzungsentscheidungen.“ 
Stolze (2003: 24) stellt in diesem Zusammenhang fest, dass „das Relevanzprinzip als die 
Annahme ‚optimaler Ähnlichkeit‘ zwischen dem Text und der Übersetzung [erscheint], 
wobei diese Ähnlichkeit sich vor allem auf die Erhaltung der Aspekte der angemessenen 
Relevanz für die Adressaten bezieht“. 
1.5.2. Funktionalitätsprinzip   Nach  Pommer  (2006:  54)  ist  das  Prinzip  der  Funktionalität  bei  der Gegenüberstellung  von  isolierbaren  Ausgangs‐  und  Zielrechtsterminologien vergleichbar. Sie argumentiert, dass „ein Vergleich auf terminologischer Ebene sich auf Begriffe und Rechtsinstitute  [gründet], wobei unter einem Rechtsinstitut eine Denkeinheit 
von Eigenschaften und Beziehungen bestimmter Personen und/oder Dingen zu verstehen ist“ 
(Pommer 2006: 54). Es sei dabei zu bemerken, dass einige Eigenschaften eines 
Rechtsinstitutes essentiell sind und andere weniger wichtig. Daher gibt es Platz für 
verschiedene Übersetzungsvarianten. Überprüft man die Äquivalenz von Rechtsinstituten im  Hinblick  auf  ihre  Rechtsordnungen  (d.h.  von  den  Gesetzesdefinitionen  und richterlicher Auslegung), muss man die bestimmenden Merkmale feststellen. Erst dann kann man nach einem äquivalenten Begriff in der anderen Rechtsordnung suchen (vgl. Pommer 2006: 54). Weiters führt Pommer (2006: 54) aus: 
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„Der Grad  an Äquivalenz muß durch Berücksichtigung  funktionaler  und/oder  formeller Ähnlichkeiten  ermittelt  werden.  Fehlt  ein  ähnliches  Rechtsinstitut  in  der Zielrechtsordnung, dienen die bereits angestellten Nachforschungen über die Rechtslage in  der  Zielrechtsordnung  als  Material  bei  der  Entscheidung  für  die  Wahl  eines  neuen Begriffes.“ Im  Allgemeinen  lässt  sich  dazu  nach  Stolze  (2003:  304)  feststellen,  dass „terminologische  Präzision  und  die  Funktionalität  des  Ausdrucks  im  Rahmen  der Fachtextsorten oberstes Gebot bei der Formulierung des Translats [sind]“. 
1.5.3. Übersetzungsprinzip des gemeinsamen Minimums der Bedeutung  
Um der Leserinnen und den Lesern Bedeutungsunterschiede klarzumachen und 
möglichst große Genauigkeit beizubehalten, kann bei juristischen Termini, die eindeutig 
definiert sind, zur Verständlichkeit der Übersetzung die Definition stets mitübersetzt werden. 
Die Situation bei unbestimmten Rechtsbegriffen scheint jedoch viel schwieriger. Ihre genaue 
Bedeutung ergibt sich nämlich aus dem gesamten Rechtsverständnis eines juristischen 
Weltbildes (vgl.  Pommer  2006:  55). Nach  Stolze  (1999a:  170)  sollte  in  einem  solchen Fall das Prinzip des sogennanten gemeinsamen Minimums zum Einsatz kommen. Es solle darin  bestehen,  dass  ein  allgemeinerer  Begriff  gewählt  wird,  der  als  Oberbegriff  den unteren impliziert. Dies kann jedoch zur Folge haben, dass durch die Ungenauigkeit die Gefahr der Irreführung der Leserin bzw. des Lesers entsteht. Daher soll die Verwendung des  gemeinsamen  Minimums  auf  jene  Fälle  beschränkt  werden,  in  denen  unklare Formulierungen  mit  Absicht  verwendet  wurden.  In  andern  Fällen  soll  man  auf explikative  Erweiterungen  zurückgreifen  (vgl.  Pommer  2006:  55).  In  diesem Zusammenhang  soll  es  auch  darauf  hingewiesen  werden,  dass  falls  man  als Rechtsübersetzerin  bzw.  Rechtsübersetzer  mit  einer  problematichen  Situation konfrontiert  wird,  in  der  ein  absichtlich  unklar  verwendeter  und  gleichzeitig entschiedender  Rechtsbegriff  zu  übersetzen  ist,  man  darauf  Rücksicht  nehmen muss, dass es absolut unzulässig ist, ihn einfach unübersetzt mit der Entschuldigung zu lassen, dass es dafür kein Äquivalent  in der Zielsprache gäbe (vgl. Stolze 1992b: 225; 1999b: 49f). 
 
1.5.4. Prinzip der explikativen Übersetzung 
 
Auch eine pragmatische Perspektive in Bezug auf die kulturellen 
Empfängerbedingungen und die zielsprachliche Verständlichkeit ist beim Übersetzen im 
Hinblick auf die Lebensbindung der Rechtsbegriffe wichtig (vgl. Pommer 2006: 54). Wenn 
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eine Situation  fremdartig wirkt, soll sie verständlich gemacht werden. Darüber hinaus stellt Pommer (2006: 55) fest: „Wenn  zielsprachlich  eine  Übersetzung  entsteht,  die  dort  zwar  nicht  rechtssprachlich verankert, dafür aber allgemein verständlich ist, so kann sie von den Empfängern auch in deren  Rechtssystem  eingeordnet  werden,  ohne  daß  falsche  Vorstellungen  entstehen. Dann muß die Bedeutung des Begriffs durch eine Erklärung ausgeführt werden, die die Informationen  über  die  beiden  zu  vergleichenden  Rechtsordnungen  kombiniert.  Die Erklärung soll andere Ausdrücke verwenden.“ 
Wiesmann (2004: 148f) bemerkt dazu, dass eine explikative Übersetzug besonders dann 
hilfreich sein kann, wenn es sich um Übersetzungen zwischen Rechtsordnungen der Staaten 
mit unterschiedlichen Rechtssprachen aber gleicher Gemeinsprache handelt. Die aus der 
eigenen Rechtsordnung bekannten Begriffe sollen in solchen Situationen in der Übersetzung 
vermieden werden, da dadurch eine falsche Identität suggeriert würde. Man soll vielmehr 
diese Begriffe  eher beschreibend übertragen, „auch wenn eine Formulierung entsteht, die 
nicht rechtssprachlich verankert, dafür aber verständlich ist“ (Wiesmann 2004: 149; vgl. 
Sandrini 1999a: 33; Stolze 1999b: 51f). 
1.5.5. Transparenz  
In der Regel kommt es beim Übersetzen von Rechtstexten zu keiner Veränderung der 
Makrostruktur der Texte, damit ihre dokumentarische Vergleichbarkeit gewährleistet werden 
kann. Eine solche Beibehaltung dieser Struktren kann freilich verfremdete Einflüsse auf 
nationale Textkonventionen zur Folge haben. Dies lässt sich z.B. bei den EU-
Mitgliedsstaaten beobachten, die ihre Rechtssysteme zum Teil an EU-Richtlinien anpassen 
müssen und dabei formellen Einflüssen unterliegen .Von transparentem Übersetzen spricht man in diesem Zusammenhang vor allem im Kontext der Übermittlung von juristischen Verfahrensaspekten.  Auch  in  verschiedenartigen  prozessrechtlichen  Regelungen können  sich  interkulturelle  Unterschiede  zeigen,  wobei  zu  bemerken  ist,  dass  die einzelnen Verfahrensarten als solche jedoch zum Teil vergleichbar sind, was bedeutet, dass  eine  gemainsame  Basis  für  Verstehen  und  Übersetzen  besteht  (vgl.  Pommer 2006:56; Stolze 1999b: 52‐54). 
1.6. Methodik der Rechtsübersetzung   Jede  Art  der  Übersetzung  ist mit  konkreten  Entscheidungen  verbunden.  Es  ist nicht egal, ob man sich des Wortes entweder oder oder bedient – die Übersetzerin bzw. der Übersetzer muss sich immer für eine Bedeutung entscheiden. In diesem Kontext soll 
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die  Methodik  der  Übersetzung  als  eine  Entscheidungshilfe  verstanden  werden  (vgl. Pommer 2006: 60).  
1.6.1. Übersetzungstheorie  
Die Wahl der Übersetzungsstrategie hängt jeweils vom Einzelfall ab. Es gibt keine 
universelle Methode der Übersetzung, die in jeder Kommunikationssituation richtig wäre. 
Daher ist es immer unbedingt notwendig, den zu übersetzenden Text individuell zu 
analysieren, um herausfinden zu können, welche übersetzerische Strategie in einem 
konkreten Fall angemessen ist. 
1.6.1.1. Anwendung allgemeiner Übersetzungstheorien  Im  Vordergrund  aller  Übersetzungstheorien  steht  der  Zweck  bzw.  die  Funktion  des Zieltextes.  Jede  Theorie  konzentriert  sich  jedoch  auf  ein  anderes  Element  des übersetzerischen Handelns.  Als  die  wesentlichsten  Übersetzungstheorien,  sollen  hier  die  folgenden  geneannt werden: ‐ die Kommunikation und Relevanz‐Theorie nach Gutt, ‐ die Hermeneutik nach Stolze, ‐ die Prototyp‐Theorie nach Snell‐Hornby, ‐ die Textanalyse nach Nord, ‐ die Texttypologie nach Reiss, ‐ die Pragmatik nach Hönig/Kussmaul und  ‐ die Skopostheorie nach Reiss/Vermeer.  Die  oben  genannten  Theorien  sensiblisieren  für  die  vielseitige  und  vielschischige Übersetzungsproblematik  und  zeigen  angemessene  Lösungsoptionen  in  konkreten Übersetzungssituationen  auf.  Diese  Theorien  sollen  nur  im  Rahmen  ihres Anwendungsbereiches  umgesetzt  werden,  damit  ihre  Anwendung  erfolgreich  und sinvoll  sein  kann.  Was  die  Übersetzung  von  Recht  angeht,  steht  die  rechtliche Dimension  im Vordergrund.  Sie  stellt  auch  eine  grundlegende Voraussetzung  dar,  die Transferhandlung  zu  verstehen.  Es  können  insbesondere  Funktionalität  und Hermeneutik  zur  Lösung  von  Fragen  beitragen,  die  bei  der  Übersetzung  von Rechtstexten auftauchen (vgl. Pommer 2006: 61). Dies  solle darauf  zurückzuführen  sein, dass diese Theorien  sowohl  textuelle wie auch außertextuelle  Faktoren  berücksichtigen  und  sowohl  für  Übersetzer  wie  auch  für 
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Juristen  „Hilfsmittel  zum  Textverständnis  und  zur  Erarbeitung  einer  geeigneten Übersetzungsstrategie bieten“ können (Pommer 2006: 61). Angesichts  dieser  Tatsache  werden  unten  die  beiden  oben  genannten  Theorien  kurz besprochen. 
1.6.1.1.1. Hermeneutik nach Stolze 
 
Stolze (1992a) führte die Einteilung des Übersetzungsprozesses in zwei Phasen, und 
zwar in die Verstehensphase und in die Reverbalisierungsphase. Im Rahmen der 
Verstehensphase werden eine übersetzungsrelevante Textanalyse und eine Interpretation 
durchgeführt. Sie steuert den hermenuetischen Prozess, der im Vordergrund jeder 
Übersetzung steht. Im Rahmen der Reverbalisierungsphase erfolgt hingegen der Transfer des 
Verstandenen und läuft der Übersetzungsprozess ab (Pommer 2006: 62). 
Die Beurteilung der Reverbalisierungsphase und des Resultats der Übersetzung erfolgt 
anhand des Äquivalenzkonzepts, wobei zu bemerken ist, dass das Konzept der Äquivalenz 
immer häufiger als eine „unerreichbare Utopie“ angesehen wird (Pommer 2006:62; vgl. auch 
Stolze 1992a). Daher stützt sich auch Stolze statt dessen  auf dem Konzept der Symmetrie. 
„Das oberste Ziel ist die Herstellung von Symmetrie zwischen der Bedeutung zweier Texte 
trotz einer gewissen Assymetrie zwischen derer Form und Struktur“ (Pommer 2006:63). 
1.6.1.1.2. Skopostheorie (Funktionalitätstheorie) nach Reiss/Vermeer  
Die Skopostheorie wurde von Reiss/Vermeer eingeführt. In Ihrem Vordergrund steht 
der Zweck (griech.: Skopos) einer Übersetzung und damit die intendierte Leserschaft der 
jeweiligen Übersetzung. Diese Faktoren beeinflussen alle übersetzerischen Entscheidungen, 
die bei der Übertragung aus einer Ausgangskultur für eine Zielkultur zu treffen sind. Das 
Wichtigste ist also, dass die zugedachte Funktion der Übersetzung erfüllt ist, wobei zu 
bemerken ist, dass die Skopoi der Ausgangs- und Zieltextes keineswegs immer gleich sein 
müssen. Damit das angestrebte Ziel erreicht werden kann, muss die Übersetzerin bzw. der 
Übersetzer den Text den Erwartungen anpassen, die vor allem situations- und 
zweckgebunden sind. Der Zweck wird in der Regel von der Auftraggeberin bzw. dem 
Auftraggeber festgelegt; die Art und Weise, wie dieser Zweck erreicht werden kann, wird 
hingegen von der Übersetzerin bzw. dem Übersetzer bestimmt. Daher muss sie bzw. er die 
potenzielle Leserschaft und ihre Situation richtig einschätzen können und einen Text 
herstellen, der in der angestrebten Leserschaft mit Hilfe der vorhandenen Vorkenntnis 
verstanden werden kann. Die Tatsache, dass die Übersetzerin bzw. der Übersetzer über 
„ausreichende Kenntnisse über Sprache, Ausdrucksweise, außersprachliche Konventionen, 
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dh umfassende kulturelle Kompetenz“ verfügt (Pommer 2006:62), ist also von essenzieller 
Bedeutung (vgl. Pommer 2006:62; Müller 2008: 59f). 
1.6.1.2. Rechtsübersetzungstheorie 
 
Damit eine eigene Methode für die Rechtsübersetzung gefunden wird, muss zuerst 
mindestens ein theoretisches Schema erarbeitet werden. Dieses Gebiet ist jedoch bisher 
unzureichend erforscht geblieben (vgl. Pommer 2006: 63). Pommer (2006: 63) macht auch in 
diesem Zusammenhang auf die Tatsache aufmerksam, dass  
„gegenwärtige Studien zur Übersetzung von Recht [...] häufig lediglich den terminologischen Aspekt der 
Übersetzung von Rechtstexten [behandeln], der eigentlich nur einen kleinen Teil des Problemkomplexes 
darstellt, auch wenn zugegebenermaßen bei der Übersetzung von Rechtsbegriffen besonders leicht 
Schwierigkeiten und Missverständnisse, va im Hinblick auf sog ‚falsche Freunde‘, auftauchen.“ 
Da bei der Übersetzung von Recht viele spazifische Probleme sich manifestieren,  wird es 
immer häufiger von einer selbständigen Übersetzungskategorie gesprochen. Die Übersetzung 
im Bereich Recht wird von bestimmten Regeln gesteuert, die auf die Besonderheiten dieses 
Gebiets zurückzuführen sind (vgl. Sandrini 1999a: 39; Pommer 2006: 63). 
Im Vordergrund stehen vor allem der Übersetzungszweck, der von den jeweiligen 
Rechtsordnungen abhängt, die Wahl der Terminologie, die von den Sprachen der 
Rechtsordnungen abhängt, und die Textinterpretation, in deren Hintergrund die 
Rechtsordnungen stehen (vgl. Sandrini 1999a: 39; Pommer 2006: 63). 
Eine Übersetzungsstrategie ist daher nach Sandrini (1999a: 39)  
„als Produkt der Übersetzungssituation unter Berücksichtigung all dieser Faktoren zu sehen. Als 
allgemeine Leitprinzipien für jede Übersetzung im Recht gelten die Wahrung der Rechtssicherheit für 
den Zieltext und die Transparenz bzw. Nachvollziehbarkeit der translatorischen Entscheidungen.“ 
Darüber hinaus macht Pommer (2006: 64) klar, dass wenn man Theorie als „vorausschauende 
Festlegung einer geeigneten Theorie im Sinn eines intelektuellen Rahmenwerks für die 
praktische Durchführung der Übersetzung“ versteht, stellt es sich heraus, dass es eine Art 
Arbeitsanweisung im komplexen Bereich Rechtsübersetzen nötig wäre. Da Sprache und 
Recht sich gegenseitig verflechten und Übersetzung und Rechtsvergleichung in engen 
Wechselbeziehungen stehen, wäre es notwendig, dass diese Anweisung auf einem 




1.6.2. Unterschiede in der Rechtsterminologie verschiedener 
Kulturkreise/Rechtssysteme 
 
In einem Rechtstext stellen die Rechtsbegriffe die Hauptinformationsträger dar. Sie 
repräsentieren „die Inhalte der jeweiligen Rechtsordnung und konstituieren anhand ihrer 
Beziehungen den fachlich-kognitiven Hintergrund des Rechtstextes“ (Pommer 2006: 64). 
Das besonders Schwierige beim Übersetzen von Rechtstexten sei mit der Tatsache 
verbunden, dass die Übersetzerin bzw. der Übersetzer „historisch gewachsene Rechtsbegriffe 
aus unterschiedlichen Rechtsordnungen, die jeweils aus einem anderen kulturellen Umfeld 
stammen, in dem eigene politische und ethische Überzeugungen vorherrschen, einander 
gegenüberzustellen“ hat (Pommer 2006: 64). Es ist fast nie der Fall, dass es zwischen den 
Rechtsbegriffen verschiedener Rechtssprachen eine absolute materielle Äquivalenz gibt, 
wobei man häufig z.T. mit einer formellen Äquivalenz zu tun hat. Was kulturgebundene 
Rechtsbegriffe angeht, besteht in der Regel in der Zielsprache kein entsprechendes 
Äquivalent für bestimmte lexikalische Einheiten in der Ausgangssprache. Eine solche 
Situation zwingt die Übersetzerin bzw. den Übersetzer, eine Lücke im lexikalischen System 
der Zielsprache auszufüllen (one-to-zero equivalence). In diesem Fall werden am meisten 
ausgangssprachlich orientierte Übersetzungsmethoden verwendet, damit eine lexikalische 
Lücke durch einen kulturgebundenen Terminus in der Ausgangssprache geschlossen werden 
kann (vgl. Pommer 2006: 65; Sandrini 1999a: 30-34). 
Beruhen die Ausgangs- und Zielsprache auf zwei unterschiedlichen Rechtssystemen, ist es 
unmöglich, dass es eine absolute Äquivalenz der Terminologien gibt, was auf die 
unterschiedliche rechtliche Einbettung zurückzuführen sei. Bei einer teilweisen 
Vereinheitlichung der Rechtsgebiete der Ausgangs- und Zielrechtsordnung, die für die 
Übersetzung relevant sind, oder bei einer Übernahme eines Konzepts in der Vergangenheit 
aus der einen durch eine andere Rechtsordnung (wenn dabei von der anderen Rechtsordnung 
kaum beeinflusst wurde) besteht in der Praxis die größtmögliche Äquivalenz (vgl. Pommer 
2006: 65). 
 
1.6.2.1. Übersetzerische Strategien 
 
Die Aufgabe der Übersetzerin bzw. des Übersetzers bei der Übersetzung juristischer 
Terminologie besteht darin, durch Rechtsvergleichung für einen Begriff im 
Ausgangsrechtssystem ein adäquates Äquivalent im Zielrechtssystem zu finden. Dabei ist es 
zu beachten, dass die Wahl einer konkreten Übersetzungsstrategie, die vom jeweiligen 
Skopos abhängt, als eine grundlegende Voraussetzung einer gelungenen Übersetzung zu 
betrachten ist. Was die Genauigkeit und den Grad der Übereinstimmung (begrifflichen und 
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inhaltlichen) der Rechtstermini verschiedener Rechtssysteme angeht, ist der geplante 
Anwendungsbereich des Zieltextes entscheidend. Aus diesem Grund gibt es keinen einzig 
richtigen Lösungsweg, die in diesem Bereich angeboten werden kann. Allerdings gibt es 
einige Strategien, die hilfreich sein können, und zwar weil von anderen Gesichtspunkten und 
unterschiedlichen Problemstellungen ausgehen (vgl. Pommer 2006: 65f). Diese Strategien 
werden im Folgenden kurz beschreiben. 
• Approximative Äquivalenz  
 Laut  dieser  Strategie  genügt  es,  eine  approximative  Äquivalenz  von  Begriffen festzustellen,  damit  ein  Begriff  als  eine  Übersetzung  eines  anderen  Begriffs  benutzt werden  kann.  Dabei  spielen  der  Kontext  und  das  Ziel  der  Übersetzung  die  zentrale Rolle.  Es  hängt  nämlich  von  diesen  Aspekten  ab,  ob  eine  approximative  Äquivalenz angenommen werden kann; sie bestimmen auch, ob eventuelle Unterschiede zwischen ausgangs‐  und  zielsprachlichen  Begriffen  in  einer  konkreten  Situation  nicht  so gravierend sind, dass ein Begriff als eine Übersetzung eines anderen nicht verwendet werden  kann.  Es  ist  dabei  von  esenzieller  Bedeutung,  dass  solche  Entscheidungen immer (in jeder Situation) neu getroffen werden müssen (vgl. Pommer 2006: 66). Es  ist  dabei  sehr  wichtig,  immer  im  Auge  zu  haben,  dass  die  Rechtssprache  extrem systemgebunden  und  die  juristische  Terminologie  nicht  immer  eindeutig  ist:  gleiche Termini (auch innerhalb eines einzigen Rechtssystems) können manchmal mehrere, oft abweichende Bedeutungen haben – daher müsse die Übersetzerinnen und Übersetzer von  Rechtstexten  immer  bei  der  Feststellung  einer  approximativer  Äquivalenz sorgfältig vorgehen (vgl. de Groot 1990: 122f).  
• Funktionale Äquivalenz 
Im Prinzip der Funktionalität handelt es sich um die Ermittlung von Rechtsinstituten mit 
möglichst ähnlicher Aufgabe in den zu vergleichenden Rechtsordnungen. Pommer (2006: 66) 
macht dabei auf Folgendes aufmerksam: 
„Ob ein Begriff in der speziellen Übersetzungsstitation für den Ausgangsterminus ein funktionales 
Äquivalent darstellt oder nicht, ist eine der wichtigsten Entscheidungen, die ein Übersetzer von 
Rechtstexten zu treffen hat. Der Verwendung eines funktionalen Äqivalents muß zwangsläufig eine 
umfangreiche Recherche hinsichtlich der Begriffsbedeutung vorangehen; diese sehr aufwendige Arbeit 
reicht weit in der Bereich der Rechtsvergleichung hinein und wird in der Praxis kaum bei jeder 
Übersetzung in der erforderlichen Genauigkeit realisiert werden können.“ 
Sind funktionale Äquivalente in vielen Fällen akzeptabel, wird von sogenannter naher 
Äqivalenz gesprochen. Sind sie in keinem Fall akzeptabel, ist es hingegen von Inäquivalenz 
die Rede. In der Regel gehören jedoch funktionale Äquivalente der Kategorie der 
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sogenannter partiellen Äquivalenz an – es hängt vom Kontext ab, ob sie in einer bestimmten 
Situation angewendet werden können oder nicht (vgl. Pommer 2006: 67). 
Pommer (2006:67) macht dabei darauf aufmerksam, dass „bei der Akzeptabilität meist keine 
Reziprozität besteht, dh daß A zur Übersetzung von B verwendet werden kann, B hingegen 
zur Übersetzung von A nicht.“ 
Am einfachsten erläutert den Begriff der funktionalen Äquivalenz Schwarzlose (2008: 6), die 
erklärt, dass „funktional äquivalent heißt, dass das Translat in der Zielsprache ‚funktioniert‘“. 
• Treue zum Original 
Auf dem Gebiet der Übersetzung von Rechtstexten ist die Frage danach, ob eine Übersetzung 
ausgangs- oder zielrechtsorientiert sein soll, von esenzieller Bedeutung. Pommer (2006: 68) 
weist daruf hin, dass „unter Linguisten und Jusristen [...] die Ansicht [herrscht], daß bei der 
Übersetzung von Gesetzen der Vorzug ausgangssprachlich orientierten 
Übersetzungsmethoden zu geben sei.“ Daher werde die Regel befolgt, dass denotative 
Äquivalenz erzielt werden kann, nur indem syntaktische, stilistische und semantisch-
lexikalische Aspekte des Ausgangstextes strikt eingehalten werden. In diesem Kontext 
werden daher von Übersetzerinnen und Übersetzern eben ausgangssprachlich orientierte 
Übersetzungsmethoden gewählt (vgl. Pommer 2006: 68). 
Wenn es sich um zieltextorientierte Äquivalente handelt, sollen irreführende funktionale 
Äquivalente jedenfalls vermieden werden - es solle vielmehr 
„ein neutrales zielsprachlich orientiertes Äquivalent gesucht werden, das die generelle Vorstellung des 
Ausgangsbegriffes übermitteln kann, ohne dabei Gefahr zu laufen, fälschlicherweise mit einer in der 
Zielsprache tatsächlich existierenden Institution verwechselt zu werden. [...] Daher muß der Übersetzer 
häufig sog deskriptive Äquivalente mit einem neutralen Inhalt zu Hilfe nehmen, die den Inhalt eines 
systemgebundenen Begriffes ‚beschreiben‘ “ (Pommer 2006: 68). 
Kann kein angemessenes zielrechtsorientiertes Äquivalent gefunden werden, sollte ein 
ausgangsrechtsorientiertes Äquivalent verwendet werden. Im Allgemeinen herrscht jedoch 
die Ansicht, dass Rechtsübersetzungen so wenig wie möglich mit ausgangsrechtsorientierten 
Äquivalenten zu tun haben sollen (vgl. Pommer 2006:69). 
Sandrini (1999a: 33) stellt dabei fest, dass die Übersetzerin bzw. der Übersetzer, wenn sie 
bzw. er eine Rechtsübersetzung zu Informationszwecken anfertigt, in ihrer bzw. seiner 
sprachlichen Fassung über mehr Freiheit verfügt als z.B. dann, wenn „der Zieltext als 





Wenn keine akzeptablen Äquivalente gefunden werden können, müssen sich 
Übersetzerinnen und Übersetzer Hilfslösungen bedienen. Die wichtigsten werden im 
Folgenden beschrieben. 
• Lexementlehnung 
Schreiber (1999: 152) bezeichnet lexikalische Entlehnung als eine „Übernahme einer 
lexikalischer Eniheit.“ Ein ausgangsrechtlicher Terminus wird direkt in den zielsprachlichen 
Text übernommen, wobei die Übernahme in origineller Form, durch 
Transkription/Transliteration oder auch durch Anpassung an zielsprachliche orthographische 
Regeln erfolgen kann. Diese Methode wird vor allem dann angewendet, wenn zwischen 
Rechtssystemen übersetzt wird, die sehr unterschiedlich sind, was keine funktionalen 
Entsprechungen zulässt (vgl. Pommer 2006: 70). Lexementlehnungen sollen jedoch nur dann 
verwendet werden, wenn keine andere Methode eingesetzt werden kann. Nach Kutz (1978: 
10) stellt eine Lexementlehnung „letzten jedoch gangbaren Weg“ dar. 
• Lehnübersetzung 
Unter Lehnübersetzung wird eine wörtliche Übersetzung eines Terminus bzw. seiner 
Bestandteile verstanden, wobei bei der Übertragung einzelner Wortelemente in die 
Zielsprache die innere Struktur der Bennenung nicht geändert wird (vgl. Arntz 1999b: 82). 
Sie kommt dann zum Einsatz, wenn in der Zielsprache kein funktionales Äquivalent 
vorhanden ist. Ihr Vorteil besteht darin, dass der geschaffene Begriff neutral und verständlich 
ist, was darauf zurückzuführen sei, dass bei der Leserschaft gar keine Kenntnisse des 
Ausgangsrechtssystem vorausgesetzt werden. Damit aber jegliche Mißverständnisse 
vermieden werden, kann man Lehnübersetzungen mit Erläuterungen oder Definitionen 
versehen (vgl. Pommer 2006: 72). Im Allgemeinen sind Lehnübersetzungen bei der 
Übersetzung von Rechtstexten in dem Sinne sehr nützlich, dass sie sehr oft dazu beitragen, 
eine Bennenungslücke zu füllen (vgl. Kupsch-Losereit 1999: 169). 
• Paraphrasierung 
Bei der Formulierung von deskritpiven Paraphrasen, bei denen von der Verwendung 
technischer Begriffe der betreffenden nationalen Rechtssysteme Abstand genommen wird, ist 
rechtliches (vor allem rechtsvergleichendes) Wissen unerlässlich (vgl. Pommer 2006: 74). 
Pommer (2006: 74) bemerkt in diesem Zusammenhang auch: 
„Die Zweckmäßigkeit einer Umschreibung („Paraphrase“) als Ersatzlösung hängt von der Länge und 
Komplexität der Umschreibung sowie vom Ziel der Übersetzung ab. Mit Hilfe einer Paraphrase wird der 
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Ausgangsterminus beschrieben oder es kommt zur Bildung eines Neologismus dh ein Begriff wird in der 
Zielsprache verwendet, der nicht Teil der Zielrechtsterminologie ist. Gegebenfalls kann dies zusätzlich 
mit einer Fußnote kombiniert werden.“ 
Nach Newmark (1991: 3) eine der lockersten Translationsmethoden dar. 
• Neologismus 
Nach Pommer (2006: 76) liegt ein Neologismus dann vor, „wenn man in der 
Zielsprache ein Wort verwendet, daß nicht (oder nicht mehr) in der vom Übersetzer 
gewählten Zielrechtsordnung benutzt wird.“ Da Übersetzugen von Rechtstexten vor allem zu 
Informationszwecken dienen, müssen bei der Wahl von Neologismen Wörter ausgesucht 
werden, die diesen Zweck gut erfüllen, d.h. die für die intendierte Leserschaft relevanten 
Informationen enthalten. Daher sind in diesem Kontext u.a. Termini bevorzugt, die in der 
Zielrechtsordnung schon ind der Vergangenheit mit einer gleichen Bedeutung verwendet 
wurden, oder die in einer anderen, sich derselben Rechtssprache bedienenden Rechtsordnung 
juristiche Begriffe darstellen (vgl. Pommer 2006:76).  
Darüber hinaus nimmt Wiesmann (2004:80) an, dass „als Neologismus bestimmte Verfahren 
der Wortentlehnung und der Lehnprägung fungieren können.“ 
• Adaptation 
Nach Pommer (2006: 77) wird bei der Adaptation „ein ausgangssprachlicher Begriff 
so verändert, daß er einen Teil der sozialen Wirklichkeit der Zielsprache mit ähnlicher 
Funktion bezeichnet, maW kommt es zur Verwendung eines kulturellen Äquivalents.“ Laut 
Schreiber (1999: 153) besteht Adaptation in der „Anpassung an die Zielkultur bei situativer 
Äquivalenz.“ Als Beispiel für die Verwendung von Adaption nennt er rechtlich bedingte 
Anpassung in Fachtexten. 
 Nach herrschender Ansicht ist jedoch Adaptation keine Translation mehr, sondern besteht 
vielmehr darin, den Originaltext zu adaptieren, sprich: seinen Informationsinhalt zu 
verändern. Aus diesem Grund soll Adaptation als eine potenziell irreführende Methode bei 
der Rechtsübersetzung möglichst vermieden werden (vgl. Pomer 2006: 77). 
• Kombination mehrerer Methoden 
Die oben genannten Methoden können auch kombiniert werden. Es ist z.B. oft der 
Fall, dass anerkannten Lehnübersetzungen die originellen Bezeichnungen bzw. die 
kulturellen Äqivalente nachgestellt (in Klammer) werden. In manchen Fällen werden auch 
ausgangssprachliche Begriffe mit deskriptiven Substituten in Klammer verwendet (vgl. 
Pommer 2006: 77). 
38  
• Einbürgerung 
Pommer (2006: 78) definiert Einbürgerung wie folgt: 
„Einbürgerung nennt man Lehnübersetzungen, die phonologisch und graphologisch modifiziert, dh der 
Zielsprache verstärkt angeglichen wurden. Eine Eingürgerung darf vor allem dann nicht stattfinden, 
wenn der Begriff in der Zielrechtssprache bereits existiert und dort eine andere Bedeutung hat. Die 
Einbürgerung, im Sinn einer linguistischen Anpassung des Ausgangsterminus, bezeichnet Pasternak als 
‚bedeutungsverlustlose phonetische Einverleibung fremdsprachiger Termini‘.“ 
Im Allgeminen wird es empfohlen, eingebürgerte Begriffe zu verwenden, da Übersetzungen 
durch deren Verwendung standardisiert werden. Außerdem können sie als internationale 
Kommunikation fördernde Maßnahmen betrachtet werden (vgl. Pommer 2006: 78). 
 
Als das Gegenteil der Einbürgerung wird u.a. von Wiesmann (2004: 111) die Verfremdung 
angesehen. Sie macht dabei darauf aufmerksam, dass die Entschiedung zwischen der 
Einsetzung von Einbürgerung und Verfremdung vor allem vom Texttyp des Ausgangstextes 





Im Rechtsübersetzungsprozess spielt die Rechtsvergleichung eine enorme Rolle. 
Zweifelsohne stellt sie auch eine der größten Herausforderungen beim translatorischen 
Handeln im Bereich Rechtstexte. Aus diesem Grund möchte ich das folgende Kapitel dem 
Thema der Rechtsvergleichung widmen. 
Es gibt mehrere Definitionen der Rechtsvergleichung. Im Folgenden möchte ich die 
Definition von Ebert (1978: 21) nennen, da ich sie am meinsten treffend finde: 
„Rechtsvergleichung ist ein besonderer Zweig der Rechtswissenschaft, ihr Gegenstand ist die 
Vergleichung von zwei oder mehreren Rechten. Sie setzt verschiedene Rechtsordnungen oder Gruppen 
von Rechtsordnungen (Makrovergleichung) oder Rechtsinstitute, Rechtsnormen und 
Rechtsnormengesamtheiten verschiedener Rechtsordnungen (Mikrovergleichung) zueinander in 
Beziehung.“ 
Eberl (2010: 30) macht in diesem Zusammenhang auch darauf aufmerksam, dass 
Rechtsvergleichung sich auf das positive, geltende Recht der nationalen Rechtsordnungen 
bezieht, das in verschiedenen Quellen gefunden werden kann. Dazu zählen u.a. Gesetze, 
allgemeine Geschäftbedingungen, Rechtslehre und Rechtspraxis, Gewohnheitsrecht, usw. 
2.1. Grundfragen 
 
Lange Zeit galt die Rechtswissenschaft als eine Wissenschaft auf ausschließlich nationaler 
Ebene, da sie Emanationen der jeweiligen nationalen Gesetzbeber erforschte. Nach dem 2. 
Weltkrieg fanden jedoch eine gewisse Entterritorialisierung des Rechts und eine 
Einschränkung der Bereiche autonomer staatlicher Gesetzgebung statt, die aus der 
Souverenität abgeleitet waren. Da es sich als notwendig erwies, nationale Rechtsordnungen 
in einen globalen Kontext einzubinden (u.a. durch technische, insbesondere 
kommunikationstechnologische Entwicklungen), fand die Rechtsvergleichung einen neuen 
Anwendungszweck (vgl. Pommer 2006: 79). 
Nach Pommer (2006: 80) handelt es sich bei der Rechtsvergleichung „um einen geistigen 
Vorgang, der einnerseits mit dem Recht zu tun hat und andererseits eine Vergleichung zum 
Inhalt hat.“ Wichtig dabei ist, dass der Gegenstand der Rechtsvergleichung ausschließlich 
„das wirklich in der Praxis gelebte Recht“ darstellt (Ebert 1978: 22). 
Pommer (2006: 80) macht auch darauf aufmerksam, dass Rechtsvergleichung im deutschen 
Sprachraum nicht als ein eigenständiger Zweig der Rechtswissenschaft angesehen wird, 
während es in andern Rechtskreisen der Fall ist: 
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„Unter Rechtsvergleichung wird keine Teilmaterie des Rechts, sondern zunächst eine wissenschaftliche 
Methode verstanden, die Charakteristika verschiedener Rechtsordnungen oder Rechtskreise bzw einzelne 
Rechtsregeln und Rechtsinstitute verschiedener Rechtsordnungen zueinander in Beziehung setzt. Dies 
kommt im deutschen Sprachraum auch gut zum Ausdruck, wo man von einem dynamischen Vorgang, 
der sich auf alle Bereiche des Rechts beziehen kann, spricht. Demgegenüber bezeichnet man die 
Disziplin auf Englisch mit ‚comparative law‘, auf Französisch mit  ‚droit comparé‘, auf Spanisch mit 
‚derecho comparado‘ und auf Italienisch mit ‚diritto comparato‘, dh offenbar als eine eigenständige 
Branche der Rechtswissenschaft.“  
2.2. Funktionen 
 
Pommer (2006: 122) definiert die Funktionen und das Ziel der Rechtsvergleichung 
folgendermaßen: 
„Im Rahmen der vielfältigen Funktionen der Rechtsvergleichung, wie z.B. als Hilfsmittel für die 
Gesetzgebung, als richterliches Auslegungsinstrument, als Objekt der universitären Lehre und 
Forschung, als Wegbereiter für eine Rechtsvereinheitlichung, bei der Ausarbeitung und Auslegung von 
Völker- und Europarecht sowie im Zusammenhang mit Rezeptionen und Auslegung rezipierten Rechts, 
ist das Ziel der Rechtsvergleichung immer die Erlangung von Erkenntnis über fremdes Recht und 
Verständnis über seine Funktionsweise.“ 
Nach Ebert (1978: 21) besteht die Funktion der Rechtsvergleichung darin, verschiedene 
Rechtsordnungen / Gruppen von Rechtsordnungen (Makrovergleichung) oder Rechtsinstitute 
/ Rechtsnormen / Rechtsnormengesamtheiten verschiedener Rechtsordnungen 
(Mikrovergleichung) in Beziehung zu ziehen. Ebert (1972: 22) bemerkt auch, dass die 
Rechtsvergleichung „wissenschaftliche Erkenntnisse aus der Herausarbeitung von 
Ähnlichkeiten und Gleichheiten oder von Unterschieden“ gewinnen will.  
2.3. Methodik 
 
Die Durchführung von Rechtsvergleichung kann in Anlehnung an verschidene 
Gescichtspunkten erfolgen. Im Vordergrund soll jedoch immer die Frage danach stehen, was 
miteinander verglichen werden soll (vgl. Eberl 2010: 31).  
Im Folgenden wird zunächst die Frage der Rechtskreise und Rechtsfamilien besprochen. 
Anschließend werden ausgewählte Methoden der Rechtsvergleichung dargestellt, die den 
Schwerpukt jeweils auf einen anderen Aspekt des Vergleichs legen. Am Ende des Kapitels 




2.3.1. Rechtskreise und Rechtsfamilien 
 
Beim Übersetzen von Rechtstexten muss sich die Übersetzerin bzw. der Übersetzer stetz der 
Ähnlichkeiten und Unterschiede zwischen den betreffenden Rechtsordnungen bewusst sein, 
weil sie für die Wahl der Übersetzungsmethode und die Vorgangsweise beim Übersetzen in 
der Regel ausschlaggebend sind. An dieser Stelle soll geklärt werden, wie man feststellen 
kann, in wie weit die betreffenden Rechtssysteme ähnlich sind. Nach Ebert (1978: 38) könne 
man diese in Gruppen einteilen, um den Grad der Ähnlichkeit einschätzen zu können.  Eine 
solche Einteilung erfülle eine Ordnungsfunktion und trage dazu bei, ähnliche und 
unterschiedliche Rechtssysteme besser zu verstehen. Diese Einteilung könne nach 
verschiedenen Kriterien erfolgen, z.B. nach der historischen Entwicklung der betreffenden 
Rechtssysteme, deren geographischen Lage oder nach Faktren ideologischer Natur. 
Da die historische Entwicklung und die sozialen, wirtschaftlichen und ideologischen 
Veränderungen, die sie mit sich bringt, auf die Rechtssysteme und ihre Zugehörigkeit zu 
bestimmten Rechtskreisen Einfluss haben können, sind solche Einteilungen jedoch nicht als 
endgültig zu betrachten (vgl. Eberl 2010: 35). 
Im Folgenden wird die Einteilung in die wichtigsten Rechtskreise, Rechtsfamilien und 
Rechtssysteme nach Eberl (2010: 36f) dargestellt, da ich diese im Kontext der 
Rechtsvergleichung am meisten treffend finde6: 
1. „Kontinentaler Rechtskreis (civil law) in Europa (außer Großbritannien) und 
Lateinamerika – wird in folgende Rechtsfamilien unterteilt: 
o romanische (z.B. Frankreich, Italien, Belgien, Luxemburg, Monaco, Spanien, 
Portugal oder Holland) 
o germanische (z.B. Deutschland, Schweiz, Österreich, Türkei, Griechenland 
und auch die Länder, die nach dem Sturz des Kommunismus ihre 
Rechtssysteme nach deutschem Recht umgestaltet haben, wie Polen, Ungarn 
oder Tschechien) 
o skandinavische (z.B. Dänemark, Schweden, Finnland und Norwegen) – diese 
Gruppe wird manchmal als eine Untergruppe des germanischen Systems 
bezeichnet 
                                                        6 Diese Einteilung basiert auf einer systematischen Darstellung der Rechtskreise von Krzemińska (2003: 62f), die von Eberl ergänzt wurde. 
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o russische (Russische Föderation nach dem Wegfall des sozialistischen 
Systems) 
o sozialistische Systeme in Mittel und Osteuropa, die durch politische 
Ideologien bestimmt waren (z.B. UdSSR, Polen, Tschechoslowakei, Ungarn 
oder ehemaliges Jugoslawien) 
2. Angloamerikanischer Rechtskreis (common law) in Großbritannien, den USA, 
Kanada, Australien, Neuseeland und in ehemaligen Kolonien von Großbritannien, wie 
z.B. Indien, Pakistan, Ghana, Nigeria, Kenia oder Uganda 
3. Jüdischer Rechtskreis in Israel 
4. Islamischer Rechtskreis in arabischen Ländern des Nahen Ostens, z.B. Saudi Arabien, 
Kuwait, Irak, Iran, Jemen, Vereinigte Arabische Emirate, Syrien oder Bangladesch 
und in asiatischen Ländern, wie z.B. Turkmenistan, Usbekistan oder Kasachstan und 
teilweise in manchen afrikanischen Ländern, wie z.B. Ägypten, Sudan, Somalia, 
Tunesien, Algerien, Marokko oder Türkei 
5. Rechtskreis Hindu in Indien, Pakistan, Myanmar, Singapur oder in den Ländern 
Ostafrikas z.B. in Uganda ode Kenia 
6. Rechtskreis des Fernen Ostens in China und Japan“ 
Die Tatsache, dass in der obigen Zusammenstellung manche Länder in mehrerern 
Rechtskreisen oder Fechtsfamilien auftreten, ist darauf zurückzuführen, dass sie im Laufe 
ihrer Geschichte durch verschiedene Kulturen oder Ideologien beeinflusst wurden. Es kann 
auch sein, dass sie mehreren Rechtskreisen oder Rechtsfamilien gleichzeitig angehören (vgl. 
Eberl 2010: 37). 
Was das österreichische und polnische Rechtssystem angeht, die im Vordergrund dieser 
Arbeit stehen, gehören sie beide demselben Rechtskreis, nämlich dem kontinentalen. 
Aufgrund der Tatsache, dass sowohl das österreichische als auch das polnische Rechtssystem 
in seiner jetziger Form durch das deutsche Recht beeinflusst wurden, und dass sie beide zu 
derselben germanischen Rechtsfamilie gehören, kann man zwischen den beiden 
Rechtssystemen besonders starke Ähnlichkeiten feststellen. Eine Übersetzung eines 
österreichischen Rechtstextes ins Polnische ist daher als eine Übersetzung innerhalb nicht nur 
desselben Rechtskreis, sondern auch derselben Rechtsfamilie zu betrachten. Eine solche 
Übersetznug soll relativ weniger Probleme als jene zwischen zwei verschiedenen 
Rechtsfamilien bzw. Rechtskreisen bereiten, weil die entsprechenden Äquivalente im ersten 
Fall leichter zu finden sein sollen (vgl. Eberl 2010: 37). 
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Die Verwandschaft der Rechtskreise und Rechtsfamilien ist im Kontext der Übersetzbarkeit 
von besonders großer Bedeutung, worauf Sandrini (1999a: 17) aufmerksam macht: 
„Die Übersetzbarkeit steht [...] in direktem Verhältnis zur Verwandtschaft der Rechtsordnungen: 
Gehören beide Rechtsordnungen demselben Rechtskreis an, kann eine relative Nähe der Rechtsinhalte 
angenommen werden; bei unterschiedlichen Rechtskreisen führen Tradition und Rechtsauffassung zu 
völlig verschiedenen Rechtslösungen mit entsprechenden Auswirkungen auf die Übersetzbarkeit.“ 
Die folgende Grafik stellt die Zusammenhänge zwischen verschiedenen Rechtsordnungen 
nach Sandrini (1999a:18): 
 
Abbildung 3: Zusammenhänge zwischen Rechtsordnungen in Hinblick auf Übersetzung von Rechtstexten 
nach Sandrini (1999a: 18) 
 
Obwohl es im Bereich des Rechtsübersetzens zwischen der österreichischen und polnischen 
Rechtsordnung umfangreiche terminologische Quellen gibt, müssen Übersetzerinnen und 
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Übersetzer immer im Auge haben, dass die deutschsprachige Rechtsterminologie immer 
ausschließlich im Rahmen des österreichischen Rechtssystems analysiert und verwendet 
werden soll (vgl. Eberl 2010:38-39). 
2.3.2. Funktionale Rechtsvergleichung 
Damit eine Rechtsvergleichung überhaupt durchgeführt werden kann, muss zuerst eine 
gemeinsame Grundlage in den zu vergleichenden Rechtssystemen gefunden werden, ein 
Aspekt, der ähnlich genug ist, um ihn zu vergleichen. Es kann jedoch oft der Fall sein, dass 
die Suche nach ähnlichen Rechtsnormen oder Rechtsnormen vergeblich ist, was darauf 
zurückzuführen sei, dass eine entsprechende Norm in einem anderen Rechtssystem 
möglicherweise überhaupt nicht vorhanden ist, oder sich an einer ganz anderen Stelle 
befindet (vgl. Eberl 2010: 31f). 
Alle Rechtsnormen haben jedoch denselben Zweck, nämlich sie alle sollen ein bestimmtes, 
reales Problem lösen. Daher lässt sich feststellen, dass die Grundlage für die 
Rechtsvergleichung ein bestimmtes Rechtsproblem darstellt. Der Gegenstand eines 
Vergleichs sind also die in den Rechtsnormen enthaltenen Lösungen für gleiche oder 
ähnliche Rechtsprobleme (vgl. Eberl 2010: 32). 
„Im Mittelpunkt des Vergleichs steht die Funktion der Rechtsnorm als Lösung eines 
konkreten gesellschaftlichen Sachverhaltes bzw. einer konkreten Rechtsfrage: Man spricht 
daher von funktionaler Rechtsvergleichung“ (Sandrini 1996: 149f). 
Eberl (2010: 32) macht auf Folgendes im Hinblick auf die funktionale Rechtsvergleichung 
aufmerksam: 
„In der funktionalen Rechtsvergleichung stellt man nicht etwa gleich die Frage, wie der Inhalt und die 
Rechtsfolgen des Verlöbnisses sind. Da nicht in jedem Rechtssystem ein Verlöbnis geregelt ist, sollte 
man daher eher zunächst die Frage stellen, warum im österreichischen Recht das Verlöbnis geregelt ist, 
um was für einen Schutz es sich dabei handelt und ob bzw. wie ein ähnliches Problem in einem anderen 
Rechtssystem geregelt wurde.“ 





In diesem Sinne weicht die Rechtsvergleichung von der begriffsorientierten 
Terminologiarbeit ab, die von einem Begriff ausgeht und den Schwerpunkt auf die 
Begriffsmerkmale und die Position des Begriffs im Begriffssystem legt. Die 
begriffsorientierte Terminologiearbeit wird wie folgt durchgeführt: Es wird wird von einem 
fachlich definierten Begriff ausgegangen und dann nach einer begrifflichen Äquivalenz 
gesucht. Da sich jedoch die einzelnen Rechtssysteme voneinander unterscheiden, ist es sehr 
schwierig, wenn nicht unmöglich, eine vollständige begriffliche Äquivalenz zu finden (vgl. 
Eberl 2010: 33). 
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Eberl (2010: 33) macht außerdem in Anlehnung an Sandrini (1996: 151) darauf aufmerksam, 
dass um eine Lösung zu finden,  
„[...] nicht Termini zweier Begriffssysteme auf der Grundlage des gemeinsamen Begriffes 
zusammengeführt [werden], den es nicht geben kann, sondern es werden Begriffe eines Rechtssystems 
mit den Begriffen eines anderen Rechtssystems auf der Grundlage ihrer Regelungsfunktion innerhalb der 
einzelnen Normen im Rechtssystemzusammenhang in Beziehung zueinander gestellt“ (Sandrini 1996: 
151). 
In diesem Kontext lässt sich feststellen, dass die funktionale Rechtsvergleichung als ein 
wesentlicher Teil der Terminologiearbeit im Recht zu verstehen ist und als eine Hilfe bei der 
Suche nach einem funktionalen Äquivalent in einer anderen Rechtsordnung zu betrachten ist 
(vgl. Eberl 2010: 34). 
2.3.2.1. Makro- und Mikrovergleichung Im Bereich der Rechtsvergleichung versteht man unter Makrovergleichung eine Form der  Vergleichung,  „bei  der  strukturelle  Eigenheiten  von  Rechtssystemen  bzw 
‚Rechtskreisen‘, ‚Rechtsfamilien‘ oder ‚Rechtstraditionen‘ zueinander in Beziehung gesetzt 
werden“ (vgl. Pommer 2006:84). 
Den Gegenstand der Mikrovergleichung stellt hingegen „die Vergleichung von 
Wirkungsweisen analoger Rechtsinstitute in ihren jeweiligen Rechtsordnungen“ dar (Pommer 
2006: 84). 
Es ist auch erwähnenswert, dass sowohl die Makro- als auch die Mikrorechtsvergleichung in 
gleicher Absicht betrieben werden, und zwar um Schlussfolgerungen für das eigene 
Rechtssystem zu ziehen (vgl. Pommer 2006: 84). 
• Makrovergleichung 
Im Vordergrund der Makrovergleichung stehen die Rechtskreise und Rechtssysteme im 
Ganzen, ihr Wesen und Stil. Sie beschäftigt sich mit der historichen Entwicklung, den 
juristischen Denk- und Verfahrensweisen, den Prinzipien der Gesetzesinterpretation sowie 
den Ablaufschemata des Gerichtsverfahrens. Einen weiteren Gegenstand der 
Makrorechtsvergleichung stellen Reflexionen darüber dar, wie verschiedene 
Rechtsordnungen durch den jeweils maßgeblichen Juristentyp beeinflusst werden (vgl. 





Die Mikrovergleichung lässt sich als „die vergleichende Gegenüberstellung von einzelnen 
Regelungen oder Rechtsinstituten verschiedener Rechtsordnungen“ (Pommer 2006: 85) 
definieren. Ihr Ziel beschreibt Pommer (2006: 85) wie folgt: 
„Das Ziel der Analyse ist begrenzt und ihr Ergebnis zwangsläufig bruchstückhaft. Die 
Mikrovergleichung kann als eine Art mikroskopischer juristischer Untersuchung angesehen werden, die 
dazu dienen soll, Struktur und Funktion der rechtlichen Elementarzellen zu zeigen.“  
Die Makrovergleichung bietet jedoch keinen Gesamtüberblick. Obwohl es dabei zum 
Vergleich relativ konkreter Details verschiedener Rechtssysteme kommt, soll der Prozess der 
Vergleichung unbedingt im Zusammenhang mit den anderen Normen sowie den sozio-
ökonomischen Rahmenbedingungen der jeweils betroffenen Rechtsordnungnen stattfinden 
und auf keinen Fall isoliert auf die Wortbedeutung abstellen (vgl. Pommer 2006:85). 
2.3.3. Drei-Phasen-Prozess der Rechtsvergleichung nach Constantinesco  Der  Prozess  der  Rechtsvergleichung  nach  Constantinesco  (1972),  der  als  eine  der besten Methoden zur Rechtsvergleichung gilt, besteht aus drei Phasen. Diese werden im Folgenden besprochen. 
I) Erste Phase: Die Kenntnis der zu vergleichenden Elemente 
„In der Anwendung der vergleichenden Methode steckt ein gewisses Paradoxon. Um vergleichen zu  können, muß  sie  zunächst  die Rechtsinstitute  des  ausländischen Rechts entdecken,  die  die  zu vergleichenen Elemente bilden. Indem der Vergleicher die Rechtsinstitute auf diese Weise feststellt und erläutert, gibt es lediglich eine Darstellung für die nationalen Juristen“ (Constantinesco 1972: 139f). In  der  Praxis  ist  häufig  dieser  Vorgang  sehr  komplex  und  erfordert  viel  Sorgfalt  und Wissenschaftlichkeit. Die Vergleicherinnen un Vergleicher müssen nämlich mehr als die übrigen  Juristen  imstande  sein,  „das  miteinander  zu  verbinden,  was  Ihering Beobachtungsgabe und Darstellungstalent genannt hat“ (Constantinesco 1972: 140). Pommer (2006: 109) bemerkt, dass die Vorgänge der Vergleicherinnen und Vergleicher im Rahmen dieser Mehode von einer Regel ausgehen, die verlangt, dass „der Vergleicher das zu vergleichende Element nach den Quellen, mit den Mitteln,  in dem Geist und  in der  Optik  der  Rechtsordnung  untersucht,  zu  dem  es  gehört“.  Aus  dieser  Grundregel 
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ergeben  sich  die  fünf  im  Folgenden  beschriebenen  methodologischen  Regeln  dieser Phase. 
Die methodologischen Regeln der ersten Phase 
 Die  methodologischen  Regeln  nach  Constantinesco  setzen  die  Berücksichtigung  der Existenz der Rechtskreise und der determierenden Elemente voraus. Die letzteren sind nach  Constantinesco  Kriterien  für  die  Bestimmung  dieser  Rechtskreise.  Bei  der Vergleichung  von  zwei  zu  anderen  Rechtskreisen  gehörenden  Elementen  unter Beachtung dieser fünf methodologischen Regeln ist auf auf die jeweils eigentümlichen und  andersartigen  Vorstellungen  jedes  Rechtskreis  im  Hinblick  auf  die  Struktur,  die Interpretationsmethode sowie die Rechtsquellenhierarchie Rücksicht zu nehmen (vgl. Constantinesco 1972: 150ff; Pommer 2006: 110).  
• Die erste methodologische Regel 
 
„Das  zu  vergleichende  Element  ist  so  zu  untersuchen,  wie  es  ist“  (Constantinesco 




„Das zu vergleichende Element ist anhand der Original-Rechtsquellen zu prüfen“ 
(Constantinesco 1972: 156). 
 
Bevor man sich mit der Vergleichung von zwei Elementen beschäftigt, soll man diese 
einzeln untersuchen. Damit ein ausländisches Rechtsinstitut wirklich kennengelernt werden 
kann, muss es unmittelbar – sprich anhand der Originalquellen – untersucht werden. Dies ist 
jedoch mit zahlreichen Problemen verbunden, wie z.B. der Frage der Echtheit und der 
wissenschaftlichen Qualität der Quellen sowie des Zugangs zu diesen (vgl. Constantinesco 
1972: 156-179; Pommer 2006: 111). 
 
• Die dritte methodologische Regel 
„Das zu vergleichende Element ist in der Komplexität und Gesamtheit der jeweiligen 
Rechtsquellen zu untersuchen“ (Constantinesco 1972: 179). 
Die dritte Regel besagt, dass das Element, das man vergleichen will, immer in der 
Komplexität und Gesamtheit der Rechtsquellen untersucht werden soll, die im einschlägigen 
Rechtssystem auf die Gestaltung, Interpretation und Anwendung der rechtlichen Regel 
Einfluss haben. Sogar in den Rechtskreisen, in denen das Gesetz als Rechtsquelle vorherrscht 
(z.B. der europäische Rechtskreis), reichen die Texte der Kodifikationen und Gesetze allein 
nicht aus, damit ein Rechtsinstitut in der Komplexität seiner Existenz, seines Funktionierens 
und seiner Ergebnisse im Vergleichungsprozess aufgezeigt werden kann. Zu bemerken ist, 
dass die Rechtsquellen im anglo-amerikanischen Rechtskreis noch viel komplexer sind (vgl. 
Constantinesco 1972: 179-203; Pommer 2006: 111f). 
• Die vierte methodologische Regel 
„Die Hierarchie der Rechtsquellen der betreffenden Rechtsordnung muß berücksichtigt 
werden“ (Constantinesco 1972: 203). 
In diesem Kontext ist unter Hierarchie der Rechtsquellen die Rangordnung ihrer 
Beziehungen zu verstehen, also „Bedeutung und Aufgabe, die eine Rechtsordnung jeder 
einzelnen Quelle beim Herausarbeiten der rechtlichen Regelung zuweist“ (Pommer 2006: 
112). 
Bezüglich der Rechtsquellen unterscheiden sich die Rechtsordnungen und Rechtsquellen 
erheblich voneinander. Auf diese Tatsache soll immer Rücksicht genommen werden, da die 
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Rechsquellen und ihre Hierarchie auf die vergleichende Methode einen großen Einfluss 
haben und für ihre richtige Anwendung von essenzieller Bedeutung ist (vgl. Constantinesco 
1972: 203-215; Pommer 2006: 112). 
• Die fünfte methodologische Regel 
„Interpretation des zu vergleichenden Elements nach der Methode der Rechtsordnung, zu der 
es gehört“ (Constantinesco 1972: 216). 
Die Struktur, Funktion und die Art und Weise der Gestaltung der zu vergleichenden 
Elemente in der jeweiligen Rechtsordnung können nur unter Anwendung der 
Interpretationsmethode des betreffenden Rechts genau erfasst werden. Da die 
Interpretationsmethode auf den Rechtsvergleichungsprozess einen großen Einfluss hat, soll 
man immer beachten, dass sie zwischen einzelnen Rechtsordnungen eines Rechtskreises und 
vor allem zwischen den Rechtskreisen variiert (vgl. Constantinesco 1972: 216-231; Pommer 
2006: 112f). 
II) Zweite Phase: Das Verständnis des zu vergleichenden Elementes 
Im Rahmen dieser Phase finden all die methodologischen Vorgänge statt, die erfordelich 
sind, um das zu vergleichende Element zu verstehen. Als eine Voraussetzung für das 
Verständnis des zu vergleichenden Elements wird seine Eingliederung in eine entsprechende 
Rechtsordnung angesehen. Damit ein ausländisches Rechtsinstitut wirklich verstanden 
werden kann, ist es notwendig, dass die Rechtsvergleicherin bzw. der Rechtsvergleicher, 
immer die die betreffende Rechtsordnung beherrschenden determinierenden Elemente kennt 
sowie die Umgebung des Rechtsinstitut im Hinblick auf moralische und religiöse, soziale und 
menschliche, historische und politische, wirtschaftliche und ideologische Gründe des 
betreffenden Rechtssystem untersucht. Da das Ziel der vergleichenden Methode darin 
besteht, die Beziehungen zwischen zwei in verschiedenen rechtlichen und sozialen 
Verhältnissen funktionierenden rechtlichen Regelungen festzustellen, und nicht bloß 
zwischen zwei Texten, muss sie den streng juristischen Rahmen verlassen. Es ist dabei zu 
bemerken, dass die beiden ersten Phasen sich gegenseitig beeinflussen, obwohl es zwischen 





III) Dritte Phase: Die Vergleichung 
Die dritte Phase widmet sich der Analyse des zu vergleichenden Elements, die im Rahmen 
der betreffenden Rechtsordnung zu erfolgen hat. Nach herrschender Ansicht ist diese Phase 
der schwierigste Teil des gesamten methodologischen Prozesses. Nicht zu übersehen ist 
jedoch die Tatsache, dass ihr Endergebnis weitgehend von der Korrektheit der Analyse und 
der Genauigkeit der im Rahmen der beiden ersten Phasen gezogenen Schlußfolgerungen 
abhängt. Wichtig ist auch, dass sich der geistige Vorgang der Rechtsvergleichung immer auf 
ein bestimmtes Ziel richtet. Da die Rechtsvergleichung die verborgenen, zwischen den zu 
vergleichenden Elementen bestehenden Beziehungen entdeckt, kann festgestellt werden, dass 
sie als Quelle neuer Erkenntnisse dient (vgl. Constantinesco 1972: 277-283; Pommer 2006: 
114). „Die Vergleichung ist das systematisierende Vorgehen, das von der Beobachtung und 
Analyse zu Teilerkenntnissen fortschreitet, die schließlich in neue Kategorien vergleichender 
Natur eingeordnet werden“ (Pommer 2006: 114). 
 
Wie aus den obigen Ausführungen ersichtlich wird, gehört der Drei-Phasen-Prozess der 
Rechtsvergleichung nach Constantinesco zu sehr komplexen Tools, deren sich die 
Rechtsübersetzerin bzw. der Rechtsübersetzer bedienen kann bzw. soll. Es ist unumstritten, 
dass diese Methode eine enorme Hilfe bei der Übersetzung von Rechtstexten bietet. Es ist 
auch klar, dass ihre Anwendung zur Steigerung der Qualität der Rechtsübersetzungen in 
beträchtlichem Maße beitragen kann. Als Rechtsübersetzerin und Rechtsübersetzer muss man 
sich jedoch der Tatsache bewusst sein, dass es nicht ausreicht, diese Methode bloß 
anzuwenden - sie muss nämlich genau und richtig angewendet werden. Da dieser Aspekt die 
größte Herausforderung dieser Methode darstellt, muss man bei der Anwendung des Drei-
Phasen-Prozesses der Rechtsvergleichung nach Constantinesco immer eine genaue und 
vorsichtige Vorgangsweise annehmen. 
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3. Interdisziplinäre Problemstellungen 
 
Die obigen Überlegungen haben eindeutig gezeigt, dass sich die Bereiche der 
Rechtsübersetzung und der Rechtsvergleichung einander sehr stark beeinflussen. Da es 
zwischen den beiden Disziplinen so häufig zu zahlreichen Interferenzen kommt, ist es sehr 
kompliziert, sie voneinander abzugrenzen. Aus diesem Grund möchte ich im Folgenden die 
wichtigsten Theorien zum Verhältnis von Rechtsübersetzung und Rechtsvergleichung 
darstellen. 
 
3.1. Verhältnis von Rechtsübersetzung und Rechtsvergleichung 
 
Die Frage nach dem Verhältnis von Rechtsübersetzung und Rechtsvergleichung 
wurde sowohl von Rechtsübersetzerinnen und Rechtsübersetzern als auch von 
Rechtsvergleicherinnen und Rechtsvergleichern diskutiert. Ihre Ansichten kann man in drei 
große Gruppen zusammenfassen. Die erste Gruppe vertritt die Meinung, dass Übersetzen ein 
Hilfsmittel der Rechtsvergleichung sei, die zweite – dass die Rechtsvergleichung ein 
Hilfsmittel der Rechtsübersetzung sei und die dritte Gruppe betrachtet Rechtsübersetzung 
und Rechtsvergleichung als zwei gleichberechtigte Wissenschaftsdisziplinen (vgl. Pommer 
2006: 117). 
Unumstritten ist jedoch die Tatsache, dass sowohl in der Rechtswissenschaft als auch in der 
Translations- bzw. Sprachwissenaschaft die Gemeinsamkeiten zwischen Rechtsvergleichung 
und Rechtsübersetzung immer stärker in den Vordergrund treten, wovon die immer häufiger 
veröffentlichten juristischen und sprachwissenschaftlichen Publikationen zeugen, deren 
Themenstellungen deutlich fachübergreifend sind (vgl. Nussbaumer 1997; Arntz 1999a: 185). 
Die oben genannte Einteilung der Ansichten in Bezug auf das Verhältnis von 
Rechtsübersetzung und Rechtsvergleichung veranschaulicht uns jedoch, dass die Bedeutung 
von Rechtsterminologie und -sprache für die Rechtsvergleichung durch die akademische 
Lehre sehr unterschiedlich eingeschätzt wird. Was in diesem Kontext festgestellt werden 
muss, ist die Tatsache, dass - trotzt ihrer Ansätze für eine interdisziplinäre Zusammenarbeit – 
die Rechtsvergleichung im Rahmen der praktischen Arbeit die Angebote der 
Terminologielehre kaum nutzt, was jedoch mit aller Sicherheit darauf zurückzuführen ist, 
dass diese in hohem Grade unbekannt sind. Dieser Stand der Dinge ist zu bedauern, da eine – 
auch nur partielle – Anwendung terminologischer Arbeitsmethoden sicherlich zu einer 
bedeutsamen Verbesserung der Qualität der Untersuchungen im Bereich Rechtsvergleichung 
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beitragen würde (vgl. Pommer 2006: 117f; Arntz 1999a: 196f). Die Bedü#rfnisse der Praxis 
sprechen nämlich sehr stark für eine engere Kooperation zwischen den beiden Disziplinen: 
Heutzutage wird man als Juristin bzw. Jurist und als Übersetzerin bzw. Übersetzer immer 
häufiger mit ausländischen Rechtsordnungen konfrontiert (vgl. Arntz 1999a: 185f). Eine 
interdisziplinäre Zusammenarbeit wäre daher in diesem Sinne sehr ratsam. Um jedoch von 
Interdisziplinarität reden zu können, muss man mit mindestens zwei wissenschaftlichen 
Disziplinen zu tun haben. Es wäre also eine Annahme notwendig, dass sowohl die 
Rechtsvergleichung als auch das Rechtsübersetzen zwei gleichwertige Disziplinen darstellen. 
Diese Annahme ist nicht von allen Wissenschtlerinnen und Wissenschaftlern anerkannt. 
Manche sind anderer Meinung. Die wichtigsten Gesichtspunkten in diesem Zusammenhang 
werden im Folgenden geschildert. 
3.1.1. Rechtsübersetzen als Hilfsmittel der Rechtsvergleichung   
 
Abbildung 5: Rechtsübersetzen als Hilfsmittel der Rechtsvergleichung   
Vor allem Juristinnen und Juristen vertreten die Meinung, dass die Rechtsübersetzung 
lediglich eine Erweiterung der Rechtsvergleichung darstelle. Häufig brauchen Juristinnen und 
Juristen eine wörtliche Übersetzung, viel häufiger sind sie mit fremder Rechtsliteratur 
konfrontiert, die sie nicht unbedingt übersetzt haben, sondern vielmehr adäquat verstehen 
müssen. Nach dieser Meinung stellt Übersetzen einen wichtigen Aspekt der Arbeit der 
Rechtsvergleicherin bzw. eines Rechtsvergleichers dar, was darauf zurückzuführen sei, dass 
54  
sie bzw. er in ihrer bzw. seiner eigenen Sprache den Inhalt einer fremden Rechtsordnung mit 
Hilfe rechtlicher Termini zu beschreiben hat (vgl. Pommer 2006:118). 
Manche Autorinnen und Autoren im Breich Rechtsvergleichung, wie etwa Koch / Magnus / 
Winkler von Mohrenfels (1996) vertreten die Meinung, dass die fehlenden Sprachkenntnisse 
der Rechtsvergleicherinnen und Rechtsvergleicher durch die Verwendung von 
Sekundärquellen (sprich: Übersetzungen) ausgeglichen werden können (vgl. Arntz 1999a: 
191). Solche Betrachtung der Rechtsübersetzung weist deutlich darauf hin, dass die 
Übersetzung hier als ein bloßes Hilfsmittel der Rechtsvergleichung angesehen wird. 
 
3.1.2. Rechtsvergleichung als Hilfsmittel des Rechtsübersetzens   
 
Abbildung 6: Rechtsvergleichung als Hilfsmittel des Rechtsübersetzens   
Manche Übersetzerinnen und Übersetzer sind hingegen der Meinung, dass ein 
Rechtsvergleich eine absolut notwendige Voraussetzung für eine gelungene 
Rechtsübersetzung darstellt. Nach dieser Ansicht stelle er „eines der Hilfsmittel des 
Übersetzers dar, um den Rechtstext zu analysieren und zu verstehen, wenn Ausgangs- und 
Zielsprache mit unterschiedlichen Rechtssystemen verbunden sind. Die Befürworterinnen 
und Befürworter dieser Theorie nehmen an, dass die Übersetzerin bzw. der Übersetzer ohne 
Rechtskenntnis nicht imstande ist, die Rechtsprobleme richtig zu qualifizieren (unabhängig 
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davon, ob es sich um jene der Interpretation, der Klassifikation oder der Rechtsvergleichung 
handelt) und die Probleme übersetzerischer Natur, die daraus folgen, zu lösen (vgl. Pommer 
2006:119). 
Dieser Ansicht zufolge sind Rechtsübersetzerinnen und Rechtsübersetzer vepflichtet, auch als 
Rechtsvergleicherinnen und Rechtsvergleicher tätig zu werden. Vor allem durch die 
Anwendung von Rechtsvergleichung sollen nämlich die Rechtsübersetzerinnen und 
Rechtsübersetzer imstande sein, ein Äquivalent für einen ausgangssprachlichen Begriff in der 
Zielrechtsordnung zu finden (vgl. de Groot 2000: 133). 
In der Praxis des Übersetzens juristischer Texte ist es in der Tat erforderlich, auch über 
Kenntnisse der einschlägigen Rechtsordnungen zu verfügen. Wenn eine Übersetzerin bzw. 
ein Übersetzer von Rechtstexten kein Verständnis des Rechtssystems besitzt, in dem der 
Ausgangstext angefertigt wurde, versteht sie bzw. er auch den Text selbst wahrscheinlich 
nicht, nicht völlig bzw. teilweise oder komplett falsch. In solchem Fall kann natürlich keine 
professionelle Übersetzung geliefert werden, daher soll man sich als Übersetzerin bzw. 
Übersetzer von Rechtstexten mit dem Thema Rechtsvergleichung möglichst intensiv 
beschäftigen. 
 




Laut der Theorie von Grossfeld (1996: 121) seien Sprache und Recht 
gleichberechtigte Partner. Die Rechtsvergleichung sei auf ihr enges Zusammenwirken 
angewiesen. Nach dieser Ansicht ist ein wirkliches Verstehen von Sprache und Recht 
ausschließlich im historisch-kulturellen Zusammenhang möglich. Pommer (2006: 120) weist 
auch darauf hin, dass das Verhältnis von Rechtsübersetzung und Rechtsvergleichung als „das 
zweier einander ergänzender Wissenschaftszweige, von denen jeweils einer für den anderen 
Hilfsfunktion hat, je nachdem, aus welcher Perspektive man die Beziehung betrachtet,“ 
angesehen werden kann. 
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4. Übersetzen von Gerichtsurteilen  
Da Übersetzen von zivilrechtlichen Gerichtsurteilen als eine Projektionsfläche für die 
bisher theoretischen Ausführungen im Rahmen dieser Arbeit dienen soll, möchte ich dieses 
Kapitel der Frage des Übersetzens von Gerichtsurteilen widmen. Es ist nämlich sinnlos, von 
Übersetzen von Rechtstexten ausschließlich im Allgemeinen zu reden, ohne auf bestimmte 
Textsorten Bezug zu nehmen.  
In folgenden Kapiteln möchte ich die anschlägige Problematik beschreiben und konkrete 
Grundlagen der Übersetzung von Urteilen besprechen. 
 
4.1. Bechreibung der Problematik  
Die Aufgabe der heutigen Übersetzerinnen und Übersetzer von Gerichtsurteilen ist 
besonders problematisch und komplex. Diese Sachlage ist auf die Tatsache zurückzuführen, 
dass ihre Arbeit von gesetzlichen Regeln bestimmt wird. Vor allem wenn eine Übersetzung 
in einem Prozess verwendet werden soll, befindet sich die Übersetzerin bzw. der Übersetzer 
in einer schwierigen Lage, da die Übersetzung in Anlehnung an anschlägige Vorschriften 
explizit richtig sein muss (vgl. Frenzel 1989: 355; Engberg 1999: 83). Diese Vorschriften 
haben ein gewisses Dilemma der Übersetzerin bzw. des Übersetzers zur Folge, das von 
Engberg (1999: 83) wie folgt beschrieben wird:   „Das Dilemma besteht darin, daß er [Übersetzer] einerseits den Erwartungen seiner Auftraggeber 
entsprechen muß, und zwar hinsichtlich der „Richtigkeit“ seiner Übersetzung („gleichzeitig auf allen 
Sprachbeschreibungsebenen in Übereinstimmung mit dem Original“), und daß ihm andererseits aufgrund 
seines Studiums bewußt ist, daß jeder Text in vielerlei Weisen „richtig“ übersetzt werden kann, wie uns 
die neuere Übersetzungswissenschaft lehrt. Das Dilemma ist eigentlich nur im Lauf der Zeit 
überwindbar, denn es spiegelt den Unterschied zwischen dem in unserer Kultur vorherrschenden 
stereotypen Begriff des Übersetzens und dem aktuellen Stand der Wissenschaft. Erst wenn der 
wissenschaftliche Begriff den Alltagsbegriff stärker beeinflußt und durchdrungen hat, können wir mit 
dem Verständnis der Auftraggeber rechnen.“ 
 
Im Rahmen dieses Kapitels möchte ich zwei Situationen nach Engberg (1999: 83-101) 
schildern, in denen sich Übersetzerinnen und Übersetzer von Gerichtsurteilen am häufigsten 
befinden. Es handelt sich um zwei Auftragssituationen, die sich voneinander sehr stark 
unterscheiden, daher soll man in beiden Fällen verschiedene Vorgangsweisen annehmen. 
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Beide Situationen sind mit verschiedenen Problemen verbunden, die auf verschiedene 
Weisen gelöst werden können/sollen. Am Beispiel dieser zwei Situationen soll 
veranschaulicht werden, worin die Problematik des Übersetzens von Gerichtsurteilen besteht. 
Im Folgenden werden die beiden Situationen beschrieben: 
 
• SITUATION I 
 Ein  Unternehmen  wendet  sich  an  eine  Übersetzerin  bzw.  einen  Übersetzer  mit  der Bitte,  ein  Urteil  zu  übersetzen.  Das  Urteil,  um  das  es  sich  handelt,  berührt  das Unternehmen nicht direkt. Sein Gegenstand stellt jedoch eine Sachlage dar, die gewisse Ähnlichkeiten mit einem bestehenden Geschäftsverhältnis des Unternehmens aufweist. Für das Unternehmen interessant ist die Frage danach, ob und inwieweit das Urteil die künftige Zusammenarbeit mit seinen Geschäftspartnern beeinflussen kann.  
Das Ziel in dieser Situation soll darin bestehen, eine korrekte Übersetzung zu liefern, die 
vorwiegend den Inhalt des Originals für eine Nicht-Juristin bzw. einen Nicht-Juristen 
wiedergibt. 
 
• SITUATION II 
Die zweite Situation ist anders. Es handelt sich um einen Übersetzungsauftrag, der von einer 
Rechtsanwältin bzw. einem Rechtsanwalt erteilt wird. Es soll die Übersetzung eines 
Gerichtsurteils zur Vorlage in einem Prozess angefertigt werden. Im Kontext der EU könnte 
ein solcher Auftrag beispielsweise mit der Tatsache verbunden sein, dass die in einem EU-
Staat erlassenen rechtskräftigen Urteile zur Vollstreckung von Gerichten in anderen EU-
Staaten anerkannt werden müssen. Zwar erfolgt eine solche Anerkennung fast automatisch, 
vorausgesetzt ist jedoch, dass es dem inländischen Gericht möglich ist, die Grundlage der 
Entscheidung, die juristische Argumentation und die Entscheidung selbst genau zu verstehen. 
Nur auf solche Weise kann nämlich die Vereinbarkeit des Urteils mit dem heimischen 
Rechtssystem festgestellt werden.  
In diesem Fall ähnelt die Aufgabenstellung zwar jener, mit der wir in der ersten Situation zu 
tun hatten, man wird jedoch mit den erschwerenden Faktoren konfrontiert, die darin bestehen, 
dass die zu lieferende Übersetzung aufgrund einschlägiger gesetzlicher Vorschriften dem 
Original in formeller Hinsicht in möglichst hohem Maß entsprechen muss. Ausdrücklich 
gefordet wird also eine Ähnlichkeitrelation auf beiden Ebenen: der inhaltlichen und der 
formalen (vgl. Engberg 1999: 84). 
 
Die oben genannten Situationen stellen eine Schilderung des angenommenen 
übersetzungspraktischen Gegenstands dar. Als Nächstes sollen im Rahmen dieser 
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Ausführungen die linguistischen und übersetzungstheoretischen Aspekte der Übersetzung 
von Gerichtsurteilen besprochen werden. In diesem Sinne möchte ich auf die von Stolze 
(1992a) genannten wichtigsten Problemkreisen auf dem Gebiet Übersetzen juristischer Texte 
aufmerksam machen. Die Problemstellen werden von Stolze (1992a: 177f) folgendermaßen 
beschrieben: 
 
„Das Verstehen und Übersetzen juristischer Texte ist [...] mit drei Problemkreisen konfrontiert: der 
Auslegung des individuellen Textsinns wie bei jedem Text, dem Umgang mit den Standardformeln und 
der Übersetzung der rechtsförmigen Begriffswörter. Wenn schon die Rechtssprache an sich gewisse 
Verstehensschwierigkeiten bietet, so verschärft sich das Problem noch beim Übersetzen. Der Grund liegt 
darin, daß die nationalen Rechtsordnungen verschiedenartig sind. Dies ist nicht nur in unterschiedlichen 
politischen Auffassungen begründet, sondern rührt vor allem aus der historischen Entwicklung in Europa 
her. Die einzelnen Institutionen stehen im Rahmen ihrer Rechtsordnung und sind damit nicht kongruent 
mit anderen, ja oft nicht einmal vergleichbar, auch wenn ihre Benennungen einander ähneln mögen. Für 
den Übersetzer bleibt jedoch das Problem, jene Verständnisbarierre zu überbrücken.“ 
 
Die obige Aussage bezieht sich zwar nicht nur auf die Urteilstexte, ist aber beim Übersetzen 
von Urteilen besonders wichtig. Übersetzen aller Arten juristischer Texte kann nämlich mit 
den oben genannten Problemen verbunden sein, jedoch beim Übersetzen von Gerichtsurteilen 
kommen sie meist besonders zum Ausdruck.  
Was die Lösungen solcher Probleme betrifft, schlägt Stolze (1992a: 178) folgende 
Vorgangsweise vor: 
 
„Beim Übersetzen juristischer Texte sollten die verdeckten Aspekte aufgeklärt werden, um ein 
Mitteilungsgeschehen zu ermöglichen, und dies gilt insbesondere für die hinter den Texten liegenden 
fremden Rechts- oder Verfahrensordnungen. Solche andersartigen Strukturen werden in bestimmten 
Fachausdrücken kenntlich, denn „alle Welt, die wir verstehen, ist uns eigentlich nur in Sprache gegeben“ 
(Gadamer). Diese Besonderheiten sollen im Sinne eines transparenten Übersetzens auch durchscheinen“. 
 
Aus dieser Aussage wird ersichtlich, dass beim Übersetzen juristischer Texte, also unter 
anderem von Gerichtsurteilen, Transparenz und Verständlichkeit in den Vordergrund treten 
sollen. Besonders bei Gerichtsurteilen muss man nämlich auf die Verständlichkeit der 
Übersetzung achten, und zwar aus dem Grund, dass die Urteilsoriginaltexte in der Regel für 
eine Nicht-Juristin bzw. einen Nicht-Juristen auf eine unverständliche bzw. nur bedingt 
verständliche Weise geschrieben sind. Als Folge ist es relativ häufig der Fall, dass eine 
Übersetzerin bzw. ein Übersetzer ihre bzw. seine Übersetzung auch nicht ganz verständlich 
formuliert. Manchmal ist solche Vorgangsweise entschuldigt (z.B. wenn im Ausgangstext aus 
rechtlichen Gründen eine unklare Formulierung verwendet wurde), im Regelfall soll jedoch 
eine möglichst klare und verständliche Ausdrucksweise angestrebt werden. Mehr zum Thema 
Verständlichkeit der Urteile kann man in folgenden Kapiteln dieser Arbeit finden. 
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4.2. Theoretische Grundlagen 
 
In Anlehnung an Engberg (1999: 85) wähle ich als meinen übersetzungstheoretischen 
Ausgangspunkt die funktionale Übersetzungstheorie nach Nord (z.B. 1989). Laut diesem 
Ansatz können Übersetzungen zwei Funktionsrelationen zum Ausgangstext haben: eine 
domumentierende oder eine instrumentelle Funktion. Nord (1989: 102) beschreibt die 
dokumentierende Funktion wie folgt: 
 
„Die dokumentarische Übersetzung hat die Funktion, eine Kommunikationshandlung, die in der Kultur 
A unter bestimmten situationellen Bedingungen stattgefunden hat, zu dokumentieren und dem 
Zielempfänger bestimmte Aspekte dieser vergangenen Kommunikationshandlung nahezubringen.“ 
 
Zu dieser Gruppe werden u.a. die Interlinearübersetzungen (hier werden die Wörter des 
Ausgangstextes in die Zielsprache lediglich übertragen, wobei die ausgangssprachliche 
Oberflächenstruktur beibehalten wird) und die sog. wörtlichen Übersetzungen (hier werden 
die syntaktischen Strukturen der Ausgangssprache in den Fällen nicht nachgebildet, wo es 
keine formalen Entsprechungen in der Zielsprache gibt. Diese werden vielmehr durch 
gleichbedeutende zielsprachliche Strukturen ersetzt) gezählt (vgl. Engberg 1999: 86). 
Was die instrumentelle Relation betrifft, definiert Nord (1989: 103) diese folgendermaßen: 
„Bei der instrumentellen Übersetzung dient das Translat in einer neuen, zielkulturellen 
Kommunikationshandlung als ‘Instrument’ zur Erreichung eines kommunikativen Ziels, ohne daß der 
Zielempfänger sich dessen bewußt sein muß, daß er gewissermaßen nicht einen ‘brandneuen’ Text vor 
sich hat.“ 
Als Beispiel für Texte mit dieser Funktionsrelation können Nachdichtungen literarischer 
Werke dienen.  
Was bei der instrumentellen Übersetzung wichtig ist, ist die Tatsache, dass die Zielkultur im 
Vordergrund steht. Bei der dokumentarischen Übesetzung ist es dagegen die Ausgangskultur. 
Wichtig ist auch, dass die beiden erwähnten Funktionsrelationen Formen von 
Übersetzungsprozess und nicht Übersetzungstypen darstellen. Dies hat zur Folge, dass bei ber 
Entstehung eines Zieltextes beide Prozessformen zur Anwendung kommen können (vgl. 
Engberg 1999: 86). 
Ein weiterer von Nord (1989: 102) eingeführter theoretischer Begriff ist in diesem 
Zusammenhang die Loyalität, worunter Nord die Forderung fasst, dass Auftraggeberinnen 
und Auftraggeber, Zieltextempfängerinnen und Zieltextempfänger sowie 
Ausgangstextautorinnen und Ausgangstextautoren sich darauf verlassen sollen bzw. müssen, 
dass der Auftrag von der Übersetzerin bzw. dem Übersetzer nach bestem Wissen und 
Gewissen ausgeführt wurde (vgl. Engberg 1999: 86). Durch diesen Ansatz soll zum 
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Ausdruck kommen, dass „das Hauptkriterium für die Beurteilung einer  Übersetzung in der 
Entsprechung einer Pflicht gegenüber den beteiligten Personen, und nicht gegenüber dem 
Text als solchen [besteht]; nicht der Text, sondern die Aufgabe (sprich: der Aufgabensteller) 
ist das leitende Element“ (Engberg 1999: 87). 
Zu bemerken ist auch die Tatsache, dass in der Diskussion über Vorgangsweisen im Falle 
juristischer Übersetzung Einigkeit darüber herrscht, dass es notwendig ist, dass die 
Übersetzung ausgangstextorientiert sein soll, weil sie einen Einblick in das 
ausgangssprachliche System bieten soll. Dies hat zur Folge, dass beim Übersetzen juristischer 
Texte dokumentarische Vorgangsweise dominieren soll. Besonders beim Übersetzen von 
Gerichtsurteilen soll man im Auge behalten, dass kein Text geschaffen wird, der in der 
Zielsprache als Urteil fungieren kann. Es handelt sich vielmehr darum, einen zielsprachigen 
Text zu erstellen, der dem zielsprachlichen Empfänger die Möglichkeit bietet, den 
ausgangssprachlchen Text zu verstehen. Daher stellt die Übersetzung in diesem Fall keinen 
selbständigen Text, sondern eher eine Verständnishilfe dar (vgl. Engberg 1999: 87f). 
Nachdem im obigen Kapitel die bei der Übersetzung von Urteilen möglicherweise 
auftretenden Probleme und die damit verbundenen theoretischen Ansätze besprochen 
wurden, wird in folgenden Kapiteln von konkreten, nämlich österreichischen und polnischen 
Urteilen und deren Übersetzung die Rede sein.  
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5. Der Aufbau des Urteils und seine rechtlichen Grundlagen   In  Anlehnung  an  die  vorigen  Kapitel  soll  man  sich mit  der  Struktur  und  allen möglichen Eigenschaften des zu übersetzenden juristischen Textes bekannt machen. Als Beispiel  für  Rechtstexte  stehen  im  Rahmen  dieser  Arbeit  die  österreichischen  und polnischen zivilrechtlichen Urteile, daher werden sie im Allgemeinen und an konkreten Beispielen  in  folgenden  Kapiteln  erforscht.  Sie  werden  auf  verschiedene  Aspekte geprüft,  und  zwar  nicht  nur  rein  sprachliche,  sondern  auch  rechtliche.  Ich  werde versuchen,  anhand  einschlägiger  Fachliteratur  eine  übersetzungsrelevante rechtsvergleichende  Analyse  durchzuführen,  die  eine  Hilfe  bei  der  Übersetzung  von österreichischen  und  polnischen  zivilrechtlichen Urteilen  bieten  soll.  Ich werde  unter anderem  auf  die  rechtlichen  Vorschriften  hindeuten,  die  die  Struktur  der österreichischen und polnischen Urteile regeln und diese miteinander vergleichen.  Ich möchte  auch  einzelne,  in  Österreich  und  in  Polen  erlassene  Urteile  auf  ihre Verständlichkeit überprüfen um  festzustellen, welche Ähnlichkeiten und Unterschiede es  auf  diesem  Gebiet  zwischen  den  österreichischen  und  polnischen  zivilrechtlichen Urteilen  gibt.  Ich  hoffe,  dass  meine  Arbeit  dadurch  einen  Beitrag  zur Verständlichkeitsforschung leisten wird. Die Frage der Verständlichkeit der Urteilstexte finde ich nämlich sehr wichtig, jedoch noch immer untererforscht. Den  auf  konkreteren  Beispielen  gestützten  Teil  dieser  Arbeit  möchte  ich  mit Überlegungen zum Aufbau des Urteils beginnen. 
DER AUFBAU DES URTEILS Der Aufbau des Urteils  ist  in  jedem Rechtssystem  fest  geregelt.  Seine Form darf nicht frei  gestaltet werden,  sondern  sie muss  bestimmten  Regeln  folgen.  In  diesem Kapitel werde ich auf die rechtlichen Grundlagen hinweisen, die bei der Erstellung eines Urteils beachtet werden müssen, und die es klären, welche Elemente ein Urteil zu beinhalten hat.  Da  die  vorliegende  Arbeit  eine  vergleichende  Analyse  der  österreichischen  und polnischen  Urteile  in  Zivilsachen  darstellt,  werden  zuerst  die  rechtlichen Gestaltungsprinzipien  der  österreichischen  und  polnischen  Urteile  in  zwei  separaten Unterkapiteln  präsentiert  und  im  dritten  Unterkapitel  die  Ähnlichkeiten  und Unterschiede besprochen.  
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5.1. Der Aufbau des Urteils nach österreichischem Recht   Nach  österreichischem  Recht  müssen  sich  folgende  Elemente  in  einem  Urteil finden (in Klammern wird auf entsprechende Rechtsvorschriften hingewiesen): Der  Urteilskopf  (§ 417 Abs 1 Z 1 und 2 ZPO). Im Urteilskopf ist rechts oben die 
Geschäftszahl zu finden, die sich aus der Nummer des Geschäftsfalls, der Jahraszahl und 
einem EDV-Prüfzeichen sowie der Ordnungsnummer zusammensetzt (vgl. Kodek/Mayr 
2011: 284).  
Die Aufgabe des Prüfzeichens besteht darin, Eingabefehler zu vermeiden. Die 
Ordnungsnummer informiert hingegen darüber, das wieviele Aktenstück das Urteil ist. 
Darüber hinaus gibt das Gattungszeichen über die Art des Gerichts Auskunft, von dem das 
Urteil gefällt wurde. Die wichtigsten davon sind: C (bezirksgerichtliches Streitvervahren), Cg 
(Streitvervahren vor dem Gericht 1. Instanz), R (Rechtsmittelgericht 2. Instanz), Ob (Oberster 
Gerichtshof in Zivilsachen), ObA (Oberster Gerichtshof in Arbeitsrechtssachen) und ObS 
(Oberster Gerichtshof in Sozialrechtssachen) (vgl. Kodek/Mayr 2011:285). 
Ein weiteres Element des Urteilskopfs ist die sogennante Solennitätsformel. Nach Art 82 Abs 
2 B-VG haben alle Urteile in Österreich im Namen der Republik zu ergehen. Es ist allerdings 
dabei darauf hinzuweisen, dass das Fehlen dieser Formel sanktionslos ist (vgl. Kodek/Mayr 
2011:285). 
Der Urteilskopf soll auch die Bezeichnung des Gerichts mit einem Hinweis auf die Ausübung 
der Kausalgerichtsbarkeit (vgl. § 259 Abs 3, § 446 ZPO, § 36 ASGG) und die Namen der 
Richterinnen und Richter enthalten, die am Urteil mitgewirkt haben. Die Bezeichnung der 
Parteien, ihrer Vertreterinnen und Vertreter und der Parteistellung, sowie die anfälligen 
Nebenintervenienten und des Streitgegenstandes muss sich im Urteilskopf allenfalls finden 
(vgl. Kodek/Mayr 2011:285). 
Den letzten Bestandteil des Urteilskopfs stellt die Rechtsprechungsformel dar: Das Gericht 
erkennt zu Recht bzw. das Gericht hat zu Recht erkannt. Erstere Formulierung findet dann 
Anwendung, wenn das Urteil vorbehalten wurde. Letztere wird vor allem bei der mündlichen 
Verkündung des Urteils verwendet (vgl. Kodek/Mayr 2011: 285).   
Der Urteilsspruch (Urteilstenor, § 417 Abs 1 Z 3 ZPO) beinhaltet die eigentliche 
Sachentscheidung. In diesem Teil des Urteils wird die Entscheidung über das Klagebegehren 
und andere Sachanträge getroffen, die in Urteilsform zu erledigen sind.  Darüber hinaus 
werden bestimmte Beschlüsse in den Urteilsspruch aufgenommen (vgl. Kodek/Mayr 2011: 
285).  
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Ein Urteilsspruch kann auch die Entscheidung über das Klagebegehren enthalten, wobei 
darauf hinzuweisen ist, dass im Falle klagsstattgebender Urteile das Urteil dem 
Klagebegehren enspricht. Beim abweisenden Urteil ist das abgewiesene Klagebegehren 
deutlich zu bezeichnen, um die Bestimmung des Rechtskraftumfangs zu ermöglichen (vgl. 
Kodek/Mayr 2011: 285). 
Weitere Bestandteile, die ein Urteilsspruch enthalten kann, sind die Entscheidung über eine 
Aufrechnungseinrede (wenn Hauptforderung mindestens teilweise besteht), die Entscheidung 
über die Prozesskosten (§ 52 Abs 1 ZPO), die Verwerfung von Prozesseinreden (§ 261 Abs 1 
und 2 ZPO) und sonstige gemeinsam mit dem Urteil gefasste Beschlüsse (vgl. Kodek/Mayr 
2011: 285). 
Allenfalls hat ein Urteilsspruch die Entscheidung über Zwischenfeststellungsanträge (§§ 236, 
259 ZPO) und im Eheverfahren einen Verschuldensausspruch (§§ 60, 61 EheG) zu enthalten 
(vgl. Kodek/Mayr 2011: 285). 
Als Nächstes hat ein Urteil (nur Leistungsurteile) eine entsprechende Leistungsfrist  (in der 
Regel von 14 Tagen) zu enthalten (vgl. Kodek/Mayr 2011: 286). 
Ein weiterer Bestandteil des Urteils sind die Entscheidungsgründe (§ 417 Abs 1 Z 4 ZPO). 
Sie müssen vom Urteilsspruch äußerlich getrennt sein. Nach Kodek/Mayr (2011: 286) 
enthalten die Entscheidungsgründe: 
„- die geraffe Wiedergabe des Parteienvorbringens; 
- in der Praxis auch idR die Angabe der durchgeführten Beweise; 
- die Anführung der als verspätet zurückgewiesenen Beweisanträge (§ 417 Abs 3 ZPO); 
- die Sachverhaltsfeststellungen, also die Angabe, von welchem Sachverhalt das Gericht 
ausgeht; 
- die Beweiswürdigung und 
- die rechtliche Beurteilung sowie 
- die Begründung der Kostenentscheidung.“ 
 
 
Am Schluss findet sich im Urteil die Unterschrift der Richterin bzw. des Richters 
(Senatsvorsitzenden) sowie einer allenfalls beibezogenen Schriftführerin bzw. eines 




5.2. Der Aufbau des Urteils nach polnischem Recht  Den Aufbau des Urteils nach polnischem Recht regelt die Zivilverfahrensordnung (Kodeks Postępowania Cywilnego). Nach den Vorschriften der Ordnung hat ein Urteil in 
Zivilsachen folgende Bestandteile allenfalls zu enthalten: 
• Rubrum oder Nagłówek wyroku (Urteilskopf): 
- Geschäftszahl, 
- das Staatswappen Polens, 
- Bezeichnung des Urteilstypes und die Formel „W imieniu Rzeczpospolitej Polskiej“ 
(„Im Namen der Republik Polen“), 
- Datum und Ort der Ausstellung, 
- Bezeichnung des Gerichts und der Abteilung, von dem bzw. der das Urteil gefällt 
wurde, 
- Bezeichnung der Richtrinnen bzw. Richter, die am Urteil mitgewirkt haben, und der 
Schriftführerin bzw. des Schriftführers, 
- Bezeichnung der Parteien, 
- Bezeichnung des Streitgegenstandes. 
 
• Tenor oder Sentencja wyroku (Urteilsspruch): 
 
- die eigentliche Sachenentscheidung, 
- Entscheidung über die Prozesskosten, 
- sonstige Beschlüsse. 
 
• Unterschrift der Richterinnen bzw. Richter (vgl. Wikipedia). 
Im polnischen Rechtssystem sind die Entscheidungsgründe nicht immer ein Bestandteil des 
Urteils. Laut der polnischen Zivilprozessordnung sind die Richterinnen und Richter nicht 
verpflichtet, die Parteien über die Entscheidungsgründe schriftlich zu informieren: Eine 
Begründung wird einer Partei nur dann zugestellt, wenn sie innerhalb einer Woche ab der 
Bekanntmachung bzw. Zustellung des Urteilsspruchs die Anfertigung von Begründung 
anfordert (vgl. Krzysztoforska-Weisswasser 1995). In der Praxis wird ein solcher Antrag nur 
selten von den Parteien gestellt, und zwar vor allem dann, wenn sie gegen ein Urteil eine 
Berufung anlegen möchten. Daher hat man häufig mit den polnischen Urteilen zu tun, die 
keine Entscheidungsgünde enthalten. 
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5.3. Ähnlichkeiten und Unterschiede   Wie  aus den obigen Überlegungen ersichtlich, weisen die österreichischen und polnischen  zivilrechtlichen  Vorschrifte  bezüglich  des  Aufbaus  des  Urteils  viele Ähnlichkeiten auf.  Nach diesen Vorschriften haben beide, österreichische und polnische Urteile, aus folgenden Bestandteilen zu bestehen: dem sogennanten Urteilskopf, der in beiden  Fällen  mehr  oder  weniger  dieselben  Informationen  zu  enthalten  hat,  dem Urteilsspruch,  der  sowohl  im  österreichischen,  wie  auch  im  polnischen  Urteil  die eigentliche  Sachentscheidung  darstellt,  den  Unterschriften  der  zuständigen  Personen und  den  Entscheidungsgründen.  Der  größte  Unterschied  zwischen  dem  Aufbau  des polnischen  und  des  österreichischen  zivilrechtlichen  Urteils  beseht  darin,  dass  das polnische  Urteil  die  Entscheidungsgründe  nicht  in  allen  Fällen  enthalten  muss.  Das österreichische zivilrechtliche Urteil muss sie hingegen grundsätzlich immer beinhalten (vgl. Kap. 6.1. Makrostruktur). 
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6. Makro- und Mikrostruktur des Urteils   Das  folgende  Kapitel  beschäftigt  sich  mit  dem  kontrastiven  Vergleich  der österreichischen und polnischen zivilrechtlichen Urteile in Hinblick auf ihre Makro‐ und Mikrostruktur.  In  Anbetracht  der  Tatsache,  dass  die  rechtlichen  Anforderungen bezüglich  des  Inhalts  der  österreichischen  und  polnischen  zivilrechtlichen  Urteile  im vorigen  Kapitel  besprochen  wurden,  werde  ich  mich  im  Rahmen  dieses  Kapitels  vor allem auf die  sprachwissnschaftlichen Aspekte der Urteile konzentieren. Das  folgende Kapitel  soll  einen  Überblick  über  die  Makrostruktur  des  österreichischen  und  des polnischen Urteils  bieten  und  auf  die  sprachlich‐logischen  Zusammenhänge  zwischen seinen  einzelnen  Bestandteilen  hinweisen.  Weiters  werden  die  mikrostrukturellen Merkmale  der  österreichischen  und  polnischen  Urteile  im  Hinblick  auf  konkrete Redewendungen  und  grammatikalische  Konstruktionen  besprochen.  In  den Unterkapiteln  Makrostruktur  und  Mikrostruktur  werden  die  makro‐  und mikrostrukturellen Ähnlichkeiten und Unterschiede kontrastiv dargestellt. 
6.1. Makrostruktur  
Wie schon erwähnt, sind die Form und der Inhalt des Urteils in jedem Rechtssystem 
fest geregelt. Als Form wird hier die innere Struktur und die inhaltliche Reihenfolge des 
Urteils verstanden (vgl. Krzysztoforska-Weisswasser 1995). 
Beschäftigt man sich mit der Suche nach einem Textmuster eines bestimmten Texttypes, 
sollte man nach Krzysztoforska-Weisswasser (1995) zunächst mehrere Texte in einer 
Sprache miteinander vergleichen, die demselben Texttyp gehören, und dann denselben 
Vorgang hinsichtlich der demselben Texttyp gehörenden Texte in einer anderen Sprache 
durchführen. Das Textmuster stelle nämlich ein Beispiel für die Wiederholbarkeit bestimmter 
Bestandteile der Struktur eines bestimmten Texttypes. Die Afgabe der ein Textmuster 
anfertigenden Person solle darin bestehen, die Existenz einer solchen Wiederholbarkeit zu 
beweisen. 
Wurden ausreichend viele Texte eines bestimmten Texttyps miteinander vergliechen, sollte 
aus den Vergleichen seine Makrostruktur ersichtlich sein (vgl. Krzysztoforska-Weisswasser 
1995). 
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Österreichische und polnische Urteile im Zivilprozess zeichnen sich durch die gleiche 
Makrostruktur aus7: 
 
ÖSTERREICHISCHES URTEIL IM ZIVILPROZESS 
1. Urteilskopf 
2. Urteilsspruch (Urteilssentenz, Urteilstenor) 
3. Entscheidungsgründe 
 
POLSKI WYROK W SPRAWIE CYWILNEJ 
1. Nagłówek wyroku 
2. Sentencja wyroku 
3. Uzasadnienie 
 
Wie aus der obigen Zsammenstellung ersichtlich ist, befindet sich die Gerichtsentscheidung 
unmittelbar nach dem einleitenden Teil. Erst am Ende des Urteils sind die 
Entscheidungsgründe zu finden. Das Ergebnis des Verfahrens steht also am Anfang der 
Argumentationskette und seine Begründung – erst am Schluss. Eine solche 
Argumentationsstruktur, in der die Begründung sich erst nach der Entscheidung befindet, 
wird als Urteilsstil bezeichnet (vgl. Krzysztoforska-Weisswasser 1995).  
Wie Krzysztoforska-Weisswasser (1995) richtig bemerkt, ist diese Struktur für die meisten 
europäischen Länder typisch8. 
Nach dem Urteilsspruch enthält das österreichische Urteil eine ausführliche Begründung 
(Entscheidungsgründe), die den Inhalt des Urteils näher erklärt und auf die Richtigkeit des 
Urteilsspruchs hinweisen soll. Die Begründung ist von den zwei ersten Teilen des Urteils 
optisch getrennt und weist auf die faktischen und rechtlichen Grundlagen des Spruchs. 
Inwiefern diese Ausführungen detalliert sind, was ihre Reihenfolge ist, und was für einen                                                         7 Die folgende vergleichende Zusammenstellung der makrostrukturellen Bestandteile des österreichischen und polnischen Urteils im Zivilprozess wurde von Krzysztoforska‐Weisswasser (1995) erstellt. 8 Eine Ausnahme stellen hier die Urteile in den romanischen Ländern dar, die dadurch gekennzeichnet sind, 
dass der Urteilsspruch als ein logisches Ergebnis der Argumentation am Ende des Urteils zu finden ist (vgl. 
Krzysztoforska-Weisswasser 1995)  
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Zusammenhang zwischen ihnen besteht, hängt jeweils vom konkreten Fall und der Richterin 
bzw. dem Richter ab (vgl. Krzysztoforska-Weisswasser 1995). 
In der Regel enthält jedes österreichische Urteil eine Begründung. Diese Tatsache sei darauf 
zurückzuführen, dass der österreicheische Gesetzgeber die Meinung vertritt, dass die 
Verfahrensparteien den Anspruch darauf haben, über die Entscheidungsgründe informiert zu 
werden, wodurch es ihnen ermöglicht wird, sich mit der Argumentation der Richterin bzw. 
des Richters vertraut zu machen und eventuell das Urteil anfechten zu lassen (vgl. 
Krzysztoforska-Weisswasser 1995). 
In Polen wird eine Begründung einer Partei nur dann zugestellt, wenn sie innerhalb einer 
Woche ab der Bekanntmachung bzw. Zustellung des Urteilsspruchs die Anfertigung von 
Begründung anfordert (vgl. Krzysztoforska-Weisswasser 1995).  
Die Entscheidungsgründe eines Urteils im Zivilprozess in Polen, wie auch in Österreich, 
sollen auf die Grundlagen der Entscheidung hinweisen. Nach Krzysztoforska-Weisswasser 
(1995) zählen dazu folgende Elemente: 
a) Bestimmung der Tatsachen, die vom Gericht als bewiesen anerkannt wurden, 
b) Nennung der Beweise, auf denen die Entscheidung beruht, 
c) Feststellung der Gründe, warum andere Beweise als nicht beweiskräftig erklärt 
wurden, 
d) Erklärung der rechtlichen Grundlagen der Entscheidung inklusive Anführung 
entsprechender Rechtsvorschriften. 
Die Entscheidungsgründe enden mit der Entscheidung über die Prozesskosten. 
6.2. Mikrostruktur 
 
Die mikrostrukturellen Eigenschaften des Urteils im Zivilrecht möchte ich am 
Beispiel des von Krzysztoforska-Weisswasser (1995) angefertigten kontrastiven 
Textprototypes des Scheidungsurteils darstellen. Das Scheidungsurteil als einer der am 
häufigsten gefällten zivilrechtlichen Urteilstypen eignet sich sehr gut zu Zwecken dieses 
Kapitels, das die textinternen Merkmale des Urteils, insbesondere die häufig verwendeten 
Strukturen und Phrasen, darstellen soll.  
Der vorliegende Textprototyp wurde im Laufe mehrerer Jahre kontinuierlich entwickelt und 
dient der Kommunikationszwecken. Er versucht, die für alle (bzw. fast alle) Urteile seines 
Typs charakteristischen Eigenschaften zu bestimmen. Der Prototyp geht von konkreten 
Urteilen aus und entwickelt anhand dessen ein allgemein gültiges Konzept, das die 
inhaltlichen, formellen und sprachlichen Merkmale der untersuchten Urteile beinhaltet 
(Krzysztoforska-Weisswasser 1995). 
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Besonders breite Forschungsmöglichkeiten bietet hier eine kontrastive Zusammenstellung 
von Prototypen in zwei oder mehreren Sprachen. Eine solche Zusammenstellung ermöglicht 
es, die mikrostrukturellen Ähnlichkeiten und Unterschiede der Urteile, die in verschiedenen 
Rechtssystemen (und Sprachen) gefällt wurden, zu untersuchen (Krzysztoforska-
Weisswasser 1995). 
Solche Textkorpora können aus verschiedenen Perspektiven erforscht werden. Es können 
z.B. bestimmte Teile der beiden Texte von den restlichen Texten abgetrennt werden und dann 
können ihre Lexik und Syntax vergliechen werden. Man kann auch versuchen, die Frage nach 
der Argumentationsweise der beiden Urteile zu beantworten. Eine andere Möglichkeit ist die 
Untersuchung, ob bestimmte Tatsachen in einem Urteil erklärt, oder bloß festgestellt werden 
(Krzysztoforska-Weisswasser 1995). 
Der folgende Prototyp stellt stellt kurz und prägnant dar, wie die österreichischen und 
polnischen Scheidungsurteile aussehen. Da er typische Redewendungen beinhaltet, die in 
solchen Urteilen vorkommen, kann er als eine grobe Skizze ihrer Mikrostruktur betrachtet 
werden. 
 
PROTOTYP DES SCHEIDUNGSURTEILES9 
 
ÖSTERREICH    POLEN 
 
„Im Namen der Republik Sentencja wyroku w imieniu Rzeczypospolitej 
Polskiej 
Das LandesGericht für ZRS Wien Sąd Rejonowy w ....... Wydział Rodzinny i 
Nieletnich 




po rozpoznaniu w dniu ..... 
in der Rechtssache w ...... sprawy 
                                                        9 Der vorliegende Prototyp wurde von Krzysztoforska-Weisswasser 1995 entwickelt. 
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der klagenden Partei z powództwa 
vertreten durch ..... 
wider przeciwko 
die beklagte Partei 
wegen Ehescheidung o rozwód 
nach durchgefuhrten (sic)  
nicht offentlichen (sic)  
mundlicher (sic) Verhandlung 
zu Recht erkannt: Rozwiązuje małżeństwo 
die zwischen ... powódki 
und ... z pozwanym 
zawarte w dniu 
vor dem Standesamt ... am ... przed Kierownikiem Urzędu Stanu Cywilnego 
zu Fam. Buch Nr. ... w ... za nr aktu ... 
geschlossene Ehe 
wird mit der Wirkung 
geschieden, sie mit 
Rechtskraft des Urteils 
Aufgelost (sic) ist. 
Das Verschulden trifft bez orzekania o winie. 
 
II. Wykonywanie władzy  
rodzicielskiej nad ... 
powierza ... ustala miejsce 
pobytu ... obciąża 
kosztami utrzymania ... 
Entscheidungsgrunde (sic): 
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1. Die Wiedergabe des 1. Żądania stron. 
Klagevorbringens: 
Die klagende Partei begehrte ... 
Machte als geltend ... 
Der Beklagte gab ... 
Er erhob ... 
Beweis wurde erhoben ... 
2. Feststellung des Sachverhalts: 2. Stwierdzenie stanu faktycznego. 
Auf Grund dieser Beweismittel 
stellt das Gericht fest ... 
Die Streitteile haben ... 
Der Ehe entstammen ... 
Ehepakte wurde nicht errichtet. 
Der Beklagte ist ... 
Die Streitteile hatten ... 
Die Zustandigkeit (sic) angerufenen 
Gerichtes ... 
Die Aussagen der Parteien waren ... 
3. Rechtliche Beurteilung 3. Wjaśnienie podstawy prawnej 
Dieses festgestellte Verhalten stellt ... 
Da die beiden Parteien nicht bereit sind ... 
Ist spruchgemaß (sic) zu entscheiden. 




Aus dem obigen Prototyp ist ersichtlich, dass sich konkrete Redewendungen entwickelten, 
die in bestimmten Teilen des Urteils ihre Anwendung finden. Allgemien lässt sich feststellen, 
dass sowol die in österreichischen, als auch die in polnischen Urteilen verwendete Sprache 
sich durch eine starke Nominalisierung auszeichnet. Im Bereich Recht und 
Rechtwissenschaften ist dies jedoch keine Ausnahme. Auch die im obigen Prototyp zum 
Ausdruck kommenden Passivkonstruktionen in beiden Sprachen stellen ein für die 
Rechtssprache charakteristisches Merkmal. Was die Lexik betrifft, wird sowohl im 
österreichischen Deutsch, als auch im Polnischen sehr fachliches Fachvokabular verwendet, 
das für Laien nicht unbedingt verständlich ist. Darüber hinaus herrscht ein unpersönlicher, 
gleichbleibend neutraler Stil. 
Der wesentlichste Unterschied zwischen der Mikrostruktur des österreichischen Urteils und 
der des polnischen besteht darin, dass im Polnischen keine typischen Redewendungen im Teil 
Entscheidungsgründe geprägt wurden. Diese Tatsache ist darauf zurückzuführen, dass im 
polnischen Rechtssystem, im Gegensatz zu dem österreichischen, eine Begründung des 
Urteilsspruchs einer Partei nur dann zugestellt wird, wenn sie innerhalb einer Woche ab der 
Bekanntmachung bzw. Zustellung des Urteilsspruchs die Anfertigung von Begründung 
anfordert (vgl. Kap. 5. Der Aufbau des Urteils und seine rechtlichen Grundlagen). In den 
meisten Fällen nehmen die Parteien diese Möglichkeit nicht in Anspruch, wenn sie nicht 
beabsichtigen, eine Apellation zu erheben. Aus diesem Grund werden die 
Entscheidungsgründe in Polen nicht schriftlich gennant und daher setzten sich keine 





In vorigen Kapiteln habe ich mich mit der Struktur der österreichischen und 
polnischen zivilrechtlichen Urteile beschäftigt, ohne darauf Rücksicht zu nehmen, wie sie 
von den Leserinnen und Lesern wahrgenommen werden. Um die Frage nach der 
Verständlichkeit der zivilrechtlichen Urteile im österreicheischen und polnischen 
Rechtssystem beantworten zu können, möchte ich die folgenden Kapitel dieser Problematik 
widmen. Bevor ich jedoch anfange, einzelne Beispiele der österreichischen und polnischen 
zivilrechtlichen Sriftstücke auf ihre Verständlichkeit zu analysieren, möchte ich das 
Phänomen der Verständlichkeit von Rechtstexten und die Methoden besprechen, deren ich 
mich bei der Analyse der Urteile bedienen werde. 
7.1. Verständlchkeit von Rechtstexten 
 
Wegen nur einer geringen Anzahl der Forschungen auf diesem Gebiet ist es schwer zu 
beurteilen, ob Rechtstexte weniger verständlich als andere Textsorten sind. Schandera (2004: 
353) weist jedoch darauf hin, dass die bestehenden Ergebnisse der Experimente, die die 
Gruppen Laien und Experten miteinenader vergleichen, lassen im Hinblick auf die 
Verständlichkeit von Rechtstexten folgendes feststellen: 
„- Je höher die Bildung einer Gruppe, desto verständlicher sind Rechtstexte für diese Gruppe. 
- Innerhalb der jeweiligen Gruppen ist ein Rechtstext nicht auf eine identische Weise 
verständlich. Mit anderen Worten: Fachleute unterscheiden sich zwar in Bezug auf die 
Verständlichkeit von Rechtstexten von Laien, aber auch unter den Fachleuten gibt es 
Unterschiede in der Verständlichkeit eines Rechtstextes. Diese Unterschiede im Verstehen 
eines Rechtstextes innerhalb einer Gruppe („Rezeptionsvarianz“) sind so gesehen wiederum 
eine Gemeinsamkeit jeder Gruppe.  
- Auch wenn sich die Gruppen der Fachleute und Laien als solche unterscheiden, bewirkt die 
jeweilige Rezeptionsvarianz, dass sich die Gruppen der „Laien“ und „Fachleute“ mitunter 
teilweise überschneiden. Dies bedeutet in anderen Worten: Für Fachleute sind Rechtstexte im 
Allgemeinen verständlicher als für Laien, aber selbst sie unterscheiden sich im Verstehen von 
Rechtstexten, und deshalb ist es durchaus möglich und wahrscheinlich, dass es manchen Laien 
geben kann, für den ein Rechtstext (vielleicht auch mehrere) verständlicher ist als für einen 
Experten oder eine Expertin.” 
Wie aus den obigen Ausführungen ersichtlich, stellt die Verständlichkeit von Rechtstexten 
eine sehr komplexe Frage dar, die noch erforscht werden muss. 
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7.2. Hamburger Modell der Verständlichkeit 
 
Das Hamburger Verstndlichkeitsmodell stellt das in Deutschland bekannteste 
Verständlichkeitskonzept dar. In den 70er Jahren wurde es von den Hamburger Psychologen 
Langer, Schulz von Thun und Tausch enwickelt. Das Besondere an diesem Konzept besteht 
darin, dass es, anders als bei der Lesbarkeitsforschung, bei der Messung der 
Textverständlichkeit nicht nur quantitative, sondern auch qualitative Eigenschaften von 
Texten berücksichtigt (vgl. Schindele 2008: 8). 
Im Hinblick auf die Mehodologie wurde von der Hamburger Forschergruppe ein empirisch-
indukativer Ansatz gewählt. Verständlichkeitsfördernde Merkmale werden aufgrund von 
Expertinnen- und Experteneinschätzungen identifiziert, daher wird von einem  Rating-
Verfahren gesprochen. Es kommt also nicht zur direkten Messung der Textverständlichkeit, 
sondern sie wird durch Rückschluss aus dem Textverständnis der Textbeurteilerinnen und -
beurteiler gemessen (vgl. Schindele 2008: 8). So berichtet Schindele (2008: 8) von der 
Entwicklung des Modells: 
„Die Forschergruppe gab den Probanden zur Textbeurteilung 18 Gegensatzpaare, wie etwa 
„interessant/langweilig“; „folgerichtig/zusammenhanglos“; „weitschweifig/auf das Wesentliche 
beschränkt“; „übersichtlich/unübersichtlich“ oder „abwechslungsreich/eintönig“ an die Hand. 
Es handelt sich dabei um Merkmale, die sich in der bisherigen Forschung als 
verständlichkeitsbeeinflussend herauskristallisierten. Diese Begriffspaare standen jeweils am 
Anfang und am Schluss einer mehrstufigen Skala, mit deren Hilfe Texte unterschiedlicher 
Schwierigkeitsgrade zu bewerten waren. Mit Hilfe eines faktoranalytischen Verfahrens wurden 
die Gegensatzpaare insgesamt vier Dimensionen von Textverständlichkeit zugeordnet. Dabei 
handelt es sich um die Merkmale „Einfachheit“, „Gliederung/Ordnung“, „Kürze/Prägnanz“ und 
„anregende Zusätze“. 
Die folgende Abbildung stellt die vom Hamburger Modell der Verständlichkeit 
angewendeten Skala dar: 
Einfachheit +2 +1 0 -1 -2 Kompliziertheit 
einfache Darstellung      komplizierte Darstellung 
kurze, einfache Sätze      lange, verschachtelte Sätze 
geläufige Wörter      ungeläufige Wörter 
Fachwörter erklärt      Fachwörter nicht erklärt 
konkret      abstrakt 
anschaulich      unanschaulich 
       
Gliederung/Ordnung +2 +1 0 -1 -2 Ungegliederheit/ 
76  
Zusammenhang- losigkeit 
gegliedert      ungegliedert 
folgerichtig      zusammenhanglos, wirr 
übersichtlich      unübersichtlich 
gute Unterscheidung von 
Wesentlichem und 
Unwesentlichem 
     schlechte Unterscheidung 
von Wesentlichem und 
Unwesentlichem 
roter Faden bleibt 
sichtbar 
     roter Faden geht verloren 
       
Kürze/Prägnanz +2 +1 0 -1 -2 Weitschweifigkeit 
zu kurz      zu lang 
aufs Wesentliche 
beschränkt 
     viel Unwesentliches 
gedrängt      breit 
aufs Lehrziel konzipiert      abschweifend 
knapp      ausführlich 
jedes Wort notwendig      vieles weglassbar 
       
Zusätzliche Stimulanz +2 +1 0 -1 -2 Stimulanz fehlt 
anregend      nüchtern 
interessant      farblos 
abwechslungsreich      gleichbleibend neutral 
persönlich      unpersönlich 
 
Es ist dabei zu bemerken, dass das Merkmal Einfachheit sich auf die textliche 
Oberflächenstruktur bezieht und der Einfachheit im Satzbau und in der Wortwahl entspricht. 
Was den Satzbau betrifft, wird nicht nur auf die Satzlänge, sondern auch auf den 
syntaktischen Aufbau Rücksicht genommen.Was hingegen die Wortwahl angeht, solle die 
Verwendung der Begriffe die Verständlichkeit fördern, die geläufig und wenig abstrakt sind. 
Wenn auf Fachwörter nicht verzichtet werden kann, sollen sie erklärt werden (vgl. Schindele 
2008: 9). 
Die innere Ordnung und die äußere Gliederung stellen dagegen den Innteressensgegenstand 
der Textdimension Gliederung/Ordnung. Unter der inneren Ordnung wird die logische 
Abfolge der einzelnen Informationen verstanden und die äußere Gliederung wird als 
äußerliche Strukturierung gemeint, deren Aufgebe darin besteht, die innere Ordnung in der 
Textgestaltung sichtbar zu machen (vgl. Schindele 2008: 9). 
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Die Textdimension Kürze/Prägnanz untersucht die Verhältnismäßigkeit des sprachlichen 
Aufwands im Verhältnis zu den Informationen, die mitzuteilen sind (vgl. Schindele 2008: 9). 
Die rethorischen Mittel zur Steigerung der Aufmerksamkeit und Motivation werden von der 
Textdimension anregende Zusätze erfasst. Als Beispiele können hier Ausrufe oder 
rhetorische Fragen dienen (vgl. Schindele 2008: 9). 
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8. Analyse der Urteile nach den Kriterien des Hamburger 
Verständlichkeitsmodells 
 
In diesem Kapitel möchte ich mich der praktischen Analyse der authentischen 
Urteilstexte auf ihre Verständlichkeit widmen. Zu diesem Zwecke werde ich mich des 
Hamburger Verständlichkeitsmodells (vgl. Kap. 7.2. Hamburger Modell der 
Verständlichkeit) bedienen, da ich es für die Beurteilung der Rechtstexte besonders geeignet 
finde.  
Es werden authentische zivilrechtliche Urteile analysiert, die jedoch aus Datenschutzgründen 
anonymisiert wurden. Die Analyse erfolgt in zwei separaten Kapiteln. Im ersten werde ich 
mich auf die österreichischen Urteile konzentrieren, und im zweiten auf die polnischen. 
Abschließend wird es eine Zusammenfassung der Analyseergebnissen geben, in der ich den 
Verständlichkeitsgrad der österreichischen und polnischen zivilrechtlichen Urteile 
vergleichen werde. 
Aus Gründen der Übersichtlichkeit befinden sich die Urteilstexte nicht im Fließtext, sondern 
im Anhang am Ende der Arbeit. Es wird dabei jeweils darauf hingewiesen, auf welchen Text 
sich die Analyse bezieht. 
In diesem Kapitel werde ich mich nicht auf den juristischen Textinhalt beziehen, sondern 
ausschließlich auf die Textverständlichkeit. Die folgende Studie soll nämlich eine 
linguistische Analyse darstellen und die juristischen Aspekte der Urteile werden daher außer 
Betracht gelassen. 
Die Analyse jedes Beispiels wird mit einer tabelarischen Beurteilung der einzelnen 
Textdimensionen nach Hamburger Textverständlichkeitsmodell anfangen, die dann jeweils 
besprochen wird. 
8.1. Analyse der österreicheichen zivilrechtlichen Urteile 
 
In diesem Kapitel werden die Texte der österreichischen zivilrechtlichen Urteile auf 
ihre Verständlichkeit in Anlehnung an die Kriterien des Hamburger Verständlichkeitsmodells 
analysiert. 
8.1.1. Beispiel 1 (Anhang Beispiel 1 AT) 
Einfachheit +2 +1 0 -1 -2 Kompliziertheit 
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einfache Darstellung    O  komplizierte Darstellung 
kurze, einfache Sätze    O  lange, verschachtelte Sätze 
geläufige Wörter   O   ungeläufige Wörter 
Fachwörter erklärt    O  Fachwörter nicht erklärt 
konkret  O    abstrakt 
anschaulich  O    unanschaulich 
       
Gliederung/Ordnung +2 +1 0 -1 -2 Ungegliederheit/ 
Zusammenhang- losigkeit 
gegliedert  O    ungegliedert 
folgerichtig O     zusammenhanglos, wirr 
übersichtlich   O   unübersichtlich 
gute Unterscheidung von 
Wesentlichem und 
Unwesentlichem 
 O    schlechte Unterscheidung 
von Wesentlichem und 
Unwesentlichem 
roter Faden bleibt 
sichtbar 
 O    roter Faden geht verloren 
       
Kürze/Prägnanz +2 +1 0 -1 -2 Weitschweifigkeit 
zu kurz    O  zu lang 
aufs Wesentliche 
beschränkt 
 O    viel Unwesentliches 
gedrängt   O   breit 
aufs Lehrziel konzipiert   O   abschweifend 
knapp    O  ausführlich 
jedes Wort notwendig   O   vieles weglassbar 
       
Zusätzliche Stimulanz +2 +1 0 -1 -2 Stimulanz fehlt 
anregend   O   nüchtern 
interessant  O    farblos 
abwechslungsreich    O  gleichbleibend neutral 
persönlich    O  unpersönlich  
Einfachheit 
Die Art und Weise der Darstellung scheint ein bisschen zu komplizeirt zu sein. Diese 
Tatsache ist vor allem auf die häufige Verwendung von verschachtelten Sätzen 
zurückzuführen. Es werden eher geläufige Wörter verwendet, wobei auch manche 
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Fachtermini vorhanden sind, die leider nicht erklärt werden und für Laien unter Umständen 
unverständlich sein können. Der Text ist konkret und eher anschulich. 
Gliederung/Ordnung 
Der Text weist eine gute Gliederung auf und ist definitiv folgerichtig. Er könnte dabei jedoch 
etwas übersichtlicher sein. Die Unterscheidung von Wesentlichem und Unwesentlichem 
erfolgt relativ gut und der rote Faden bleibt eher sichtbar. 
Kürze/Prägnanz 
Der Text ist relativ lang, wobei er scheint aufs Wesentliche beschränkt zu sein. Er ist nicht zu 
weit und nicht abschweifend. Er wurde ausführlich formuliert und es ist zu bemerken, dass 
nicht besonders viel weggelassen werden könnte. 
Zusätzliche Stimulanz 
Was zusätzliche Stimulanz angeht, ist der Text nicht besonders anregend, kann aber als 
interessant betrachtet werden. Sein Stil ist neutral und unpersönlich. 
8.1.2. Beispiel 2 (Anhang Beispiel 2 AT) 
Einfachheit +2 +1 0 -1 -2 Kompliziertheit 
einfache Darstellung  O    komplizierte Darstellung 
kurze, einfache Sätze    O  lange, verschachtelte Sätze 
geläufige Wörter  O    ungeläufige Wörter 
Fachwörter erklärt    O  Fachwörter nicht erklärt 
konkret  O    abstrakt 
anschaulich  O    unanschaulich 
       
Gliederung/Ordnung +2 +1 0 -1 -2 Ungegliederheit/ 
Zusammenhang- losigkeit 
gegliedert  O    ungegliedert 
folgerichtig  O    zusammenhanglos, wirr 
übersichtlich   O   unübersichtlich 
gute Unterscheidung von 
Wesentlichem und 
Unwesentlichem 
 O    schlechte Unterscheidung 
von Wesentlichem und 
Unwesentlichem 
roter Faden bleibt 
sichtbar 
  O   roter Faden geht verloren 
81  
       
Kürze/Prägnanz +2 +1 0 -1 -2 Weitschweifigkeit 
zu kurz    O  zu lang 
aufs Wesentliche 
beschränkt 
  O   viel Unwesentliches 
gedrängt    O  breit 
aufs Lehrziel konzipiert    O  abschweifend 
knapp     O ausführlich 
jedes Wort notwendig    O  vieles weglassbar 
       
Zusätzliche Stimulanz +2 +1 0 -1 -2 Stimulanz fehlt 
anregend   O   nüchtern 
interessant  O    farblos 
abwechslungsreich   O   gleichbleibend neutral 
persönlich    O  unpersönlich  
Einfachheit 
Die Art und Weise der Darstellung des Textes ist trotz verschachtelter Sätze relativ einfach. 
Es werden vor allem geläufige Wörter verwendet, wobei auch manche Fachtermini 
auftauchen, die nicht erklärt werden (sie beziehen sich vor allem auf die Rechtsvorschriften). 
Der Text wirkt sehr konret und anschaulich. 
Gliederung/Ordnung 
Der Text ist gut gegliedert und folgerichtig, aber wegen seiner Länge ein bisschen 
unübersichtlich. Die Unterscheidung von Wesentlichem und Unwesentlichem erfolgt relativ 
leicht, wobei der rote Faden nicht ganz gut sichtbar ist. 
Kürze/Prägnanz 
Der Text könnte kürzer sein. Er enthält relativ viel Unwesentliches, das weggelassen werden 
könnte. Er ist sehr ausführlich, relativ breit und etwas abschweifend. 
Zusätzliche Stimulanz 
Der Urteilstext burteile ich als nicht besonders anregend, wobei wegen seines Inhalts kann er 
schon interessant wirken. Er ist eher neutral und unpersönlich. 
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8.1.3. Beispiel 3 (Anhang Beispiel 3 AT) 
Einfachheit +2 +1 0 -1 -2 Kompliziertheit 
einfache Darstellung    O  komplizierte Darstellung 
kurze, einfache Sätze    O  lange, verschachtelte Sätze 
geläufige Wörter   O   ungeläufige Wörter 
Fachwörter erklärt    O  Fachwörter nicht erklärt 
konkret  O    abstrakt 
anschaulich    O  unanschaulich 
       
Gliederung/Ordnung +2 +1 0 -1 -2 Ungegliederheit/ 
Zusammenhang- losigkeit 
gegliedert  O    ungegliedert 
folgerichtig  O    zusammenhanglos, wirr 
übersichtlich    O  unübersichtlich 
gute Unterscheidung von 
Wesentlichem und 
Unwesentlichem 
   O  schlechte Unterscheidung 
von Wesentlichem und 
Unwesentlichem 
roter Faden bleibt 
sichtbar 
   O  roter Faden geht verloren 
       
Kürze/Prägnanz +2 +1 0 -1 -2 Weitschweifigkeit 
zu kurz     O zu lang 
aufs Wesentliche 
beschränkt 
   O  viel Unwesentliches 
gedrängt     O breit 
aufs Lehrziel konzipiert    O  abschweifend 
knapp     O ausführlich 
jedes Wort notwendig    O  vieles weglassbar 
       
Zusätzliche Stimulanz +2 +1 0 -1 -2 Stimulanz fehlt 
anregend   O   nüchtern 
interessant    O  farblos 
abwechslungsreich    O  gleichbleibend neutral 





Die Art und Weise wie der Text dargestellt ist, ist durchaus kompliziert. Seine Autorin bzw. 
sein Autor bedient sich langer und verschachtelter Sätze, was zur Folge hat, dass der Text 
weniger verständlich ist. Es werden meist geläufige Wörter verwendet, wobei die 
Fachtermini, die vorkommen, nicht erklärt werden. Der Text ist zwar konkret, wirkt jedoch 
unanschaulich. 
Gliederung/Ordnung 
Der Text ist nicht schlecht gegliedert und folgerichtig. Wegen seiner Länge ist er aber zu 
einem gewissen Grad unübersichtlich und die Unterscheidung von Wesentlichem und 
Unwesentlichem erfolgt eher schwer, was dazu führen kann, dass der rote Faden verloren 
geht. 
Kürze/Prägnanz 
Der untersuchte Text ist definitiv zu lang und zu breit und enthält relativ viel Unwesentliches 
– Vieles könnte weggelassen werden. Er ist sehr ausführlich und ein bisschen abschweifend. 
Zusätzliche Stimulanz 
Der Text ist nicht anregend und wirkt eher farblos. Sein Stil ist gleichbleibend neutral und 
unpersönlich. 
8.1.4. Beispiel 4 (Anhang Beispiel 4 AT) 
Einfachheit +2 +1 0 -1 -2 Kompliziertheit 
einfache Darstellung    O  komplizierte Darstellung 
kurze, einfache Sätze     O lange, verschachtelte Sätze 
geläufige Wörter    O  ungeläufige Wörter 
Fachwörter erklärt     O Fachwörter nicht erklärt 
konkret  O    abstrakt 
anschaulich  O    unanschaulich 
       
Gliederung/Ordnung +2 +1 0 -1 -2 Ungegliederheit/ 
Zusammenhang- losigkeit 
gegliedert  O    ungegliedert 
folgerichtig  O    zusammenhanglos, wirr 
übersichtlich  O    unübersichtlich 
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gute Unterscheidung von 
Wesentlichem und 
Unwesentlichem 
  O   schlechte Unterscheidung 
von Wesentlichem und 
Unwesentlichem 
roter Faden bleibt 
sichtbar 
 O    roter Faden geht verloren 
       
Kürze/Prägnanz +2 +1 0 -1 -2 Weitschweifigkeit 
zu kurz    O  zu lang 
aufs Wesentliche 
beschränkt 
   O  viel Unwesentliches 
gedrängt    O  breit 
aufs Lehrziel konzipiert   O   abschweifend 
knapp     O ausführlich 
jedes Wort notwendig    O  vieles weglassbar 
       
Zusätzliche Stimulanz +2 +1 0 -1 -2 Stimulanz fehlt 
anregend   O   nüchtern 
interessant  O    farblos 
abwechslungsreich   O   gleichbleibend neutral 
persönlich    O  unpersönlich 
 
Einfachheit 
Die Darstellung des zu besprechenden Texts ist kompliziert. Die Sätze sind extrem lang und 
verschachtelt. Ungeläufige Wörter wreden relativ oft verwendet und die Fachtermini, die im 
Text vorkommen, werden kaum erklärt. Das Urteil wirkt im Allgemeinen konkret und eher 
anschaulich. 
Gliederung/Ordnung 
Der Text ist relativ gut gegliedert, folgerichtig und übersichtlich. Die Unterscheidung von 
Wesentlichem und Unwesentlichem erfolgt nicht ganz einfach, der rote Faden bleibt jedoch 
tritzdem sichtbar. 
Kürze/Prägnanz 
Der Text ist zu lang und enthält viel Unwesentliches. Er ist auch breit, aber nicht 




Der Text ist nicht anregend, aber auf seine Weise interessant, obwohl sein Stil eher neutral 
und unpersönlich ist. 
8.2. Analyse der polnischen zivilrechtlichen Urteile 
 
In diesem Kapitel werden die polnischen zivilrechtlichen Urteile auf ihre Verständlichkeit in 
Anlehnung an die Kriterien des Hamburger Verständlichkeitsmodells analysiert. 
8.2.1. Beispiel 1 (Anhang Beispiel 1 PL) 
Einfachheit +2 +1 0 -1 -2 Kompliziertheit 
einfache Darstellung  O    komplizierte Darstellung 
kurze, einfache Sätze   O   lange, verschachtelte Sätze 
geläufige Wörter  O    ungeläufige Wörter 
Fachwörter erklärt   O   Fachwörter nicht erklärt 
konkret  O    abstrakt 
anschaulich  O    unanschaulich 
       
Gliederung/Ordnung +2 +1 0 -1 -2 Ungegliederheit/ 
Zusammenhang- losigkeit 
gegliedert  O    ungegliedert 
folgerichtig  O    zusammenhanglos, wirr 
übersichtlich  O    unübersichtlich 
gute Unterscheidung von 
Wesentlichem und 
Unwesentlichem 
 O    schlechte Unterscheidung 
von Wesentlichem und 
Unwesentlichem 
roter Faden bleibt 
sichtbar 
 O    roter Faden geht verloren 
       
Kürze/Prägnanz +2 +1 0 -1 -2 Weitschweifigkeit 
zu kurz  O    zu lang 
aufs Wesentliche 
beschränkt 
 O    viel Unwesentliches 
gedrängt   O   breit 
aufs Lehrziel konzipiert   O   abschweifend 
knapp  O    ausführlich 
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jedes Wort notwendig  O    vieles weglassbar 
       
Zusätzliche Stimulanz +2 +1 0 -1 -2 Stimulanz fehlt 
anregend   O   nüchtern 
interessant    O  farblos 
abwechslungsreich     O gleichbleibend neutral 
persönlich     O unpersönlich  
Einfachheit 
Das analysierte Urteil zeichnet sich durch eine einfache Darstellung und Verwndung 
geläufiger Wörter aus. Einzelne Sätze sind nicht zu lang und Fachtermini, die erklärt werden 
müssten, kommen kaum vor. Der Text ist konkret und anschaulich. 
Gliederung/Ordnung 
Der Text ist gut gegliedert, folgerichtig und übersichtlich. Die Unterscheidung von 
Wesentlichem und Unwesentlichem ist in dem Sinne gut gelungen, dass Unwesentliches fast 
nicht auftaucht. Daher bleibt auch der rote Faden sichtbar. 
Kürze/Prägnanz 
Der Text ist kurz, aufs Wesentliche beschränkt, aber nicht gedrängt. Keine nicht relevanten 
Informationen sind im Textfluß zu finden. 
Zusätzliche Stimulanz 
Der Text des Urteils ist auf keinen Fall anregend. Er ist auch nicht interessant, sondern weist 
einen gleichbleibend neutralen und unpersönlichen Stil auf. 
8.2.2. Beispiel 2 (Anhang Beispiel 2 PL) 
Einfachheit +2 +1 0 -1 -2 Kompliziertheit 
einfache Darstellung O     komplizierte Darstellung 
kurze, einfache Sätze O     lange, verschachtelte Sätze 
geläufige Wörter  O    ungeläufige Wörter 
Fachwörter erklärt   O   Fachwörter nicht erklärt 
konkret O     abstrakt 
anschaulich O     unanschaulich 
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Gliederung/Ordnung +2 +1 0 -1 -2 Ungegliederheit/ 
Zusammenhang- losigkeit 
gegliedert O     ungegliedert 
folgerichtig O     zusammenhanglos, wirr 
übersichtlich O     unübersichtlich 
gute Unterscheidung von 
Wesentlichem und 
Unwesentlichem 
 O    schlechte Unterscheidung 
von Wesentlichem und 
Unwesentlichem 
roter Faden bleibt 
sichtbar 
 O    roter Faden geht verloren 
       
Kürze/Prägnanz +2 +1 0 -1 -2 Weitschweifigkeit 
zu kurz  O    zu lang 
aufs Wesentliche 
beschränkt 
 O    viel Unwesentliches 
gedrängt O     breit 
aufs Lehrziel konzipiert   O   abschweifend 
knapp  O    ausführlich 
jedes Wort notwendig O     vieles weglassbar 
       
Zusätzliche Stimulanz +2 +1 0 -1 -2 Stimulanz fehlt 
anregend   O   nüchtern 
interessant    O  farblos 
abwechslungsreich    O  gleichbleibend neutral 
persönlich    O  unpersönlich  
Einfachheit 
Der Text ist sehr einfach dargestellt. Die Sätze sind sehr kurz und einfach. Die verwendeten 
Wörter sind eher geläufig und es kommen fast keine Fachtemini vor, die einer Erklärung 
bedürften. Das Urteil wirkt sehr konkret und anschaulich. 
Gliederung/Ordnung 
Der Text ist sehr stark gegliedert, folgerichtig und übersichtlcih. Das Wesentliche kann vom 




Der Text ist sehr kurz und wirklich aufs Wesentliche beschränkt, weshalb auch gedrängt. Er 
ist ein bisschen knapp und jedes Wort ist dabei unbedingt notwendig – keine Information und 
kein Wort könnte in diesem Fall weggelassen werden. 
Zusätzliche Stimulanz 
Da der Text ausschließlich die notwendigen Informationen enthält, ist er eher farblos, 
gleichbleibend neutral und unpersönlich. Man kann auch nicht sagen, dass er anregend ist. 
8.2.3. Beispiel 3 (Anhang Beispiel 3 PL) 
Einfachheit +2 +1 0 -1 -2 Kompliziertheit 
einfache Darstellung   O   komplizierte Darstellung 
kurze, einfache Sätze    O  lange, verschachtelte Sätze 
geläufige Wörter   O   ungeläufige Wörter 
Fachwörter erklärt    O  Fachwörter nicht erklärt 
konkret  O    abstrakt 
anschaulich  O    unanschaulich 
       
Gliederung/Ordnung +2 +1 0 -1 -2 Ungegliederheit/ 
Zusammenhang- losigkeit 
gegliedert  O    ungegliedert 
folgerichtig  O    zusammenhanglos, wirr 
übersichtlich  O    unübersichtlich 
gute Unterscheidung von 
Wesentlichem und 
Unwesentlichem 
 O    schlechte Unterscheidung 
von Wesentlichem und 
Unwesentlichem 
roter Faden bleibt 
sichtbar 
 O    roter Faden geht verloren 
       
Kürze/Prägnanz +2 +1 0 -1 -2 Weitschweifigkeit 
zu kurz   O   zu lang 
aufs Wesentliche 
beschränkt 
  O   viel Unwesentliches 
gedrängt   O   breit 
aufs Lehrziel konzipiert   O   abschweifend 
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knapp    O  ausführlich 
jedes Wort notwendig  O    vieles weglassbar 
       
Zusätzliche Stimulanz +2 +1 0 -1 -2 Stimulanz fehlt 
anregend   O   nüchtern 
interessant    O  farblos 
abwechslungsreich    O  gleichbleibend neutral 
persönlich    O  unpersönlich 
 
Einfachheit 
Die Art und Weise, wie das Urteil dargestellt wird, ist nicht zu kompliziert. Die einzelnen 
Sätze sind jedoch oft lang und verschachtelt. Ungeläufige Wörter kommen kaum vor, aber 
manche Fachtermini werden nicht erklärt, obwohl es nötig wäre. Im Allgemeinen wirkt der 
Text konkret und anschaulich. 
Gliederung/Ordnung 
Der Text ist gut und übersichtlich gegliedert und folgerichtig. Die Unterscheidung von 
Wesentlichem und Unwesentlichem erfolgt relativ leicht, daher bleibt auch der rote Faden 
sichtbar. 
Kürze/Prägnanz 
Der Text ist kurz, aber nicht gedrängt. Unwesentliche Informationen und Wörter kommen 
eigentlich nicht vor, daher man könnte nicht wirklich viel weglassen; den Text betrachte ich 
jedoch trotzdem als ausführlich. 
Zusätzliche Stimulanz 
Der Text ist nicht anregend. Die verwendeten Formulierungen sind farblos, gleichbleibend 
neutral und unpersönlich. 
8.2.4. Beispiel 4 (Anhang Beispiel 4 PL) 
Einfachheit +2 +1 0 -1 -2 Kompliziertheit 
einfache Darstellung  O    komplizierte Darstellung 
kurze, einfache Sätze   O   lange, verschachtelte Sätze 
geläufige Wörter   O   ungeläufige Wörter 
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Fachwörter erklärt   O   Fachwörter nicht erklärt 
konkret  O    abstrakt 
anschaulich O     unanschaulich 
       
Gliederung/Ordnung +2 +1 0 -1 -2 Ungegliederheit/ 
Zusammenhang- losigkeit 
gegliedert  O    ungegliedert 
folgerichtig  O    zusammenhanglos, wirr 
übersichtlich  O    unübersichtlich 
gute Unterscheidung von 
Wesentlichem und 
Unwesentlichem 
 O    schlechte Unterscheidung 
von Wesentlichem und 
Unwesentlichem 
roter Faden bleibt 
sichtbar 
 O    roter Faden geht verloren 
       
Kürze/Prägnanz +2 +1 0 -1 -2 Weitschweifigkeit 
zu kurz   O   zu lang 
aufs Wesentliche 
beschränkt 
  O   viel Unwesentliches 
gedrängt   O   breit 
aufs Lehrziel konzipiert   O   abschweifend 
knapp   O   ausführlich 
jedes Wort notwendig   O   vieles weglassbar 
       
Zusätzliche Stimulanz +2 +1 0 -1 -2 Stimulanz fehlt 
anregend   O   nüchtern 
interessant   O   farblos 
abwechslungsreich   O   gleichbleibend neutral 
persönlich    O  unpersönlich  
Einfachheit 
Die Darstellung des Urteils ist relativ einfach, die Sätze sind nicht zu lang und die 
verwendeten Wörter grundsätzlich geläufig. Fachtermini kommen kaum vor. Das gesamte 




Der Text ist sehr gut gegliedert, folgerichtig und übersichtlich. Das Wesentliche lässt sich 
vom Unwesetlichen leicht unterscheiden. Auch der rote Faden bleibt sichtbar. 
Kürze/Prägnanz 
Die Länge dieses Textes finde ich angemessen – alle relevanten Informationen sind enthalten, 
aber der Text ist nicht zu breit. Die enthaltenen Informationen sind meiner Meinung nach 
ausführlich. 
Zusätzliche Stimulanz 
Der Text ist weder anregend noch nüchtern, weder interessant noch farblos, weder 
abwechslungsreich noch gleichbleibend neutral und unpersänlich geschrieben. 
8.3. Vergleich der Verständlichkeit der österreichischen und polnischen Urteile  
Am Anfang dieses Unterkapitels möchte ich bemerken, dass die Ergebnisse der obigen 
Analysen als nicht repräsentativ zu betrachten sind, weil die Analysen nur von mir 
durchgeführt wurden. Damit ein objektives Bild der Verständlichkeit der Urteile gewonnen 
werden könnte, müssten an dieser Studie mehrere Personen teilgenommen haben und mehere 
Urteile analysiert werden. Da das Ziel dieser Arbeit jedoch darin besteht, österreichische und 
polnische Urteile zu vergleichen und nicht allgemein geltende Daten zur Verständlichkeit von 
Urteilen zu liefern, betrachte ich die Durchführung der Analyse von einer Person als 
angemessen, da es verglichen werden kann, in wie weit die Verständlichkeit von polnischen 
und österreichischen Urteilen für dieselbe Person veriieren kann. 
Laut Ergebnissen der obigen Studie bestehen im Hinblick auf die Verständlichkeit zwischen 
österreichischen und polnischen zivilrechtlichen Urteilen gewisse Ähnlichkeiten und einige 
Unterschiede. 
Was die Ähnlichkeiten angeht, weisen in der Regel sowohl die österreichischen als auch die 
polnischen Urteile eine gut gegliederte, folgerichtige und übersichtliche Struktur auf. Die 
Unterscheidung von Wesentlichem und Unwesentlichem erfolgte in beiden Fällen 
grundsätzlich leicht und der rote Faden blieb sichtbar. Die untersuchten polnischen und 
österreichischen Urteile haben auch gemeinsam, dass ihr Stil als farblos, neutral und 
unpersönlich empfunden wird. In fast allen Fällen war die verwendete Sprache sehr konkret. 
Die Texte waren auch relativ anschaulich und es wurden selten ungeläufige Wörter 
verwendet. Wenn jedoch Fachtermini vorkamen, wurden sie in der Regel nicht erklärt. 
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Die Unterschiede bestanden vor allem darin, dass die österreichischen Urteile viel länger als 
die polnischen waren, was zur Folge hatte, dass sie auch viel Unwesentliches enthielten, das  
man weglassen könnte, ohne das Verständnis des Textes zu behindern. Diese Tatsache ist 
jedoch meiner Meinung nach darauf zurückzuführen, dass die österreichischen Urteile, wie in 
obigen Kapiteln erwähnt, grundsätzlich immer die Entscheidungsgründe enthalten und die 
polnischen fast nie. Und es waren eben die Texte der Entscheidungsgründe, die für die 
Entstehung dieser Unterschiede verantwortlich waren. Die anderen Teile der Urteile waren 
nämlich mehr oder weniger gleich verständlich. Da den Forschungsgegenstand die gesamten 
Urteilstexte darstellten, konnte darauf in der Studie jedoch kein Rücksicht genommen 
werden. 
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9. Übersetzung eines polnischen Urteils ins österreichische 
Deutsche 





9.1. Auftragssituation und Auftragsanalyse  
Es wird folgendes Szenario angenommen: Es handelt sich um die Übersetzung eines 
Scheidungsurteils. Der Übersetzungsauftrag wird von einer Privatperson erteilt. Laut ihren 
Angaben soll die Übersetzung zu Privatzwecken gebraucht werden, also nicht etwa zur 
Vorlage in einem Prozess oder zur Verwendung vor jeglichen Behörden. Es ist auch bekannt, 
dass der Kunde den Urteilstext in groben Zügen versteht, es wären für ihn jedoch die Details 
interessant. Es ist nicht klar, ob er das Polnische versteht oder sich bloß einschlägiger 
Translationstools bedient hat. Obwohl es nicht explizit ausgesprochen wurde, nehme ich an, 
dass der Kunde über eine juristische Ausbildung bzw. juristische Fachkenntnisse verfügt, 
worauf seine Redeweise hinweist.  
Obwohl der obige Auftrag nicht besonders viel Informationen enthält, weiß die Übersetzerin 
bzw. der Übersetzer, dass ihre bzw. seine Arbeit von keinen gesetzlichen Regeln beschränkt 
wird. Dies ist in dem Sinne sehr wichtig, dass sie bzw. er nach bestem Wissen und Gewissen 
handeln kann, ohne auf jeweilige, häufig das translatorische Handeln negativ beeinflussende 
94  
oder sogar ihm schädigende, Vorschriften Rücksicht nehmen zu müssen, so wie sie z.B. dann 
beachtet werden müssten, wenn eine Übersetzung zur Vorlage in einer Gerichtsverhandlung 
verwendet werden sollte. Die obige Auftragssituation ist daher der im Kap. 4.1. Beschreibung 
der Problematik in Anlehnung an Engberg (1999: 84) dargestellten Situation sehr ähnlich. 
Trotz gewisser übersetzerischer Freiheit soll die dokumentarische Vorgangsweise gewählt 
werden. Elemente der funktionalen Übersetzung können zwar schon geringfügig zur 
Anwendung kommen, man soll jedoch immer darauf Rücksicht nehmen, dass es sich um eine 
Verständnishilfe handelt und um keinen selbständigen Text. Im Hinblick auf die 
Fachkenntnisse des Kunden ist es nicht notwendig, dass jeder Fachbegriff explizit erläutert 
wird, da davon ausgegangen werden kann, dass der Kunde über die Kenntnisse der 
österreichischen Rechtssprache verfügt. Dies erleichtert deutlich die Aufgabe der 
Übersetzerin bzw. des Übersetzers. 
Eine große Erleichterung in diesem Zusammenhang stellt auch die Tatsache dar, dass - wie in 
obigen Kapiteln festgestellt – das österreichische und polnische Rechtssystem nicht nur zu 
derselben Rechtsfamilie sondern auch zu demselben Rechtskreis gehören. Es wurde auch 
festgestellt, dass die österreichischen und polnischen zivilrechtlichen Urteile, insbesondere 
die Scheidungsurteile, eine ähnliche Struktur aufweisen. Auch auf der sprachlichen Ebene 
gibt es keine merkanten Unterschiede. Diese Tatsachen tragen dazu bei, dass dieser Auftrag 
mit relativ wenigen Problemen verbunden sein soll.  
Darüber hinaus können wie uns der in obigen Kapiteln durchgeführten kontrastiven Analyse 
der österreichischen und polnischen Scheidungsurteile bedienen, die mit aller Sicherheit bei 
der Übersetzung sehr hilfreich sein wird. 
 
9.2. Auftragsrelevante Ausgangstextanalyse 
 Als  Ausgangstext  wird  hier  der  Urteilstext  ausgewählt,  der  im  Anhang  unter 





Der  Ausgangstext  stellt  ein  erstinstanzliches  Scheidungsurteil  dar,  das  von  einem Gericht in Polen am 17.07.2005 erlassen wurde.  Es richtet sich  in erster Linie an die Verhandlungsparteien, wobei durch die Tatsache, dass es zur Vorlage bei diversen Behörden und Institutionen verwendet werden kann, lässt sich feststellen, dass auch Drittpersonen, die in einem – wenn auch bloß amtlichen – Verhältnis zu den Verhandlungsparteien stehen. Bei  dem  obigen  Urteil  handelt  es  sich  um  den  informativen  Texttyp  und  was  die Textsorte anbelangt, ist er natürlich ein juristischer Text. Die  Verständlichkeit  des  Urteils  wurde  schon  im  vorigen  Kapitel  besprochen,  zur Erinnerung betone ich nur zusammenfassend, dass das Urteil durch eine übersichtliche Gliederung,  Folgerichtigkeit  und  gleichbleibend  neutrale  und  unpersönliche  Sprache gekennzeichnet  ist. Die Sätze sind  jedoch zu  lang, was Verständnisprobleme zur Folge hat. Das Obige klingt vielleicht nicht besonders anregend,  jedoch aus der Perspektiver der Übersetzerin  /  des  Übersetzers  bedeuten  diese  Informationen,  dass  es  mit  relativ wenigen  Schwierigkeiten  zu  rechnen  ist.  Natürlich  kann man  nicht  sagen,  dass  diese Übersetzung keine Probleme bereiten wird, allerdings befindet sich die Übersetzerin / der  Übersetzer  dieses  Textes  in  einer  viel  besseren  Lage  als  jene/r,  die/der  einen unübersichtlichen  und unlogisch gegliederten Text zu übersetzen hätte.   
9.3. Übersetzung des Urteils ins österreichische Deutsche   Im  Folgenden  werde  ich  den  oben  analysierten  Urteilstext  übersetzen.  Eine Besprechung  des  Übersetzungsprozesses  folgt  im  nächsten  Unterkapitel.  An  dieser Stelle  möchte  ich  nur  auf  die  Tatsache  hindeuten,  dass  ich  die  Struktur  des Ausgangstextes  übernehme  (  dokumentarische  Übersetzung),  daher  wird  die Übersetzung, so wie auch der Ausgangstext, aus zwei Seiten bestehen.  
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Geschäftszahl IRC 193/04 
IM NAMEN DER REPUBLIK POLEN 
Am 14. Juli 2005 
 
Kreisgericht in Bielsko-Biała, I Abteilung für Zivilrechtssachen 
hat durch den Vorsitzenden: Richter des Kreisgerichts ____________ 
im Beisein 
der Schöffen: ___________________ 
und des Schriftführers: Sekretär  ___________________ 
in der Rechtssache der klgenden Partei _______ wider die beklagte Partei _____ wegen 
Ehescheidung nach durchgeführter mündlicher Verhandlung vom 14. Juli 2005 in Bielsko-
Biała zu Recht erkannt: 
1/  Die zwischen der klagenden Partei ___________, geborene ___________ und der 
beklagten Partei ___________ am 30.06.1984 vor dem Standesamt in Bielsko-Biała 
geschlossene Ehe, eingetragen im Familienbuch unter Nr. _______, wird durch Scheidung 
aufgelöst. 
2/ Die Obsorge für die minderjährigen Kinder der Parteien: _____ geb. 26.10.1987 
und _____ geb. 26.03.1991 in Bielsko-Biała wird der klagenden Partei überlassen. Das 
Obsorgerecht der beklagten Partei wird auf ein Mitentscheidungsrecht über wichtige 
Angelegenheiten bezüglich der Kinder eingeschränkt. 
3/ Die Kosten der Erziehung und Verpflegung der minderjährigen Kinder haben beide 
Parteien zu tragen. Aus diesem Grund hat die beklagte Partei zugunsten des minderjährigen 
_____ Unterhalt in der Höhe von 1,500 PLN monatlich und zugunsten des minderjährigen 
______ Unterhalt in der Höhe von 1,000 PLN monatlich, also insgesamt einen monatlichen 
Unterhaltsbeitrag von 2,500 PLN (Zweitausendfünfhundert PLN), fällig am 10. eines jeden 
Kalendermonats zu Handen der klagenden Partei _____ zu leisten. Im Falle eines 
Zahlungsverzugs eines jeden monatlichen Unterhaltsbeitrags hat die beklagte Partei 
gesetzliche Zinsen zu zahlen. Die Unterhaltspflicht der beklagten Partei entsteht mit der 
Rechtskraft des Urteils. 
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4/ Es wird eine endgültige Gerichtsgebühr in der Höhe von 1.500 PLN festgelegt. 
Nach Anrechnung der von der klagenden Partei bereits entrichteten vorläufigen 
Gerichtsgebühr in der Höhe von 250 PLN wird der beklagten Partei aufgetragen, den 
fehlenden Betrag von 1.250 PLN zugunsten der Fiskuskasse /des Kreisgerichts in Bielsko-
Biała/ zu entrichten.  
 
5/ Die beklagte Partei hat der klagenden Partei Prozesskosten in der Höhe von 250 
PLN zurückzuerstatten. Darüber hinausgehende Prozesskosten werden erlassen. 
 
Schöffe    Vorsitzender    Schöffe 
 
     Für die Übereinstimmung der Kopie mit dem Original: 
Sekretariatsleiter: unleserliche Unterschrift e.h. 
Siegel des Kreisgerichts 
 
In Rechtskraft erwachsen 
Bielsko-Biała, am 17.08.2005. 
Vorsitzender: unleserliche Unterschrift e.h. 
 
Siegel des Kreisgerichts 
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9.4. Besprechung der Übersetzung 
 
Die obige Übersetzung stellt ein Beispiel für eine  interlinguale Übersetzung (vgl. 
Wiesmann 2004: 71) dar. Es wird zwischen zwei Sprachen und zwei Rechtsordnugen 
übersetzt, wobei es sich  - wie schon festgestellt – um  die gleiche Rechtsfamilie und den 
gleichen Rechtskreis handelt. Aus diesem Grund hat die Suche nach einschlägigen 
Äquivalenten nicht besonders viele Probleme bereitet. 
Obwohl die Übersetzung eine primär dokumentarische sein soll (sie soll als eine 
Verständnishilfe dienen), habe ich mich auf die Einsetzung einiger funktionell-
übersetzerischen Elemente entschieden. Dies bezieht sich vor allem auf die Beachtung 
einschlägiger Textsortenkonventionen und die Verwendung von Paralleltexten. Meine 
Absicht war, die Makrostruktur des Ausgangstextes in den Zieltext zu übernehmen 
(dokumentarischer Vorgang) und die Mikrostruktur des Zieltextes an die Zielsprache und –
kultur anzupassen (funktioneller Vorgang). Dabei war der im Kapitel 6 dargestellte 
Textprototyp des Scheidungsurteils nach Krzysztoforska-Weisswasser sehr hilfreich. Der größte mikrostrukturelle Unterschied zwischen dem Ausgangs‐ und Zieltext besteht darin,  dass  der  Ausgangstext  zu  lange,  verschachtelte  Sätze  enthält,  während  der Zieltext  sich  aus  mehreren  kürzeren  Sätzen  zusammensetzt.  Dies  geht  auf  zwei Tatsachen  zurück:  ich  wollte  den  Zieltext  an  die  österreichischen Textsortenkonventionen  anpassen  und  ihn  verständlicher  als  den  Ausgangstext gestalten.  Was  die  konkreten  Übersetzungsmethoden  anbelangt,  ergaben  sich  eigentlich  keine merkanten Probleme, wobei die Suche nach Äquivalenten der einzelnen Rechtsbegriffen viel  Zeit  und  Energie  in  Anspruch  nahm,  weil  ich  rechtsvergleichende  Maßnahmen ergreifen musste. Wegen der Angehörigkeit der beiden Rechtsordnungen zum gleichen Rechtskreis waren  ihre Ergebnisse  jedoch  zufriedenstellend. Dabei möchte  ich darauf aufmerksam machen,  dass  ich mittels  Verfremdung  auf  einige Unterschiede  zwischen den  beiden  Rechtsordnungen  hindeutete.  Ich  habe  z.B.  sąd okręgowy mit Kreisgericht 
(das es in Österreich nicht gibt) übersetzt, und zwar um die Tatsache hervorzuheben, dass die 
Gerichtssystem in Polen dem österreichischen nicht ident ist. 
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Zu bemerken ist auch, dass die Form der Übersetzung in Anlehnung an die Skopostheorie 
von Reiß/Vermeer der Auftragssituation entspricht. Der Zieltext wird zu Privatzwecken des 
Kunden angefertigt, daher müssen keine formellen Voraussetzungen erfüllt werden. Die 
Übersetzerin bzw. der Übersetzer erfreut sich bei solchem Auftrag einer gewissen Freiheit, 
die ihr bzw. ihm erlaubt, sich auf die Erfüllung des Auftrags nach nach gutem Wissen und 
Gewissen und in Übereinstimmung mit ihrer bzw. seiner Fachausbildung zu konzentrieren.  
Um zusammenzufassen möchte ich bemerken, dass die Übersetzung des obigen Texts 
ziemlich lang dauerte und mühsam war, obwohl er relativ kurz war. Diese Tatsache ist darauf 
zurückzuführen, dass man sich auf eine solche Übersetzung angemessen vorbereiten muss. 
Solche Vorbeireitung bezieht sich nicht nur auf Recherchen, Erstellung von 
Terminologielisten, Überprüfung von einschlägigen Textsortenkonventionen usw., sondern 





Übersetzen von Rechtstexten stellt eine der anspruchsvollsten Arten der Übersetzung 
dar und ist mit vielen Herausforderungen verbunden, die auschließlich bei dieser 
Übersetzungsart zu überwinden sind.   
Die größte dieser Herausforderungen besteht in der Tatsache, dass die Übersetzerinnen und 
Übersetzer von Rechtstexten gleichzeitig als Rechtsvergleicherinnen bzw. Rechtsvergleicher 
agieren müssen. Dies ist in dem Sinne problematisch, dass diese Tätigkeit fachliche 
Rechtskenntnisse erfordert, deren man sich kurzfristig nicht aneignen kann. 
Darüber hinaus sind bei der Übersetzung von Rechtstexten eingie Grundprinzipen unbedingt 
zu beachten. Zu diesen zählen u.a.: das Relevanzprinzip, das Funktionalitätsprinzip, das 
Übersetzungsprinzip des gemeinsamen Minimums und das Prinzip der explikativen 
Übersetzung.  
Ein besonderer Typ des Rechtstextes, der im Rahmen dieser Arbeit analysiert wurde, stellt 
das zivilrechtliche Urteil dar. Das österreichische und polnische Recht sieht bei dieser Art 
von Urteilen ähnliche Elemente vor. Der größte Unterschied besteht hier darin, dass das 
österreichische Urteil im Gegensatz zum polnischen die Entscheidungsgründe grundsätzlich 
immer zu enthalten hat. 
Die Makrostruktur der österreichischen und polnischen Urteile sieht grundsätzlich gleich aus. 
Ihre Mikrostruktur ist auch ähnlich: es herrschen Nominalstil, Passivkonstruktionen und 
unpersönlicher, neutraler Stil. 
Was die Verständlichkeit der Urteile betrifft, sind die polnischen zivilrechtlichen Urteile 
geringfügig verständlicher als die österreichischen, was jedoch auf die Tatsache zurückgeht, 
dass die österreichischen grundsätzlich immer die Entscheidungsgründe beinhalten, die 
ausführlich und oft kompliziert formuliert sind. 
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Mit Mahnklage vom 17.06.2009 begehrte die klagende Partei
die Zahlung von ! 13,- für einen erlittenen Vermögensschaden
und ! 100,- Schadenersatz wegen persönlicher Beeinträchtigung.
Die klagende Partei brachte dazu vor, dass die beklagte
Partei am 01.04.2009 im Hypogroup Arena-Stadion in Klagenfurt
das Fußball-Länderspiel Österreich - Rumänien veranstaltet
habe. Dabei habe die beklagte Partei entgeltliche
Eintrittskarten aufgelegt, wobei sie zwischen Vollpreiskarten,
ermäßigten Karten und Karten für Kinder bis 12 Jahre
unterschieden habe. Ermäßigungen hätten unter anderem auch für
Jugendliche, Studenten, Pensionisten, Behinderte,
Präsenzdiener und Damen gegolten. Um das Fußball-Länderspiel
von einem Sitzplatz im „Sektor Ost“ mitverfolgen zu können,
habe die klagende Partei ein Vollpreisticket um ! 28,-
erwerben müssen, da sie keines der Kriterien für den Erwerb
einer ermäßigten Karte erfüllt habe.  Die klagende Partei habe
auch zwei volljährige Neffen zu dem Spiel eingeladen, daher
habe sie bei der Ticket-Vorverkaufsstelle am 18.030.2009 für
drei Tickets (OST Oberrang, Reihe 29, Plätze 23-25) je ! 28.-
bezahlt, insgesamt somit ! 84,-. Frauen hätten bei dieser
Veranstaltung für die gleiche Sitzplatzkategorie nur den
ermäßigten Kartenpreis von ! 15,- zahlen müssen.  
Für ein und dieselbe Leistung hätten daher Männer mehr zu
zahlen gehabt als Frauen. Das einzige Kriterium für die
unterschiedlichen Preisgestaltung sei das Geschlecht gewesen.
Bei einer Gleichbehandlung von Männern und Frauen hätte auch
die klagende Partei die gleich günstige Behandlung erfahren
und  ! 13,- weniger bezahlen müssen. Die beklagte Partei habe
somit gegen das gesetzliche Gebot, dass aufgrund des
Geschlechtes niemand unmittelbar oder mittelbar beim Zugang zu
oder bei der Versorgung mit Gütern und Dienstleistungen, die
der Öffentlichkeit zur Verfügung stehen, diskriminiert werden
dürfe, rechtswidrig und schuldhaft verstoßen. Der klagenden
Partei sei daraus ein Schaden entstanden. Bei der nur aufgrund
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des Geschlechtes differenzierenden Preisgestaltung handle es
sich um eine unmittelbare Diskriminierung, welche durch kein
legitimes Ziel gerechtfertigt und nicht zur Erreichung eines
etwaigen Zieles angemessen und erforderlich sei. 
Der Senat III der Gleichbehandlungskommission habe in
seinem Gutachten gemäß § 11 GBK/GAW - Gesetz in seinem II.
Thema am 08.01.2009 festgehalten, dass unterschiedliche
Vergünstigungen für Frauen und Männer bei
Freizeiteinrichtungen eine unmittelbare Diskriminierung
darstellen würden. Wirtschaftliche Gründe und
Marketingstrategien könnten kein legitimes Ziel im Sinne des §
40d GlBG sein, die eine Geschlechterdiskriminierung bei
Freizeiteinrichtungen rechtfertigen könnten. Unterschiedliche
Fallkonstellationen seien zwar denkbar, eine unterschiedliche
Preisgestaltung bzw. unterschiedliche Vergünstigungen für
Frauen und Männer könnten bei  solchen Fallkonstellationen
aber keinesfalls ein solches Mittel sein, um zur Förderung von
stereotypen Geschlechterverhalten beizutragen. Demgemäß habe
die klagende Partei Anspruch auf Ersatz des Vermögensschadens
von ! 13,- und eine Entschädigung für die erlittene
persönliche Beeinträchtigung von ! 100,-.
Am 13.05.2009 habe die klagende Partei die beklagte Partei
per Faxschreiben aufgefordert, ihr den Schaden zu ersetzen.
Dieser Aufforderung sei die beklagte Partei aber nicht
nachgekommen und habe die Forderung unter Hinweis auf die beim
Verfassungsgerichtshof anhängigen Klage gemäß Art 137 B-VG
aufgrund der im Jahr 2008 erlittenen unsachlichen
Diskriminierung durch den ÖFB abgelehnt. 
Auf ein Aufforderungsschreiben vom 26.02.2008 hinsichtlich
des Verfahrens vor dem Verfassungsgerichtshof habe die
beklagte Partei geantwortet, dass der ÖFB ermäßigte
Damenkarten auflege, um durch die Förderung von Damenbesuchen
den Fußball auf eine breitere Basis zu stellen. 
Im Verfahren vor dem Verfassungsgerichtshof habe die
Finanzprokuratur als Vertreterin der Republik Österreichs in
ihrem Schriftsatz vom 29.01.2009 den (Schaden-)Ersatzanspruch
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unter anderem damit bestritten, dass zwar eine direkte
Ungleichbehandlung eingeräumt werde, aber dies durch ein
legitimes Ziel gerechtfertigt sei und die Mittel zur
Erreichung dieses Ziels angemessen und erforderlich seien. Das
Ziel, Fußball als Massensport allen gesellschaftlichen Gruppen
anzubieten, erscheine legitim. Man könne erwarten, dass durch
diese Maßnahme mehr Frauen Fußballspiele besuchen, daher sei
sie auch zur Zielerreichung geeignet. In diesem Zusammenhang
sei auf statistisch erwiesene Einkommensunterschiede zwischen
Mann und Frau hingewiesen worden. Preisreduktionen seien
geeignet, vorhandene Interessen von Frauen am Fußballsport zu
verstärken und durch die vermehrte Teilnahme von Frauen an
Fußballveranstaltungen überkommene Vorurteile zu beseitigen
und die herkömmliche Rollenverteilung zwischen Männern und
Frauen zu verändern. Weiters sei die Verursachung eines
Schadens bestritten worden, weil die klagende Partei auch bei
Nichtgewährung des Damenrabattes den Vollpreis hätte zahlen
müssen. 
 Die klagende Partei könne diesen Ausführungen nicht
folgen, da die beklagte Partei nichts zu verschenken hätte,
sondern vielmehr den Zweck verfolge, das Stadion zu füllen.
Nach Auffassung der beklagten Partei könne dieser Zweck nur
mit einer Preisreduktion erreicht werden. Bei
gesetzeskonformen Verhalten hätten daher auch Männer die
selben Ermäßigungen bekommen müssen. 
Die Ungleichbehandlung von Frauen und Männern hinsichtlich
der unterschiedlichen Eintrittspreise sei kein angemessenes
und erforderliches Mittel um das Ziel, den Frauenanteil der
Matchbesucher zu erhöhen, um das Interesse der Frauen am
Fußball durch Zusehen und in weiterer Folge durch aktive
Ausübung zu verstärken,  zu erreichen.
Erschöpfe sich das Ziel schon dadurch, den Frauenanteil
der Zuseher eines Spieles zu erhöhen, wäre das Ziel nicht
legitim, da bisher Frauen sowie Männer objektiv die gleichen
Chancen hatten, ohne Diskriminierung Eintrittskarten zu
erwerben. Andere Faktoren würden den geringen Frauenanteil der
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Besucher bei Fußballspielen eher beeinflussen. Das Interesse
an diesem Sport sei bei Männern einfach weiter verbreitet,
fußballinteressierte Frauen hätten auch schon ohne
Ermäßigungen Spiele besucht. Es liege auch kein
repräsentatives Untersuchungsergebnis vor, welches die
Erhöhung des Frauenanteiles der Besucher eines Länderspiels
durch ermäßigte Ticketpreise bestätigen könne. Nicht
unterschätzt werden dürfte die Abneigung vieler Frauen gegen
die allseits bekannten „Begleiterscheinungen“ eines
Fußball(länder)spiels. Diese würden durch den auffälligen
harten Kern der Fangruppen aber auch durch „normale“ Fans
verursacht. Frauen würden eher durch lautstarke Gesänge nicht
salonfähigen Inhalts, Gegröle, Drängeleien, Anpöbelungen und
Schlägereien vom Besuch eines Fußballspiels abgehalten als
durch reguläre Kartenpreise. Weiters würden Frauen einen
höheren Hygienestandard voraussetzen als Männer. Wolle man den
Frauenanteil unter den Besuchern erhöhen bzw. gleichsetzen,
hätte man die Eintrittskarten in den jeweiligen Kategorien zum
jeweils gleichen Preis je zur Hälfte Frauen und Männern
anbieten können. Dies hätte keinen Mehraufwand verursacht,
hätte aber vermutlich dazu geführt, dass das Stadion nur zu
zwei Dritteln gefüllt gewesen wäre. Dies sei der beklagten
Partei bewusst gewesen. Hätte man den Erwerb der
Eintrittskarten dann in einer letzten Phase vor dem Spiel für
jedermann ermöglicht, wären diese wiederum vornehmlich von
Männern gekauft worden. Die Zuschaueraufteilung wäre die
gleiche gewesen, aber ohne Ungleichbehandlung und damit ohne
Vermögensschaden  für Männer. Mangelndes Interesse der Frauen
am Fußballsport könne nicht durch einmalige, punktuelle
Maßnahmen ersetzt werden. Vielmehr könne man den Frauenanteil
unter den Besuchern sukzessive erhöhen, beseitige bzw. lindere
man die negativen Begleiterscheinungen einer
Fußballveranstaltung und erfülle die Atmosphäre-, Sicherheits-
und Sauberkeitserwartungen der Frauen. Diese vornehmlich
organisatorisch erforderlichen Maßnahmen wie erweiterte
Kontrollen und Überwachungen, höherer Reinigungsaufwand, mehr
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WCs, Frauensektoren, -parkplätze und -eingänge könnten nicht
durch untaugliche und diskriminierende Preisgestaltung erspart
werden. 
Verstehe man das Ziel, Fußball auf eine breitere Basis
stellen zu wollen auch dahingehend, dass die aktive Ausübung
durch Frauen gefördert werden solle, erweise sich die
gegenständliche Ungleichbehandlung als gänzlich untauglich.
Der seit 1982/83 in Österreich unter der Obhut der Beklagten
ausgetragene Frauen-Klubfußball friste seit Jahrzehnten ein
„Mauerblümchen-Dasein“, obwohl die unterschiedliche
Preisgestaltung „keine Erfindung des dritten Jahrtausends“
sei. Um die Existenz eines ÖFB-Stiegl-Ladies-Cup wüssten nur
Insider. In Deutschland hingegen trage man das Cup-Finale der
Frauen unmittelbar vor dem Herren-Finale im Berliner
Olympiastadion aus und übertrage es im Fernsehen. Zur
Erreichung dieses Ziels müsse man die Präsenz des sehr wohl
von einer erheblichen Anzahl von Frauen ausgeübten Sportes in
den Medien steigern und die Ausübung in der Schule
beispielsweise durch eine Schülerliga oder diverse
Pokalbewerbe für Mädchen massiv fördern. Damit hebe man das
Prestige dieser Sportart und locke Sponsoren, eine der
wesentlichsten Triebfedern der Entwicklung, an. Die ermäßigten
Eintrittskarten für Frauen würden sich hingegen als nicht
hilfreich erweisen. 
Die Auffassung, die Zusammenrottung von erfahrungsgemäß
männlich gewaltgeneigten Fangruppen, könne man durch eine
„Durchmischung“ des Publikums erschweren, sei blauäugig und
hilflos. Genau dies seien die Umstände, die Frauen vom
Stadionbesuch abhalten würden. Ermäßigte Preise lockten Frauen
nicht an, um Sicherheitsaufgaben der Polizei kostengünstig und
auf eigene und vorhersehbare Gefahr zu erfüllen. Die
Auffassung, gewaltgeneigte Fangruppen ließen sich von ein paar
Frauen von ihren üblichen Verhaltensweisen abhalten,
widerspräche der Lebenserfahrung und sei geradezu weltfremd
und gefährlich. Auch statistische Einkommensunterschiede
könnten die gegenständliche unterschiedliche Preisgestaltung
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nicht rechtfertigen, da einem hohen Anteil der tatsächlichen
Besucher ein geringeres Einkommen zur Verfügung stehe, als das
jeweilige statistische Durchschnittseinkommen. Es käme erst
Recht zu einer Benachteiligung, weil vor allem jene Männer
diskriminiert würden, die sogar über ein geringeres
Durchschnittseinkommen verfügten als Frauen. Die
unterschiedliche Preisgestaltung sei daher ein für die
Erreichung des angeblichen Zieles weder angemessen noch
erforderliches Mittel. Im Gegenteil habe der Generaldirektor
der beklagten Partei, Herr Alfred Ludwig, als Zeuge beim
Verfassungsgerichtshof angegeben, dass die Stadien leer
bleiben würden, würde die beklagte Partei auf ihre Preise
bestehen. Weiters habe er angegeben, dass sie um jeden
Zuschauer kämpfen würde, damit die Nationalmannschaft
„attraktiv und leistbar“ bleibe. 
Zur Preisgestaltung bei Spielen der österreichischen
Frauennationalmannschaft habe er hingegen angegeben, dass die
beklagte Partei Minimalbeträge verlangen würde und froh um
jeden Zuschauer wäre. Es gäbe auch keine ermäßigten Karten.
Die geforderte Gleichstellung bedeute nicht das
„Unterlassen“ der ermäßigten Ticketpreise, vielmehr die
gleiche Ermäßigung der Ticketpreise für Frauen und Männer, da
nach Auffassung der beklagten Partei offenbar nur der reguläre
Ticketpreis die Frauen abhalte, Fußball(länder)spiele zu
besuchen. Zudem folge aus einer unsachlichen
Ungleichbehandlung bei den Gehältern nicht,  dass,   weil bei
einer Gleichbehandlung alle Arbeitnehmer den niedrigeren
Gehalt bezogen hätten, einem benachteiligten Arbeitnehmer
nicht doch der Differenzschaden zu ersetzen sei.
Die klagende Partei habe die beklagte Partei schon im Jahr
2008 auf die Rechtswidrigkeit ihrer unterschiedlichen
Preisgestaltung hingewiesen. Die beklagte Partei habe ihr
Verhalten aber beharrlich und die Rechtswidrigkeit in Kauf
nehmend fortgesetzt. Mittlerweile habe sie aber die
unterschiedlichen Preise für „Damen“ und „Herren“ aufgegeben.
Dies dränge Rückschlüsse auf die Ernsthaftigkeit der von der
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beklagten Partei zur offiziellen Begründung der
Diskriminierung bemühten „Argumente“ auf.
Ergänzend brachte die klagende Partei in der Verhandlung
am 18.12.2009 vor, dass es sich bei der beklagten Partei um
einen ideellen Verein handle. Gemäß § 1 Vereinsgesetz dürfe
die beklagte Partei als ideeller Verein nicht auf Gewinn
gerichtet sein. Dies bedeute aber nicht, dass ideelle Vereine
kein Unternehmen betreiben dürften, sondern nur, dass sie
nicht darauf abzielen dürften, durch gemeinschaftliche
Tätigkeit einen Gewinn zu erwirtschaften, der sodann auf ihre
Mitglieder oder auf dritte Personen aufgeteilt würde oder nur
eine Erwerbstätigkeit anderer Personen  ermöglichen solle. Die
Gemeinnützigkeit diene ausschließlich dazu, dem Verein die in
verschiedenen Abgabegesetzen enthaltene Befreiung und sonstige
abgabenrechtliche Begünstigungen zu ermöglichen. Damit wäre
eine Befreiung der begünstigten Körperschaft von der
Einhaltung der Rechtsordnung bei der Durchführung ihrer
unternehmerischen Tätigkeiten, insbesondere bei der Erbringung
ihrer Dienstleistungen nicht verbunden. Gemeinnützig seien
gemäß § 35 BAO solche Zwecke, durch deren Erfüllung die
Allgemeinheit gefördert werde, etwa die Berufsausbildung bzw.
-fortbildung oder Sport. Im Zuge der gegenständlichen
Veranstaltung sei die beklagte Partei unternehmerisch tätig
gewesen und habe damit bei Erbringung ihrer Dienstleistung
auch die Rechtsordnung, insbesondere das Gebot der
Gleichbehandlung und das Verbot der Diskriminierung,
einzuhalten. Die beklagte Partei gestehe selbst in ihrem
Schriftsatz zu, dass das gegenständliche Mittel nur eines
unter vielen sei um den angeblichen Zweck zu erreichen. Daraus
folge, dass das Mittel weder angemessen noch erforderlich
gewesen sei um diesen Zweck zu erreichen. Dieser hätte auch
durch nicht diskriminierende Mittel erreicht werden können.
Die beklagte Partei erhob Einspruch gegen den
Zahlungsbefehl und brachte dazu im Wesentlichen vor, dass das
Klagebegehren dem Grunde und der Höhe nach nicht zurecht
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bestehe. Weiters brachte sie im vorbereitenden Schriftsatz vom
3.11.2009 vor, dass es sich bei der beklagten Partei nicht um
einen privatwirtschaftlichen Fußballverein im Sinne eines
primär auf Gewinn abzielenden Unternehmens, sondern um „die
politisch und religiös neutral gemeinnützige Vereinigung der
Fußball-Landesverbände der Republik Österreich und der
Österreichischen Fußball-Bundesliga als Dachverband“ handle.
Zweck dieses gemeinnützigen Vereins sei insbesondere die
„Förderung, Beaufsichtigung und Regelung des Fußballsports in
Österreich unter Befolgung der Spielregeln des International
Football Association Board (IFAB) sowie unter Beachtung der
Grundsätze der Loyalität, Integrität und sportliche Gesinnung
als Ausdruck von Fair Play“. Die beklagte Partei verfolge
gerade auch das Ziel, das Interesse von Frauen am Fußball,
sowohl in aktiver als auch in passiver Rolle, zu fördern.
Dahinter würden keine wirtschaftlichen Gründe oder
Marketingstrategien stehen. Es existiere bei der beklagten
Partei  eine eigenen Kommission für Frauenfußball, in welcher
speziell die Belange von weiblichen Fußballinteressierten
wahrgenommen und vertreten würden. Ein Mittel (unter vielen)
zur Erreichung des erklärten Zieles der beklagten Partei, das
Interesse von Frauen  am Fußball generell und damit deren
Gleichstellung zu fördern, stelle die Bereitstellung
ermäßigter Eintrittskarten für Frauen zu Fußball-Länderspielen
des österreichischen Nationalteams dar. Diese Vorgehensweise
stelle gemäß § 40d GlBG keine Diskriminierung dar, weil sie
durch ein rechtmäßiges Ziel gerechtfertigt sei und die Mittel
zur Erreichung dieses Ziels angemessen und erforderlich seien.
Gegen diese Ansicht spreche auch das Gutachten des Senats III
der Gleichbehandlungskommission nicht. Darin heiße es, dass
die Komplexität dieser Fragestellung in Bezug auf die
vielfältigen möglichen Konstellationen sowie die
unterschiedlichen Motive, die hinter solchen „Vergünstigungen“
stehen, nicht außer Acht gelassen werden dürften. Es könne
daher auch nicht ausgeschlossen werden, dass
Einzelfallprüfungsergebnisse auf Grund unterschiedlichster
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Variablen andere Schlussfolgerungen nach sich ziehen könnten.
Die Gleichbehandlungskommission habe ihre Rechtsansicht darauf
gestützt, dass allein wirtschaftliche Gründe und
Marketingstrategien kein legitimes Ziel im Sinne des § 40d
GlBG sein könnten, um eine Geschlechterdiskriminierung bei
Freizeiteinrichtungen zu rechtfertigen. Im gegenständlichen
Fall seien dies jedoch nicht die primären Ziele der beklagten
Partei, sodass die Bereitstellung von ermäßigten
Eintrittskarten für Frauen gemäß § 40d GlGB keine
Diskriminierung darstelle. Dies umso mehr, weil es sich bei
der beklagten Partei um einen gemeinnützigen Verein handle,
dessen Tätigkeit in erster Linie nicht auf Gewinn gerichtet
ist, sodass im Hinblick auf das Gleichbehandlungsgebot eine
andere Beurteilung als bei einem gewinnorientiertem
Unternehmen geboten sei. Weiters bestritt die beklagte Partei,
dass der klagenden Partei eine Entschädigung für die angeblich
erlittene persönliche Beeinträchtigung in Höhe von ! 100.-
zustehen würde.
In der mündlichen Verhandlung vom 18.12.2009 brachte die
beklagte Partei weiters vor, dass Frauen aufgrund der
Einkommensschere am Arbeitsmarkt tendenziell über ein
geringeres Einkommen verfügten als Männer. Die Bereitstellung
von ermäßigten Eintrittskarten für Frauen zu
Fußballländerspielen der österreichischen Nationalteams stelle
eine Maßnahme dar, die diese Beeinträchtigung aufgrund des
Geschlechtes ausgleiche und dadurch die Gleichstellung von
Mann und Frau fördere. Gemäß § 40e GlBG würden Maßnahmen zur
Förderung der Gleichstellung mit denen Benachteiligungen
aufgrund des Geschlechts ausgeglichen werden, nicht als
Diskriminierung im Sinne dieses Gesetzes gelten, sodass dem
Kläger auch kein auf das Gleichbehandlungsgesetz gestützter
Anspruch gegen die beklagte Partei zustehe.
In der mündlichen Verhandlung vom 18.12.2009 stellten die
Parteien außer Streit, dass der Eintrittspreis für die Karten
für Frauen um ! 13.- niedriger war als jener für
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Eintrittskarten für Männer in der vom Kläger gewählten
Kartenkategorie.
Beweis wurde erhoben durch Einsichtnahme in den
Vereinsregisterauszug (Beilage ./A), Preisliste für
Eintrittskarten des Länderspiels Österreich - Rumänien
(Beilage ./B), Zahlungsbeleg für die Eintrittskarten (Beilage
./C), Schreiben vom 13.05.2009 (Beilage ./D), Schreiben vom
18.05.2009 (Beilage ./E), Gutachten der
Gleichbehandlungskommission (Beilage ./F), Schreiben des ÖFB
vom 26.2.2008 (Beilage ./G), Auszug aus der Webseite des ÖFB
(Beilage ./H), Auszug aus der Webseite des ÖFB (Beilage ./I),
Auszug aus der Webseite des ÖFB betreffend das Länderspiel
Österreich - Kamerun (Beilage ./J) und Vernehmung des Zeugen
Dr. Thomas Hollerer und des Klägers.
Folgender Sachverhalt wurde festgestellt:
Bei der beklagten Partei handelt es sich um einen im
Vereinsregister eingetragenen gemeinnützigen Verein. Die
klagende Partei kaufte am 18.03.2009 Eintrittskarten für das
von der beklagten Partei am 01.04.2009 im Rahmen der
FIFA-WM-Qulifikation veranstaltete Fußballländerspiel
Österreich - Rumänien in der Hypo Group Arena in Klagenfurt.
Die beklagte Partei bot für diese Veranstaltung
Vollpreiskarten, ermäßigte Karten und Karten für Kinder bis 12
Jahren an. Ermäßigte Karten galten dabei für Damen,
Jugendliche, Studenten, Pensionisten, Behinderte und
Präsenzdiener. Die klagende Partei erwarb die Eintrittskarten
für die Sitzplatzkategorie „Sektor Ost“ zum Vollpreis von je !
28,-.  Die ermäßigten Eintrittskarten für Damen kosteten in
derselben Sitzplatzkategorie nur ! 15,-. 
Die beklagte Parei hat aus zwei Gründen ermäßigte
Eintrittskarten für Damen verkauft. Dies einerseits, weil es
für Damen immer schon schwieriger war, im Fußballsport Fuß zu
fassen, dies sowohl als Besucher von Fußballspielen als auch
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als aktiver Teilnehmer am Fußballsport. Durch die Maßnahme
sollte somit das Interesse der Frauen am Fußballsport erhöht
werden. Der zweite Grund waren die statistisch geringeren
Einkommensverhältnisse bei Frauen als bei Männern. Die
beklagte Partei hat bis 2009 etwa zwei bis drei Jahre lang
ermäßigte Eintrittskarten für Damen angeboten. Dabei ist der
Damenanteil bei den Besuchern leicht um etwa 10-15% jährlich
gestiegen, wobei regionale Schwankungen zu berücksichtigen
sind. Der höchste Damenanteil an den Besuchern eines
Länderspiels lag dabei bei 6,57% beim Fußballländerspiel gegen
Malta am 30.5.2008. Die beklagte Partei versucht auch durch
andere Maßnahmen den Damenfußball zu fördern, wie etwa
Etablierung einer Schülerliga für Mädchen, bewusste Abgrenzung
des Cupendspiels vom Herrn-Bundesligaendspiel, Förderungen für
Vereine, die Damenmannschaften bilden und Erleichterungen bei
den Altersgrenzen bei Nachwuchsmannschaften. Die Anzahl der
aktiven Spielerinnen stieg in den letzten vier Jahren von ca.
4.000 auf ca. 9.000, die der reinen Damenmannschaften wurde
von 103 auf 257 mehr als verdoppelt.
Am 13.05.2009 forderte die klagende Partei die beklagte
Partei auf, den ihr durch den höheren Eintrittspreis
entstandenen Schaden in der Höhe von ! 13,- zu ersetzen. Die
beklagte Partei lehnte diese Forderung ab. Ein über den
erhöhten Kartenpreis hinausgehender Schaden der klagenden
Partei besteht nicht, der Kläger sieht den höheren Kartenpreis
für Männer als geschlechtliche Diskriminierung an, durch die
sein Image als Mann geschädigt ist. 
Die getroffenen Feststellungen gründen sich auf
nachstehende Beweiswürdigung:
Die Feststellungen gründen sich im Wesentlichen auf die
größtenteils unstrittigen Beweisergebnisse. Hinsichtlich der
Beweggründe der beklagten Partei für die unterschiedliche
Preisgestaltung und die weiteren Maßnahmen zur Förderung des
Damenfußballs gründen sich die Feststellungen auf die
glaubwürdigen Aussagen des Zeugen Dr. Thomas Hollerer.
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Rechtlich folgt: 
Gemäß § 40b GlBG darf niemand aufgrund des Geschlechts
mittelbar oder unmittelbar beim Zugang zu und bei der
Versorgung mit Gütern und Dienstleistungen, die der
Öffentlichkeit zur Verfügung stehen, diskriminiert werden. Das
Zusehen bei einem Fußballspiel nach Erwerb einer
Eintrittskarte erfüllt das Erfordernis von „Gütern und
Dienstleistungen“, die einem unbestimmten Personenkreis
angeboten werden und daher der Öffentlichkeit zur Verfügung
stehen. Gemäß § 40c GlBG liegt eine unmittelbare
Diskriminierung vor, wenn eine Person aufgrund ihres
Geschlechts in einer vergleichbaren Situation eine weniger
günstige Behandlung als eine andere Person erfährt, erfahren
hat oder erfahren würde.  Unterschiedliche Preisgestaltungen
für Frauen und Männer, die nur aufgrund des Geschlechtes
bestehen, stellen daher eine unmittelbare Diskriminierung dar.
Die Bereitstellung von Gütern oder Dienstleistungen
ausschließlich oder überwiegend für ein Geschlecht ist gemäß §
40d GlBG jedoch keine Diskriminierung, wenn dies durch ein
rechtmäßiges Ziel gerechtfertigt ist und die Mittel zur
Erreichung dieses Ziels angemessen und erforderlich sind.
Keine Diskriminierung stellen darüber hinaus gemäß § 40e GlBG
positive Maßnahmen zur Förderung der Gleichstellung dar, mit
denen Benachteiligungen aufgrund des Geschlechts verhindert
oder ausgeglichen werden. 
Bei der beklagten Partei handelt es sich um einen
gemeinnützigen Verein, dessen primärer Zweck die Förderung,
Beaufsichtigung und Regelung  des Fußballsports in Österreich
ist. Darunter fällt auch die Förderung des Interesses der
Frauen am aktiven wie passiven Fußballsport. Das Ziel Fußball
„auf eine breitere Basis zu stellen“ und insbesondere die
Förderung des Frauenfußballsportes ist als rechtmäßiges Ziel
im Sinne des § 40d GlBG zu qualifizieren. Wirtschaftliche
Zwecke oder Marketingstrategien sind nicht der primäre Zweck
der Ermäßigungen, da die beklagte Partei als gemeinnütziger
Verein gemäß § 1 VereinsG nicht auf Gewinn berechnet sein darf
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und ihr Vermögen nur für den Vereinszweck, also wiederum für
die Förderung des Fußballsports, nützen darf.
Dass durch Preisreduktionen das Interesse von Frauen
gefördert werden kann, lässt sich damit belegen, dass im
Zeitraum, in dem ermäßigte Karten angeboten wurden, der Anteil
der weiblichen Besucher bei Fußballländerspielen um 10 - 15%
jährlich gestiegen ist. Die Verdoppelung der Anzahl der reinen
Damenmannschaften und der Spielerinnen in den letzten Jahren
zeigt auch, dass die Maßnahmen der beklagten Partei zur
Förderung des Damenfußballs erfolgreich sind. Der Verkauf von
ermäßigten Eintrittskarten für Damen ist als Teil der
Maßnahmen zur Förderung des aktiven Damenfußballs zu werten,
weil bei einem durch den Besuch der Spiele geweckten höheren
Interesse an dieser Sportart auch die Bereitschaft, den Sport
aktiv auszuüben, gesteigert wird. Damit sind die ermäßigten
Eintrittspreise für Frauen als angemessenes und erforderliches
Mittel zur Erreichung dieses Ziels zu qualifizieren.
Die Klage war daher abzuweisen.
Die Kostenentscheidung gründet sich auf § 41 ZPO. 
Bezirksgericht Leopoldstadt
1020 Wien, Taborstr. 90-92
Abteilung 31, am 17.5.2010
Mag. Werner MAYER
Richter
elektronische Ausfertigung gem. § 79 GOG
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Abstract  ENGLISH: The  present  Master’s  thesis  focuses  on  the  translation  of  legal  texts  and  the challenges  faced  by  the  translators  of  legal  texts.  The  very  first  part  of  the  paper discusses the theory of legal translation with its  various aspects, problems being likely to encounter while translating legal texts, methods of solving those problems and   the basic  principles  to  be  maintained  when  dealing  with  legal  texts  as  a  translator.  The second  part  concentrates  on  the  comparison  of  laws  (comparative  law)  being  an essential  element  of  the  process  of  translationg  legal  texts  with  its  functions  and methodology.  The  third  part  attempts  to  find  out  what  the  relation  between  legal translation  and  comparative  law  is.  The  fourth  part  is  dedicated  to  the  translation  of court  verdicts  in  general  and  the  fifth  and  sixth  parts  discuss  the  composition  of  the Austrian  and  Polish  civil  law  verdicts  according  to  the  relevant  legal  provisions  and their micro‐ and macrostructure. The seventh part  focuses on the text  intelligibility  in general, while in the next one the intelligibility of a few examples of Austrian and Polish civil law verdicts is analysed. The last part of the paper is an attempt of a translation of a court verdict from Polish into German using the methodes discussed in the prior parts of the thesis.  DEUTSCH: Den  Kern  der  vorliegenden  Masterarbeit  stellen  das  Übersetzen  von Rechtstexten  und  die  Herausforderungen  dar,  mit  denen  die  Übersetzerinnen  und Übersetzer  von  Rechtstexten  konfrontiert  werden.  Das  erste  Kapitel  bespricht  die theoretischen  Grundlagen  der  Rechtsübersetung,  die  bei  der  Rechtsübersetzung vorkommenden Probleme  samt einschlägigen Lösungssätzen sowie die zu beachtenden Grundprinzipien  der  Rechtsübersetzung.  Das  zweite  Kapitel  konzentriert  sich  auf  die Rechtsvergleichung,  die  beim  Übersetzen  von  Rechtstexten  eine  große  Rolle  spielt, deren  Funktionen  und  Methoden.  Im  dritten  Kapitel  wird  das  Verhältnis  von Rechtsübersetzung  und  Rechtsvergleichung  erörtert.  Im  Vordergrund  des  vierten Kapitels steht das Übersetzen von Gerichtsurteilen im Allgemeinen und die Kapitel fünf 
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und  sechs  befassen  sich  mit  dem  Aufbau  der  österreichischen  und  polnischen zivilrechtlichen  Urteile  im  Hinblick  auf  ihre  Mikro‐  und  Makrostruktur  sowie einschlägige  Rechtsvorschriften.  Das  siebte  Kapitel  widmet  sich  der  Problematik  der Verständlichkeit von Rechtstexten.  Im achten Kapitel werden vier österreichische und vier  polnische  zivilrechtliche  Urteile  auf  ihre  Verständlichkeit  analysiert.  Das  letzte Kapitel  stellt  eine Übersetzung  eines  polnischen  Scheidungsurteils  ins  österreichische Deutsche unter Anwendung einschlägiger  in vorigen Kapiteln besprochener Methoden der Rechtsübersetzung dar. 
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